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Das Jahr der Entscheidungen

Das Jahr 2015 verspricht, ein ereignisreiches für die Vereinten Nationen zu werden: Neben 
Gedenkanlässen wie 70 Jahre UN, 20 Jahre Srebrenica, 20 Jahre Weltfrauenkonferenz, 15 Jahre 
Resolution 1325 und 10 Jahre Schutzverantwortung, stehen große Weichenstellungen für die 
Zukunft an: Im September soll eine neue universelle Entwicklungsagenda auf den Weg ge-
bracht und im Dezember in Paris ein neues bindendes Klimaabkommen ausgehandelt werden. 
Außerdem wird die UN-Friedenssicherung einer gründlichen Überprüfung unterzogen. Welche 
Rolle die Vereinten Nationen in all dem spielen und wie sehr sie die Entscheidungen beeinflussen 
werden, soll in den diesjährigen Heften der Zeitschrift Vereinte Nationen untersucht und 
hinterfragt werden. 

Doch zu Beginn dieses Jahres werfen wir einen Blick zurück auf den ›Arabischen Frühling‹, ge-
nauer gesagt auf zwei Länder, bei denen der UN-Sicherheitsrat trotz ähnlicher Situation auf gegen-
sätzliche Weise reagiert hat: Libyen und Syrien. Warum wurde in Libyen interveniert und in Syrien 
nicht? Füsun Türkmen hat einige erklärende Faktoren zusammengetragen. Die Umsetzbarkeit des 
Konzepts der Schutzverantwortung muss aus ihrer Sicht verbessert werden, soll das Konzept nicht 
bald der Vergangenheit angehören.

Thorsten Benner ist der Frage nachgegangen, warum bei den blutigen Konflikten, die im 
Jahr 2014 die Öffentlichkeit aufrüttelten und bis heute andauern, Irak, Syrien und Ukraine, die 
Vereinten Nationen praktisch keine Rolle spielen. Er identifiziert sowohl systemimmanente als 
auch externe Faktoren, die für die eingeschränkte Handlungsfähigkeit ausschlaggebend sind und 
zeigt Wege auf, um diese Defizite zu beheben.

Die langfristige Wirkung der konzeptionellen UN-Arbeit ist Gegenstand von Devin Joshis und 
Roni Kay O’Dells Beitrag. Darin untersuchen sie den Einfluss des Begriffs ›menschliche Entwick-
lung‹ und des Berichts über die menschliche Entwicklung seit 1990. Als Ergebnis können sie eine 
stetig zunehmende mediale Aufmerksamkeit für den Index und die Berichte feststellen – weitaus 
mehr als bei den Entwicklungsberichten der Weltbank.

Einer der geistigen Väter der Idee menschliche Entwicklung ist Amartya Sen. Er war der erste 
hauptverantwortliche Autor der Berichte für die menschliche Entwicklung beim UN-Entwick-
lungsprogramm. An seinem Beispiel und an der Person Francis Deng erläutert Ingvild Bode Bedin-
gungen, die dazu beitragen, dass UN-Bedienstete Ideen entwickeln und verbreiten, welche zu ei-
nem grundsätzlichen Wandel in der internationalen Politik führen.

Ich wünsche eine anregende Lektüre.

Anja Papenfuß, Chefredakteurin
papenfuss@dgvn.de
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Von Libyen zu Syrien: Aufstieg und Untergang  
der humanitären Intervention? 
Füsun Türkmen

Im Zuge des ›Arabischen Frühlings‹ kam es in Libyen 
und in Syrien zu Unruhen, die sich zu Bürgerkriegen 
ausweiteten. Während in Libyen militärisch inter-
veniert wurde, um drohende Massenverbrechen zu 
verhindern, wurde in Syrien, wo bislang mehr als 
191 000 Menschen ums Leben kamen, bis heute nicht 
interveniert. Der vorliegende Beitrag nennt die Fak-
toren, die dazu führten, dass das Konzept der Schutz-
verantwortung (Responsibility to Protect – R2P) in 
Libyen angewandt wurde und in Syrien nicht. Soll 
das Konzept nicht bald der Vergangenheit angehö-
ren, muss es überarbeitet und operationalisierbar 
gemacht werden. 

Kurz nachdem der ›Arabische Frühling‹ Anfang 2011 
die Küste Libyens erreichte und seine Bewohner ge-
gen die mehr als 40 Jahre bestehende Diktatur auf-
begehrten, verkündete Libyens Staatschef Muammar 
al-Gaddafi, er würde »Libyen säubern, Zoll um Zoll, 
Haus um Haus, Haushalt um Haushalt, Gasse um 
Gasse, jede einzelne Person, bis ich dieses Land ge-
säubert habe«, wobei er die Demonstranten als »Rat-
ten« und »Kakerlaken« bezeichnete, die vernichtet 
werden müssten1.

Als seine Truppen die Rebellenhochburg in Ben-
gasi ins Visier nahmen, schwor er »keine Gnade zu 
zeigen«2. Der amerikanischen Regierung zufolge wä-
ren ohne eine internationale Intervention vermutlich 
um die 100 000 Menschen ums Leben gekommen, 
entweder durch direkte militärische Handlungen oder 
indirekt, dadurch, dass die Regierungstruppen den 
Zugang zu Nahrungsmitteln, Wasser und anderen 
lebensnotwendigen Gütern verwehren.3 Die Schwere 
der Bedrohung führte zu Resolution 1973, in welcher 
der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen den Weg für 
eine humanitäre Intervention4 ebnete, auf Grundlage 
»seiner großen Besorgnis über die sich verschlim-
mernde Lage, die Eskalation der Gewalt und die zahl-
reichen Opfer unter der Zivilbevölkerung«5.

In Syrien, wo fast zeitgleich Aufstände gegen eine 
andere 40 Jahre alte Diktatur, die Assad-Dynastie, 
ihren Anfang nahmen, sind in dem bis heute andau-
ernden Bürgerkrieg bereits über 191 000 Tote zu 
beklagen.6 Die UN haben nachgewiesen, dass sogar 
Chemiewaffen gegen die Bevölkerung eingesetzt wur-
den.7 Bis Ende 2014 wurden zu Syrien von den UN-
Organen zahlreiche Resolutionen verabschiedet und 
Berichte veröffentlicht: fünf Resolutionen und fünf 
Erklärungen des Präsidenten des Sicherheitsrats, acht 
Berichte des Generalsekretärs, 24 Briefe des Sicher-
heitsrats, fünf Resolutionen der Generalversamm-

lung, fünf Resolutionen und drei Berichte des Men-
schenrechtsrats. Ferner fanden fünf Sondertreffen des 
Sicherheitsrats statt.8 Die Dokumente bestätigen alle 
»ein unannehmbares und eskalierendes Ausmaß der 
Gewalt« sowie die »höchste Beunruhigung über die 
erhebliche und rasche Verschlechterung der huma-
nitären Lage in Syrien«9. Dennoch wurde nie eine 
humanitäre Intervention in Betracht gezogen.

Als mit der Libyen-Resolution 1973 eine der am 
schnellsten verabschiedeten Resolutionen in der Ge-
schichte des Sicherheitsrats angenommen wurde, mit 
dem Ziel, Menschenrechte mit militärischen Mit-
teln zu schützen, schien die Welt an der Schwelle zu 
einer neuen Ära zu stehen – einer Ära, in der die uni-
versellen Menschenrechte über der nationalen Sou-
veränität stehen. Wie konnte es bei der Situation in 
Syrien zu einer solchen Tatenlosigkeit der internatio-
nalen Gemeinschaft kommen, die an die schlimms-
ten Zeiten des Kalten Krieges erinnert?

Prof. Dr.  
Füsun Türkmen,
geb. 1955, unter-
richtet Internatio-
nale Beziehungen 
an der Galatasaray 
Universität, 
Istanbul.

   1  Siehe: Report of the High Commissioner under Human Rights Coun-

cil resolution S-15/1, UN Doc. A/HRC/17/45 v. 7.6.2011, Abs. 5.

   2  Ishaan Tharoor, Gaddafi Warns Benghazi Rebels: We Are Coming, 

And There’ll Be No Mercy, Time, 17.3.2011.

   3  Laura Rosen, Averting Srebrenica on Steroids, Envoy, 23.3.2011, 

zitiert nach: Robert A. Pape, When Duty Calls: A Pragmatic Standard 

of Humanitarian Intervention, International Security, 37. Jg., 1/2012, 

S. 64.

   4  In diesem Beitrag wird der Begriff ›humanitäre Intervention‹ wie 

folgt verstanden: »als eine Androhung oder ein Einsatz von Gewalt 

über staatliche Grenzen hinweg durch einen Staat (oder eine Gruppe 

von Staaten), um weit verbreitete und schwere Verletzungen grund-

legender Menschenrechte von Individuen, die nicht die eigenen Staats-

bürger sind, zu verhindern oder zu beenden, ohne die Genehmigung 

des Staates, auf dessen Territorium die Gewalt eingesetzt wird«, J.L. 

Holzgrefe/Robert O. Keohane (Eds.), Humanitarian Intervention: Ethical, 

Legal, and Political Dilemmas, Cambridge 2003, S. 17. Humanitäre In-

tervention beruht auf dem Konzept der Schutzverantwortung (Re-

sponsibility to Protect), siehe: International Commission on Interven-

tion and State Sovereignty (ICISS), The Responsibility to Protect, Ottawa, 

International Development Research Center, Dezember 2001.

   5  UN-Dok. S/RES/1973 v. 17.3.2011, Präambel.

   6  Pillay Castigates ›Paralysis‹ on Syria, as New UN Study Indicates 

over 191,000 People Killed, OHCHR, Genf, 22.8.2014.

   7  Siehe UN-Dok. S/RES/2118 v. 27.9.2013.

   8  Eine Zusammenstellung relevanter Dokumente ist zu finden: 

UNRIC Library Backgrounder Syrian Arab Republic,  Brüssel, 15.12.2014.

   9  UN-Dok. S/RES/2139 v. 22.2.2014, Präambel.
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ter anwandte, um ihre Gegner in Schach zu halten. 
Daher lag die Vermutung nahe, dass Gaddafi tat-
sächlich keine Gnade walten lassen würde, als 
er seinem Volk öffentlich mit einem Blutbad 
drohte.

n	 ›Wiedergutmachungs-Politik‹ war ein Faktor von 
eher moralischer Natur, der der Intervention in 
Libyen zugrunde lag.12 Der Begriff bezieht sich 
auf eine Neuausrichtung der Haltung der USA ge-
genüber den Staaten des ›Arabischen Frühlings‹. 
Zuvor waren die Beziehungen von Zurückhaltung 
oder gar fortgesetzter Unterstützung der alten Re-
gime in Ländern wie Ägypten und Tunesien ge-
prägt. Mit anderen Worten: Als klar wurde, dass 
dies der falsche Weg war, musste Washington der 
Welt beweisen, dass es das Streben nach Demo-
kratie in diesem Teil der Welt durchaus unter-
stützt. Zudem hatten die ein Jahrzehnt lang dau-
ernden Konfrontationen in Afghanistan und Irak 
die muslimischen Staaten gegen die USA aufge-
bracht. Aus diesen Gründen wurde Libyen als eine 
gute Möglichkeit betrachtet, der muslimischen 
Welt das Wohlwollen der USA zu demonstrieren. 

n	 Die Bedeutung des libyschen Erdöls für die USA 
und die westliche Welt mag die Intervention be-
fördert haben, war aber kein entscheidender Fak-
tor. Dennoch sind die libyschen Ölreserven die 
fünftgrößten der Welt: 1,8 Millionen Barrel pro 
Tag wurden im Jahr 2010 gefördert, 1,5 Millio-
nen davon wurden in den europäischen Markt ex-
portiert.13 Zudem war infolge der Annäherung 
zwischen Libyen und dem Westen in den ersten 
Jahren des 21. Jahrhunderts der amerikanische 
Anteil an der libyschen Ölindustrie deutlich ge-
stiegen. Daher bestand ein Interesse, die Zusam-
menarbeit zu vertiefen. Ein langwieriger Konflikt 
mit Libyen hätte den Weltölmarkt hart treffen 
können; Ölknappheit und steigende Ölpreise wä-
ren eine Folge gewesen.

n	 »Libyen ist keine moderne Militärmacht, es ist 
eine moderne militärische Farce«, schreibt ein Ex-
perte.14 Die Schwäche des libyschen Militärs war 
ein wichtiger Faktor, der der Koalition ermög-
lichte, das Kriterium der ›realistischen Aussicht 
auf Erfolg‹15 bei einer humanitären Intervention 
zu erfüllen. Die militärische Stärke vor der Inter-
vention wurde beziffert auf 80 000 Soldaten und 
45 000 Reservisten, 530 Panzer, 2840 Kampf-
fahrzeuge, 650 Geschütze, 580 Luftabwehrwaf-
fen, 480 Luftfahrzeuge und 21 Kriegsschiffe.16 
Obgleich diese Zahlen für ein kleines Land mit 
rund sechs Millionen Einwohnern nicht unbe-
deutend sind, waren große Teile dieser militäri-
schen Fähigkeiten nicht einsatzbereit oder eingela-
gert. Ein überholtes Raketenabwehrsystem aus 
Sowjetzeiten zeigte zudem die technischen Gren-
zen des libyschen Militärs auf. Als die Armee-
angehörigen nach und nach fahnenflüchtig wur-

Um diese Frage zu beantworten, werde ich im Fol-
genden einige wesentliche Faktoren identifizieren, die 
für die Intervention in Libyen beziehungsweise die 
Nichtintervention in Syrien ausschlaggebend waren.

Libyen: Gründe für die Intervention

n	 Wie aus Resolution 1973 hervorgeht, waren rein 
humanitäre Gründe ausschlaggebend für die In-
tervention in Libyen. Darüber bestand weltweit 
Konsens. Selbst der ehemalige amerikanische Au-
ßenminister Henry Kissinger, bekannt für seinen 
zynischen Realismus, pflichtete bei: »Obwohl für 
die Vereinigten Staaten in Libyen keine vitalen 
Interessen auf dem Spiel stehen, könnte man eine 
begrenzte militärische Intervention allein aus hu-
manitären Gründen rechtfertigen«10. Dies stand 
zudem im Einklang mit der Nationalen Sicher-
heitsstrategie der USA aus dem Jahr 2010. Zwei 
der vier strategischen Ziele trafen auf Libyen zu: 
das Streben nach »Achtung der universellen Wer-
te zu Hause und auf der ganzen Welt« und die 
Idee »einer unter Führung der USA vorangebrach-
ten internationalen Ordnung, welche durch eine 
engere Kooperation Frieden, Sicherheit und Mög-
lichkeiten fördert, um globale Herausforderun-
gen anzugehen«11. Die USA sind hier der Hauptre-
ferenzpunkt, weil eine NATO-Intervention ohne 
ihre Führung niemals stattgefunden hätte.

n	 Libyens schlechte Menschenrechtsbilanz bekräf-
tigte dieses erste Argument, wodurch die unmit-
telbare Bedrohung für die Zivilbevölkerung höchst 
glaubwürdig wirkte. Libyen ist ein Land, in dem 
in den 42 Jahren von Gaddafis Herrschaft weder 
politische Parteien oder Gruppierungen, noch 
nichtstaatliche Medien oder unabhängige zivil-
gesellschaftliche Organisationen zugelassen wa-
ren. Bürger riskierten Festnahmen und lange Ge-
fängnisstrafen nach unfairen Gerichtsprozessen, 
wenn sie die Regierung kritisierten, die auch Fol-

Libyen wurde als  
eine gute Möglich-

keit betrachtet,  
der muslimischen 

Welt das Wohl- 
wollen der USA  

zu demonstrieren. 

Große Teile der 
militärischen 

Fähigkeiten Libyens 
waren nicht 

einsatzbereit.

Quelle: dpa-Infografik, 22. März 2011.
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den und zu den Rebellen überliefen, wurde Gad- 
dafis Niederlage zur Gewissheit.

n	 Die entscheidende Rolle Frankreichs bei der In-
tervention sollte nicht unberücksichtigt bleiben. 
Die interventionsfreudige Haltung der franzö
sischen Regierung muss jedoch in diesem Fall 
eher als ein Produkt politischen Pragmatismus’ 
angesehen werden und nicht als ein Beispiel für 
Frankreichs traditionelle Unterstützung huma-
nitärer Interventionen. Präsident Nicolas Sarko-
zys Reputation war aufgrund verschiedener Um-
stände stark gefährdet: Da waren das Versäumnis, 
mit dem aufkeimenden ›Arabischen Frühling‹ um-
zugehen, die Entlassung der französischen Au-
ßenministerin sowie die anhaltende und sich zu-
spitzende Debatte über den Islam und die Pro- 
blematik afrikanischer Flüchtlinge.17 Als Sarkozy 
schließlich gezwungen war, seinen Führungswil-
len zu demonstrieren, übte Bernard-Henri Lévy, 
Menschenrechtsaktivist und einflussreicher In-
tellektueller, willkommenen Druck auf ihn aus 
und hob die moralische Verpflichtung Frankreichs, 
in Libyen einzuschreiten, hervor. In dramatischen 
Worten erklärte Lévy, dass andernfalls das Blut 
des Massakers an der französischen Flagge haf-
ten würde18 und vermittelte persönlich das erste 
Treffen zwischen Sarkozy und den libyschen Re-
bellen.19 Infolgedessen war Frankreich das erste 
Land, das den Nationalen Übergangsrat Libyens 
im März 2011 anerkannte. So griff die französi-
sche Luftwaffe die libyschen Truppen unter dem 
Banner der humanitären Intervention an, noch be-
vor die NATO-Mission offiziell begann. Das fran-
zösische Engagement knüpfte zudem an die Poli-
tik der politischen Einflussnahme in Nordafrika 
an. Nicht zuletzt war es auch ein Beitrag zur 
Demokratisierung des Kontinents.

n	 Auch die politische und geografische Lage Libyens 
hat die Intervention maßgeblich begünstigt. Gad
dafis Position nach innen war sehr geschwächt. 
Er hatte auf der ganzen Welt keine Verbündeten 
mehr. Gaddafi wurde von der internationalen Ge-
meinschaft geächtet für die Brutalität seines Re-
gimes, seine offenkundige Unterstützung des Ter-
rorismus, seine aggressive anti-westliche Rhetorik 
und die krankhafte Dimension seiner bizarren 
Persönlichkeit. Trotz seiner fortwährenden Be-
zugnahme auf den Islam hatte er die Bevölke-
rung bereits so sehr gegen sich aufgebracht, dass 
diese nach einer Alternative in der Art der Mus-
limbruderschaft suchten, was die Revolte be-
schleunigte. Des Weiteren herrschte Gaddafi über 
eine Gesellschaft, die aus mehr als hundert Stäm-
men bestand. Diese heterogene Struktur spielte 
eine entscheidende Rolle während des gesamten 
Konflikts, da Stämme aus dem rebellischen Os-
ten gegen Pro-Gaddafi-Stämme aus dem Westen 
kämpften. Neben der bereits erwähnten Schwä-

10  Henry A. Kissinger and James A. Baker III, Grounds for U.S. Military 

Intervention, The Washington Post, 10.4.2011.

11  National Security Strategy, The White House, Washington, D.C. 

2010, S. 7.

12  Der Begriff ›Wiedergutmachungspolitik‹ (redemption politics) 

stammt von Stefan Hasler, Explaining Humanitarian Intervention in 

Libya and Non-Intervention in Syria, Masterarbeit, vorgestellt an der 

Naval Postgraduate School, Monterey, Kalifornien, Juni 2012, S. 107 

und 130.

13  Energy Information Administration, Country Analysis Briefs: Libya, 

S. 5, www.eia.gov/countries/analysisbriefs/cabs/Libya

14  Anthony H. Cordesman, The Military Balance in the Middle East, 

Westport, Connecticut 2004, S. 96.

15  Alle Kriterien sind zu finden in: ICISS, The Responsibility to Pro-

tect, a.a.O. (Anm. 4).

16  Vgl. Jane’s Military and Security Assessments, www.janes.com; 

Peter D. Wezeman, Conventional Strategic Military Capabilities in the 

Middle East, SIPRI, www.sipri.org/research/armaments/transfers/ 

publications/other_publ/other%20publications/conventional-stra 

tegic-military-capabilities-in-the-middle-east; CIA The World factbook, 

www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/index.html, 

alle zitiert nach: Hasler, a.a.O. (Anm. 12), S. 94.

17  Siehe Hasler, a.a.O. (Anm. 12), S. 125f.

18  Steven Erlanger, By His Own Reckoning, One Man Made Libya a 

French Cause, The New York Times (NYT), 1.4.2011.

19  Siehe Hasler, a.a.O. (Anm. 12), S. 125f.

20  Ellen Barry, Putin Criticizes West for Libyan Incursion, NYT, 26.4.2011.

che des Militärs trug auch die geografische Be-
schaffenheit des Landes – 95 Prozent Wüste mit 
einigen wenigen Städten entlang der Mittelmeer-
küste – dazu bei, dass die Operation vergleichs-
weise einfach durchgeführt werden konnte. 

Fazit Libyen

Die oben aufgeführten Faktoren haben auf unter-
schiedliche Weise zur militärischen Intervention im 
Jahr 2011 in Libyen beigetragen. Sie kann als der 
bislang erfolgreichste Versuch einer humanitären In-
tervention betrachtet werden. 

Gleichwohl folgte rasch harsche Kritik – vor al-
lem aus Russland bei einer von Ministerpräsident 
Wladimir Putin im April 2011 in Kopenhagen ab-
gehaltenen Pressekonferenz. Er bezeichnete die Re-
solution 1973 als einen »mittelalterlichen Aufruf zu 
einem Kreuzzug«. Damit machte er deutlich, in offe-
ner Uneinigkeit mit Staatspräsident Dmitri A. Med-
wedew, dass er ein Veto gegen die Resolution einge-
legt hätte. Putin griff schließlich die NATO für deren 
Überschreitung ihres Mandats an und dafür, »dass 
sie das Souveränitätsprinzip und die Wünsche des li-
byschen Volkes verletzt hätte«.20 Bis heute bezeich-
net er die NATO-Intervention in Libyen als einen 
»falschen Vorwand für eine humanitäre Interventi-

Die militärische 
Intervention in 
Libyen 2011 kann als 
der bislang erfolg-
reichste Versuch 
einer humanitären 
Intervention 
betrachtet werden.
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diesem Hintergrund teilte der NATO-General-
sekretär am 17. Februar 2012 mit, dass das Bünd-
nis keine Absicht hätte, in Syrien einzugreifen, 
und drängte die arabischen Staaten, eine andere 
Lösung zu finden.28 Ferner machte ein vertrau-
licher, nach dem Einsatz ›Unified Protector‹ in 
Libyen verfasster NATO-Bericht vom Februar 
2012 deutlich, dass ein Engagement der NATO 
in Syrien einige militärische Risiken berge und 
gewisse Voraussetzungen erfüllt sein müssten. 
Zum einen habe die Intervention in Libyen meh-
rere militärische Mängel, wie Koordinierungs- 
und Personalprobleme, innerhalb der NATO 
aufgezeigt; zum anderen sei das Bündnis von der 
aktiven Beteiligung der amerikanischen Streit-
kräfte abhängig, da Syriens leistungsfähigeres Mi-
litär schwer zu zerstören wäre.29 

n	 Ein weiterer Faktor für das Nichteingreifen in Sy-
rien ist in der Interventionsmüdigkeit der USA in 
militärischer, wirtschaftlicher und menschlicher 
Hinsicht zu sehen. Nach zehn Jahren Krieg in 
Irak und fast fünfzehn Jahren Krieg in Afghanis-
tan mit Kosten zwischen vier und sechs Billionen 
US-Dollar und über 6000 Todesopfern unter dem 
militärischen Personal war die Unterstützung für 
eine weitere Intervention, die die nationalen 
Interessen nicht unmittelbar betraf, bereits in 
Libyen gering.30 Im Jahr 2011 waren lediglich 
27 Prozent der Amerikaner der Meinung, dass 
die USA sich in Libyen engagieren sollten, wäh-
rend 63 Prozent dagegen waren.31 Der durch-
schlagende Erfolg des am 23. März 2011 begon-
nenen und bis 31. Oktober 2011 laufenden 
NATO-Einsatzes schien die Meinung der Ame-
rikaner nicht grundsätzlich geändert zu haben. 
Umfragen nach den syrischen Giftgasangriffen 
gegen Zivilisten vom August 2013 zeigten: 28 
Prozent der Amerikaner waren für (ausschließ-
lich) Luftangriffe, während 63 Prozent weiterhin 
dagegen waren.32 Eine Wirtschaftskrise, eine er-
mattete Armee und eine negative öffentliche 
Meinung ließ die Regierung von Barack Obama 
jedwedes militärisches Engagement vermeiden. 
Stattdessen habe sie »Informationen politisiert«, 
so ein Kommentator: Syriens große militärische 
Schlagkraft wurde hervorgehoben und die Leis-
tungsfähigkeit der Opposition herunterspielt, 
»um ihr Nichtstun zu rechtfertigen«33. 

n	 Ein weiterer einflussreicher Faktor für die ame-
rikanische Politik gegenüber Syrien könnte die 
delikate Position ihres Verbündeten Israel sein. 
Einerseits ist Israel ein erklärter Gegner des As-
sad-Regimes aufgrund dessen Verbindungen zu 
Iran, der Hisbollah und der Hamas, andererseits 
ist es ebenso besorgt angesichts des Aufstiegs von 
mit Al-Qaida eng verbundenen Oppositionsbe-
wegungen in Syrien wie die Al-Nusra-Front. Aus 
diesem Grund muss Washington jegliche Schrit-

on«21. Bald darauf kritisierten weitere Personen den 
Beitrag der NATO zu einem gewaltsamen Regime-
wechsel. Die ehemalige Chefanklägerin der Interna-
tionalen Strafgerichtshöfe für das ehemalige Jugos-
lawien und für Ruanda Louise Arbour warf hingegen 
die Frage auf, ob ein Regimewechsel nicht die logi-
sche Folge einer jeden Entscheidung sei, die Schutz-
verantwortung (Responsibility to Protect) anzu-
wenden. »Wenn ein Staat (…) seine Bevölkerung 
massakriert, warum sollten dann ›alle erforderlichen 
Maßnahmen‹ nicht auch das Außer-Gefecht-setzen 
der Verantwortlichen einschließlich ihrer Vertrei-
bung von der Macht beinhalten?«22 Genau das ist 
es, was in Syrien auf dem Spiel steht. 

Syrien: Gründe für die Nichtintervention

n	 Trotz der beispiellosen humanitären Krise in 
Syrien war und ist Russlands unerschütterliche 
Unterstützung des Assad-Regimes der ausschlag-
gebende Faktor für die Passivität der internatio-
nalen Gemeinschaft. Wenn in einem Resolutions-
entwurf des Sicherheitsrats von Maßnahmen ge- 
gen die schweren und systematischen Menschen
rechtsverletzungen und den Einsatz von Gewalt 
gegen Zivilpersonen durch die syrischen Staats-
organe die Rede war, argumentierte Russland, 
der Entwurf würde nicht die friedliche Lösung 
des Konflikts fördern,23 nicht die von Extremis-
ten gegen das syrische Regime gerichtete Gewalt 
berücksichtigen und ein unausgewogenes Signal 
an die syrischen Parteien senden.24 Andererseits 
sollte unterstrichen werden, dass »die Frage bleibt, 
ob eine UN-Resolution etwas geändert hätte, 
solange militärische Mittel ausgeschlossen sind. 
Die Resolutionsentwürfe, gegen die Russland und 
China ihr Veto einlegten, enthielten diplomatische 
Gesten, aber keine Sanktionen, obwohl Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit mehrfach nach-
gewiesen wurden (…)«25. 

n	 Die militärischen Risiken, die mit einer Interven-
tion verbunden wären, waren und sind in Syrien 
weitaus höher als in Libyen. Zunächst einmal sind 
die syrischen Streitkräfte viel stärker aufgestellt: 
292 400 Soldaten und 325 000 Reservisten, 
4950 Panzer, 6610 Kampffahrzeuge, 2160 Ge-
schütze, 3310 Luftabwehrwaffen, 830 Luft-
fahrzeuge, 19 Kriegsschiffe (darunter zwei Fre-
gatten) und eine unbekannte Anzahl an 
Langstreckenwaffensystemen.26 Bekannt ist fer-
ner, dass Russland seit dem Jahr 2006 seine Waf-
fenexporte nach Syrien um das Zehnfache erhöht 
hat (von 16 Mio. US-Dollar auf 162 Mio. US-
Dollar). Weitere Verträge über moderne Waffen 
im Wert von vier Milliarden US-Dollar wurden 
bereits unterzeichnet.27 Die Existenz eines be-
trächtlichen Chemiewaffen-Arsenals ist ein wei-
teres Element, das bedacht werden sollte. Vor 
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te vermeiden, die Israel in diesem delikaten Ba-
lanceakt gefährden könnten.

n	 Zum Teil ging die Kritik an der Intervention in 
Libyen über die von Russland vorgebrachten Ar-
gumente und die Selbstkritik der NATO hinaus 
und erreichte eine grundsätzliche Ebene. Das 
Prinzip der humanitären Intervention wurde hin-
terfragt. Hauptargument war das Chaos, das die 
Intervention in Libyen hinterlassen hat, mit hef-
tigen internen Machtkämpfen und schweren Men-
schenrechtsverletzungen durch Rebellen. Manche 
Kritiker gingen soweit zu behaupten, »(s)elbst 
wenn eine Intervention eine stabile und prospe-
rierende Demokratie hervorbringt, bedeutet die-
ses Ergebnis nicht, dass die Intervention in Libyen 
die richtige Wahl war oder dass ähnliche Inter-
ventionen andernorts vorgenommen werden soll-
ten. Dies herauszufinden, macht einen Vergleich 
der Gesamtkosten des Einsatzes mit seinem Nut-
zen und die Frage, ob dieser Nutzen auch mit 
geringeren Kosten hätte erreicht werden können, 
notwendig. Die Erfahrungen der vergangenen zwei 
Jahrzehnte waren in dieser Hinsicht nicht gerade 
vielversprechend«34. Andere haben argumentiert, 
dass der gewaltsame Sturz eines Diktators andere 
Anführer zu noch mehr Brutalität und dem Er-
werb von Waffen und Unterstützung aus dem Aus-
land animieren könnte. Außerdem würden aus-
ländische Militärinterventionen nicht nur die De- 
mokratisierung verzögern, sondern auch häufig zu 
regionaler Instabilität führen, wie nach dem Li-
byen-Einsatz in Mali.35

n	 Die Krise in Syrien ist ein innerstaatlicher Kon-
flikt, in dem die Unterscheidung zwischen Tätern 
und Opfern sehr viel schwerer fällt. Im Verlauf 
des Konflikts ist ein Wandel der Konstellation zu 
erkennen: von der systematischen Unterdrückung 
durch einen bekannten Täter (das Regime in Da-
maskus), der unschuldigen Zivilisten (Menschen, 
die seit März 2011 auf den Straßen demonstrier-
ten) wissentlich und absichtlich Leid zufügt, zu ei-
ner Konfrontation mit zwei oder mehr Parteien, 
in der die Opfer sich zunehmend mit der organi-
sierten, bewaffneten Widerstandsbewegung 
(Gruppen mit Verbindung zu Al-Qaida, die das 
Land infiltrierten) vermischen. Daher ist nicht 
nur die rechtliche Begründung für eine humani-
täre Intervention immer schwieriger, wenn nicht 
sogar unmöglich geworden, auch die moralische 
Grundlage, auf der diese aufbauen könnte, wurde 
immer wackeliger. Eine Intervention war weit-
aus plausibler und einfacher zu rechtfertigen, be-
vor diese Schwelle überschritten wurde.36 Wie der 
französische Außenminister Laurent Fabius an-
deutete, »(…) hätte Baschar al-Assad noch im 
Juni 2012 problemlos verdrängt werden können, 
da weder Iran noch die Hisbollah vor Ort und 
die Russen zu einem Wandel bereit waren. Durch 

21  Siehe Steven Lee Myers/Ellen Barry, Putin Reclaims Crimea for 

Russia and Bitterly Denounces the West, NYT, 18.3.2014.

22  Louise Arbour, Protection des civils, jusqu’où?, Le Figaro, 29.6.2012.

23  Russia and China Veto Draft Security Council Resolution on Syria, 

UN News, 4.11.2011.

24  Syria: Ban Voices Deep Regret after Security Council Fails to Agree 

on Resolution, UN News, 4.2.2012.

25  Hasler, a.a.O. (Anm. 12), S. 82f.

26  Quellen wie in Anm. 16.

27  James O’Toole, Billions at Stake as Russia Backs Syria, CNN Mo-

ney, 10.2.2012.
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31  Public Wary of Military Intervention in Libya, National Survey Con-
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tion: The Hard Truth About a Noble Nation, Foreign Affairs, 90. Jg., 

Nr. 6, November/Dezember 2011. 

35  Benjamin H. Friedman, Intervention in Libya and Syria Isn’t Hu-

manitarian or Liberal, Cato Institute, Cato at Liberty, 5.4.2012.

36  Zum Konzept dieses ›Schwellen-Ansatzes‹ siehe: Carrie Booth 

Walling, All Necessary Measures: The United Nations and Humanita-

rian Intervention, Philadelphia 2013.

37  Genève II, la conférence de la dernière chance, Paris Match, Nr. 3375, 

23.–29.1.2014, www.parismatch.com/Actu/Politique/Laurent-Fabius-sur 
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die amerikanischen Wahlen, in denen Nichtin-
tervention zum innenpolitischen Thema wurde, 
wurde viel Zeit verschwendet. Heute ist die His-
bollah in Syrien, die Iraner bilden ihre Armee 
aus, die Russen exportieren mehr Waffen denn 
je, und terroristische Gruppen haben das Land 
infiltriert (…)«37. Anders ausgedrückt, es war be-
reits zu spät für eine Intervention, bevor der Is-
lamische Staat (IS) die Bühne betrat. 

n	 Schließlich ist die politische und geografische Lage 
Syriens eine ganz andere als Libyens. Eine weit-
aus größere und heterogenere Bevölkerung mit 
unterschiedlicher religiöser und ethnischer Zuge-
hörigkeit erschwert es, einen gemeinsamen Grund 
für einen Aufstand zu finden. »(..) Erfahrungen 
aus anderen innerstaatlichen Konflikten zeigen, 
dass Minderheiten politische Marginalisierung 
oder sogar Ausweisung fürchten müssen, wenn ein 
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neues Regime das alte ablöst«38. Dies trifft zum 
Beispiel im besonderen Maße für die zehn Pro-
zent der syrischen Christen zu. Ein Sieg der Pro-
Al-Qaida-Fraktion könnte für diesen Teil der Be
völkerung, der gegenüber dem Assad-Regime 
naturgemäß weiterhin loyal ist, verhängnisvoll 
sein. Neben seinem weitaus stärkeren Militär als 
Libyen hat Syrien auch einen weitaus professio-
nelleren und angsteinflößenderen, lange Zeit von 
den Russen ausgebildeten militärischen Geheim-
dienst. Nicht zuletzt ist die Geografie der engste 
Verbündete des Regimes: das gebirgige syrische 
Hinterland erschwert es ausländischen Streitkräf-
ten erheblich vorzudringen, anders als die liby-
sche Wüste und der flache Küstenverlauf.

Fazit Syrien

Die oben aufgeführten Faktoren haben eine huma-
nitäre Intervention in Syrien verhindert, obwohl 
ein Großteil der für eine solche Intervention zu er-
füllenden Kriterien seit langem gegeben war. Mit 
mehr als 191 000 Toten, mehreren Millionen Flücht-
lingen und Binnenvertriebenen sowie dem Einsatz 
von Chemiewaffen gegen die Zivilbevölkerung – was 
Grund genug war, in den neunziger Jahren eine Flug-
verbotszone in Irak einzurichten – steht das Argu-
ment der ›gerechten Sache‹ nicht länger zur Debat-
te. Die ›gerechte Absicht‹ ist auch gegeben, da niemand 
plant, das Land zu besetzen. Es wäre auch als das 
letzte Mittel anzusehen, da diplomatische Bemühun-
gen zu keinem Ergebnis geführt haben – lange vor 
der gescheiterten zweiten Syrien-Friedenskonferenz 
in Genf im Januar 2014. Also waren die entschei-
denden Elemente der Mangel an ›realistischen Aus-
sichten auf Frieden‹ und an einer ›legitimen Autori-
tät‹ aufgrund der bestehenden politischen und mili- 
tärischen Zwänge.39 

Schlussfolgerungen

Welche Lehren können aus den gegensätzlichen Fäl-
len Libyen und Syrien für zukünftige humanitäre 
Interventionen gezogen werden? 

Die wichtigste Lehre ist das richtige Timing. Es 
ist der Schlüssel zum Erfolg einer jeden Intervention, 
einschließlich einer humanitären. Das Versäumnis, 
rechtzeitig zu handeln, hat sich bereits in der Ver-
gangenheit mehrmals als verheerend erwiesen. Bei-
spiele sind hier der Völkermord in Ruanda 1994 und 
das Massaker von Srebrenica 1995. Experten sind 
sich heute einig, dass in Libyen »(…) das Timing 
perfekt war. Als die UN, die NATO und die USA 
über ein Eingreifen verhandelten, waren die An-
führer im Nahen Osten noch mit dem ›Arabischen 
Frühling‹ beschäftigt. Sich der Verletzlichkeit ihrer 
eigenen Regime durchaus bewusst, befürworteten 
die Mitglieder der Arabischen Liga, der Organisati-

on der Islamischen Zusammenarbeit und des Golf-
Kooperationsrats die Einrichtung einer Flugver-
botszone über Libyen durch die UN, einschließlich 
des Einsatzes ›aller erforderlichen Maßnahmen‹ zur 
Verhinderung von Gräueltaten«40. In Syrien hingegen 
wäre das Timing dann perfekt und eine Intervention 
absolut gerechtfertigt gewesen, wenn sie durchge-
führt worden wäre, um unschuldige Menschen vor 
der Gewalt der Regierung zu schützen, bevor die Si-
tuation in eine Konfrontation zwischen verschiede-
nen Lagern ausartete. ›Unschuldig‹ sind in diesem 
Zusammenhang all jene Personen, die keine unge-
rechtfertigte Gewalt ausgeübt haben.41 Dies gilt ge-
meinhin für unbewaffnete Demonstranten, Nicht-
kombattanten in Bürgerkriegen und nahezu für alle, 
die im allgemeinen Sprachgebrauch als Zivilperso-
nen bezeichnet werden.42 Die Intervention in Syrien 
hätte stattfinden müssen, als dies noch als Schutz 
der Zivilbevölkerung und nicht als Beteiligung an 
einem innerstaatlichen gewaltsamen Konflikt hätte 
verstanden werden können. Je mehr Zeit verstrich, 
desto schwieriger wurde es, eine humanitäre Inter-
vention zu rechtfertigen. Die internationale Gemein-
schaft war bereits zuvor mit verspäteten und/oder 
unzureichenden Operationen am richtigen Timing 
gescheitert. Im Fall Syrien versagte sie voll und ganz, 
indem sie überhaupt nicht handelte. 

Der ›Rückstoßeffekt‹, also der positive oder ne-
gative Einfluss einer vorangegangenen Intervention 
auf das Schicksal einer geplanten Intervention, ist ein 
weiterer wichtiger Faktor. Während die gescheiterte 
UN-Operation in Somalia 1993 das Schicksal Ruan-
das ein Jahr später besiegelte, rettete das Scheitern 
in Bosnien (Srebrenica) im Jahr 1999 Kosovo. Die 
Kritik am Libyen-Einsatz hat maßgeblich dazu bei-
getragen, Zweifel in den Köpfen potenzieller Inter-
ventionisten zu säen. Selbstverständlich sollten diese 
nicht nur politische, militärische und ökonomische 
Risiken in Betracht ziehen, sondern auch die öffent-
liche Meinung berücksichtigen; dies gilt im beson-
deren Maße für Führungspolitiker demokratischer 
Staaten. Aus diesem Grund sollte jede Intervention 
sorgfältig geplant und durchgeführt werden, mit dem 
Ziel, die Fehlerquote so gering wie möglich zu halten, 
auch mit Blick auf zukünftige Einsätze. 

Dies führt unweigerlich zu dem Faktor der ›zwin-
genden Selektivität‹, beruhend auf der individuellen 
Dynamik eines jeden Falles, wie sie von den Staa-
ten wahrgenommen wird. Obamas Gründe für das 
Engagement der USA in Libyen machen dies deut-
lich. In einer Zeit des Aufruhrs in vielen anderen Län-
dern der arabischen Welt waren diese Gründe genau 
auf Libyen zugeschnitten.43 Wie Obama anmerkte, 
»(…) können wir unser Militär nicht überall dort 
einsetzen, wo Repression stattfindet. In Anbetracht 
der Kosten und Risiken einer Intervention müssen wir 
unsere eigenen Interessen mit dem Handlungsbedarf 
abwägen (…). In diesem Land – Libyen – zu diesem 
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Zeitpunkt, sahen wir uns mit der Aussicht auf Ge-
walt von entsetzlichen Ausmaßen konfrontiert. Wir 
besaßen die einzigartige Handlungsfähigkeit, diese 
Gewalt aufzuhalten: nämlich ein internationales 
Mandat zum Handeln, ein breites Bündnis, das be-
reit war, sich uns anzuschließen, die Unterstützung 
der arabischen Staaten und ein Appell des libyschen 
Volkes (…)«44. 

Bedauerlicherweise traf nichts davon auf Syrien 
zu, wo das Ausmaß der von Regierungsgegnern ver-
übten Gewalt solche Ausmaße angenommen hat, 
dass sich paradoxerweise sogar noch eine Pro-Assad-
Koalition bilden könnte. Es sollte allerdings betont 
werden, dass, obwohl es keine einheitliche Anwen-
dung der Schutzverantwortung gibt, die Auslegung 
des Konzepts trotzdem konsistent sein sollte.45 Die 
mangelnde Konsistenz wurde in der Vergangenheit 
deutlich in den bewusst mehrdeutigen Wortlauten 
der Resolutionen des UN-Sicherheitsrats – mit tra-
gischen Konsequenzen wie etwa in Ruanda. Dies 
ist einer der Gründe, die zu einer wachsenden Skepsis 
gegenüber der Rolle des Sicherheitsrats geführt ha-
ben, den man kaum als einen Hüter kosmopoliti-
scher humanitärer Werte bezeichnen kann. Dessen 
zweifelhafte Rolle ließ Expertinnen und Experten 
über Alternativen nachdenken. Dazu gehörten etwa 
»ein Rat, bestehend aus demokratischen Staaten 
mit einer guten Menschenrechtsbilanz und -tradition 
als ein geeignetes Gremium, Interventionen zu auto-
risieren«46 oder ein »Gerichtshof für menschliche Si-
cherheit«47, mit unabhängigen Richtern besetzt, die 
eine Intervention genehmigen oder verweigern. 

Vor einigen Jahren wurde ein etwas weniger uto-
pischer Vorschlag gemacht: den einer »pragmatischen 
humanitären Intervention«48. Dem Autor zufolge 
würde das Intervenieren in allen Fällen von Mas-
senverbrechen die Messlatte für humanitäre Inter-
ventionen zu niedrig anlegen, nur in Fällen von Völ-
kermord jedoch zu hoch. Ein Mittelweg für die 
Staaten könnte es sein, humanitäre Interventionen 
nur dann durchzuführen, wenn bestimmte Voraus-
setzungen erfüllt sind. Dies könnte sein, wenn: 
a)	 die Möglichkeit besteht, eine bedeutende Anzahl 

von Menschenleben durch risikoarme Einsätze zu 
retten, 

b)	der zu schützende Teil der Bevölkerung klar von 
dem nichtgefährdeten zu unterscheiden ist,

c)	 es vor Ort einen militärischen Verbündeten gibt,
d)	 regionale und internationale Institutionen die 

Operation gutheißen, 
e)	 die Regierungstruppen anfällig sind für Angriffe 

aus der Luft und vom Wasser. 
Darüber hinaus sollte dauerhafte Sicherheit er-

reicht werden können, entweder durch die örtliche 
Trennung von Tätern und Opfern oder durch eine 
glaubwürdige politische Lösung, an der alle Parteien 
beteiligt sind. Es wurde argumentiert, dass der beste 
Weg zu sinnvollen humanitären Interventionen die 

Verabschiedung eines neuen internationalen Vertrags 
sein würde, um diesen vorgeschlagenen neuen Stan-
dard zu kodifizieren.49 Doch selbst dieser neue Stan-
dard scheint nicht so einfach umsetzbar zu sein: Ers-
tens dürften alle oben aufgeführten Voraussetzun- 
gen nur schwer zu einem gegebenen Zeitpunkt zu 
erfüllen sein; zweitens würde ein solcher Vertrag 
ein zu starres Korsett darstellen, das nicht zwangs-
läufig auf alle Fälle angewendet werden kann, was 
die Verhaltensregeln von vornherein einschränken 
würde. Nicht zuletzt mag es in diesem Zusammen-
hang noch zu früh sein für eine Kodifizierung: Die 
Schutzverantwortung ist bis dato lediglich eine ent-
stehende Norm im internationalen Gewohnheits-
recht und die Anzahl der Signatarstaaten könnte 
möglicherweise relativ gering bleiben. Laut Kofi 
Annan »(…) hätte keiner von uns, die hinter der Ent-
wicklung dieser internationalen Norm stehen, ge-
dacht, dass Staaten plötzlich die Rechte ihrer Bür-
ger anerkennen würden oder dass die Antwort auf 
ein Versagen, dies zu tun, zwangsläufig ein Militär-
einsatz im Namen der Menschenrechte sein würde. 
Wonach wir strebten – und immer noch streben – ist, 
bei den Staatschefs und Regierungen ein Bewusstsein 
dafür zu entwickeln, dass ihre Integration in die Welt-
gesellschaft ohne die Achtung der Menschenrechte 
nicht voranschreiten kann«50.

Vor einigen Jahren 
wurde ein etwas 
weniger utopischer 
Vorschlag gemacht: 
den einer »pragma-
tischen humanitä-
ren Intervention«.
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Hilflos und irrelevant? 
Die Krisendiplomatie der Vereinten Nationen

Thorsten Benner

Syrien, Irak, Ukraine – dies sind nur einige der Kriegs-
schauplätze, die die Welt gegenwärtig in Atem hal-
ten. In keinem dieser gewaltsamen Konflikte schei-
nen die Vereinten Nationen eine erfolgreiche Rolle 
als Friedensstifter oder Vermittler zu spielen. Wach-
sende geopolitische Spannungen schränken den 
Handlungsspielraum der Weltorganisation stark ein. 
Dies gilt vor allem für Krisen, die die vitalen Inter-
essen von Großmächten betreffen wie in Syrien und 
in der Ukraine. Aber selbst wo kaum geopolitische 
Rivalitäten eine Rolle spielen, ist die UN-Krisendi-
plomatie durch zu hohen Erwartungen, die Macht 
lokaler Eliten und zu geringes Mobilisierungspoten-
zial eingeschränkt. Trotz dieser systemimmanen-
ten Schwächen werden die UN weiterhin die letzte 
Instanz für die Krisenbewältigung bleiben. 

Die Welt ist ›aus den Fugen geraten‹. Dieses Bild 
benutzt der deutsche Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier gern, um die gegenwärtige Weltunord-
nung zu beschreiben, in der die Krisen sich zu über-
schlagen scheinen. In seiner Rede vor der UN-Ge-
neralversammlung im September 2014 leitete er 
daraus einen Appell für eine wichtige Rolle der Ver-
einten Nationen ab. Es reiche nicht, so Steinmeier, 
»nach den Vereinten Nationen nur zu rufen. Son-
dern wir müssen diesen Ruf mit Leben füllen! Die 
Hoffnung bleibt nur eine Hoffnung, ein unerreich-
bares Ziel, wenn es nicht Staaten gibt, die bereit sind, 
Verantwortung zu übernehmen. Die Vereinten Na-
tionen sind kein Forum, an das wir Verantwortung 
abschieben – Die Vereinten Nationen sind ein Fo-
rum, durch das wir Verantwortung auf uns neh-
men!«1 

Das ist ambitioniert und treffend formuliert. Doch 
gegenwärtig scheint die Rechnung nicht aufzugehen. 
In einer aus den Fugen geratenen Welt können die 
Vereinten Nationen nicht den dringend notwendigen 
Kitt bereitstellen. Irak, Libyen, Syrien, Südsudan, 
Ukraine, Zentralafrikanische Republik und Ebola – 
man könnte die Liste problemlos verlängern. Und 
bei all diesen Krisen sehen die Vereinten Nationen 
nicht so aus, als hielten sie das Heft der Krisenbe-
wältigung fest in der Hand. In keiner der aktuellen 
Krisen im Jubiläumsjahr zum 70. Geburtstag macht 
die Organisation eine besonders gute Figur. 

Im Fall Ukraine etwa äußert sich Generalsekretär 
Ban Ki-moon regelmäßig ›alarmiert‹ über Kämpfe, 
die sich trotz offizieller Waffenruhe ausbreiten.2 Dar-
über hinaus scheint er bei der Bewältigung dieser Kri-
se keine wesentliche Rolle zu spielen. In den Krisen 

in Syrien und Südsudan ist der Generalsekretär und 
der UN-Apparat weit aktiver als Vermittler bezie-
hungsweise Verantwortlicher für Blauhelme und zi-
viles Friedenspersonal – hier fehlt es am durchschla-
genden Erfolg. Im Fall Ebola standen insbesondere 
die UN-Sonderorganisationen wie die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) im Mittelpunkt – und 
mussten sich dabei den Vorwurf gefallen lassen, den 
Ernst der Lage zu spät erkannt zu haben. Doch dies 
ist kein reines Problem der Bürokratie. Der Sicher-
heitsrat sieht in der Krisenpolitik nicht besser aus. 
Und bei den meisten der vertrackten Krisen geben 
weder Regionalorganisationen noch die Außenpo-
litik der größeren und großen Mächte ein beeindru-
ckendes Bild ab. 

Dass die Vereinten Nationen im Scheitern nicht 
allein sind, kann jedoch nur ein schwacher Trost sein. 
Schließlich ist die Weltorganisation oft der ›provi-
der of last resort‹, also die letzte Instanz und Hoff-
nung, beim Umgang mit Krisen. Insofern lohnt der 
Blick auf die entscheidenden Faktoren, welche die Kri-
senpolitik der Vereinten Nationen prägen. Dies er-
möglicht es, besser zu verstehen, ob es sich um ein 
neues Phänomen handelt und was dies für die Ent-
wicklung der Weltorganisation in den kommenden 
Jahren bedeuten würde. 

Veränderte geopolitische  
Rahmenbedingungen

›The Best Intentions. Kofi Annan and the UN in the 
Era of American World Power‹, so hieß das wohl 
beste Buch zur zehnjährigen Amtszeit von Kofi Annan 
als UN-Generalsekretär.3 Darin erzählt der Journa-
list James Traub die Geschichte des ersten, aus Afrika 
stammenden UN-Generalsekretärs, der der Welt-
organisation neues Leben einhauchte und dafür den 
Friedensnobelpreis erhielt. Er analysiert darin auch, 
dass die besten Absichten Annans nicht genug wa-
ren, weil sie von zwei wichtigen Faktoren konter-
kariert wurden. Erstens den Unzulänglichkeiten der 
eigenen Bürokratie und dem mangelnden Fokus auf 
Managementfragen, welche Skandale wie den um das 
Öl-für-Lebensmittel-Programm eskalieren ließen. 
Der zweite Faktor war das Verhalten der Vereinig-
ten Staaten, welche immer wieder als Gegenspieler 
von Annan auftraten. 

Die Rolle der USA in der Ära Annan war so do-
minant und entscheidend, dass Traub im Untertitel 
von den ›Vereinten Nationen in der Ära der globalen 
Macht der USA‹ spricht. Der Kosovo-Krieg im Jahr 
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Krise und die Syrien-Krise heraus (neben dem Kon-
flikt zwischen Israel und Gaza/Westjordanland, bei 
dem die USA der entscheidende Gegenspieler sind). 

In Bezug auf Syrien und die Ukraine sieht sich 
Russland im Kern seiner Interessen durch den Wes-
ten bedroht. Dies führt dazu, dass der Sicherheitsrat 
in beiden Krisen als Akteur blockiert und dadurch 
die Handlungsfähigkeit der UN stark eingeschränkt 
ist. Dies erklärt einen Teil des Scheiterns der UN im 
Fall Syriens. Gerade bei einem blockierten Sicher-
heitsrat fällt dem Generalsekretär eine gewichtige 
Rolle zu. Diese hat er im Fall Syriens auch dadurch 
wahrzunehmen versucht, dass er mit Kofi Annan 
und Lakhdar Brahimi zwei der weltweit erfahrens-
ten Diplomaten zu Sonderbeauftragten für Syrien 
ernannt hat. Dass weder Annan und Brahimi noch  
der weniger profilierte Staffan de Mistura mit ih-
ren Vermittlungsbemühungen Erfolg hatten, ist nicht 
allein Folge der geopolitischen Blockade. Wie bei wei-
teren Fällen, in denen der Sicherheitsrat nicht durch 
Vetomächte gebremst wird (etwa Südsudan und 
Zentralafrikanische Republik), spielen noch an-
dere Faktoren eine gewichtige Rolle. Drei Faktoren 
stechen heraus: gestiegene Erwartungen an die 
Schutzleistungen der UN, die unterschätzte Macht 
lokaler Akteure sowie die Herausforderungen der 
Mobilisierung. 

Gestiegene Erwartungen

Auch wenn die liberalen Kräfte nach dem Ende des 
Kalten Krieges mit dem Ziel gescheitert sind, das Sys-
tem der Vereinten Nationen organisatorisch nach-
haltig zu stärken, so hatten sie doch beträchtlichen 
Erfolg darin, die Messlatte für das Schutzverspre-
chen der Vereinten Nationen höher zu legen. Unter 
anderem aus dem katastrophalen Scheitern in den 
Fällen Ruanda und Srebrenica in den Jahren 1994 
und 1995 entstand eine Bewegung, die vor zehn Jah-
ren in der Anerkennung der ›Schutzverantwortung‹ 
(Responsibility to Protect – R2P) durch die UN-

1999 führt dies eindrucksvoll vor Augen. Die USA 
führten damals eine NATO-Koalition an, die ohne 
Mandat des Sicherheitsrats Angriffe gegen Serbien 
flog. Russland hatte ein Sicherheitsratsmandat für 
die Angriffe verhindert, griff aber nicht aktiv auf Sei-
ten Serbiens in das Geschehen ein. Als Kollateral-
schaden wurde die chinesische Botschaft in Belgrad 
bombardiert. Als Antwort kam aus Beijing außer 
wütenden Protesten nichts. 

Heute, knapp 15 Jahre später, wäre dies kaum 
vorstellbar. Russland ist unter Wladimir Putin zu ei-
ner Politik der ›Verteidigung von Einflusssphären‹ 
zurückgekehrt. Es würde Angriffe der USA auf ei-
nen Partner (wie damals Serbien) nahe den eigenen 
Grenzen höchstwahrscheinlich mit eigenem militä-
rischem Eingreifen (offen oder versteckt) beantwor-
ten. China würde es nicht noch einmal hinnehmen, 
wenn die USA ›versehentlich‹ eine seiner Botschaf-
ten bombardiert. 

Der unilaterale Moment der USA ist vorbei – 
auch bei den Vereinten Nationen. Damit gilt es auch, 
die Annahme zu begraben, die USA seien der allei-
nige Schlüssel zur Steigerung der Leistungsfähigkeit 
der Vereinten Nationen. Zu glauben, dass die UN ihr 
Potenzial, welches ihnen nach dem Ende des Kalten 
Krieges zugedacht wurde, abrufen könnten, wenn 
nur die USA sich finanziell und politisch mehr enga-
gieren würden, ist ein Trugschluss. Mit dem Wieder-
aufflammen der geopolitischen Konflikte in Europa 
wie in Asien und der zentralen Rolle von China und 
Russland in diesen kann man davon ausgehen, dass 
es nicht mehr nur die USA sind, welche die Träume 
von einer Weltordnung mit den Vereinten Nationen 
als starkem Zentrum an der Erfüllung hindern. Die-
se Hoffnungen beruhen auf den Grundannahmen 
von liberalen Institutionalisten, die an den Fortschritt, 
an die eigene Fähigkeit, aus der Vergangenheit zu 
lernen, und an neue politische Institutionen, die zu 
mehr Freiheit und weniger Gewalt beitragen, glau-
ben.4 

Auf zunehmend schwachem Boden stehen ange-
sichts der wachsenden Bedeutung geopolitischer 
Konfliktlinien auch die Annahmen der Funktiona-
listen. Diese sehen in stärkeren globalen Institutio-
nen wie dem UN-System die einzig logische Antwort 
auf grenzüberschreitende Probleme und wachsende 
globale Verflechtungen.5 Die Fortschrittshoffnun-
gen der liberalen Institutionalisten müssen sich heute 
nicht nur an den Realitäten der Supermacht USA 
reiben, sondern sehen sich auch einer Vielzahl von 
geopolitisch motivierten Gegenspielern gegenüber. 
Diese machen nicht nur die Träume von starken UN 
zunichte, sondern schränken auch den Spielraum der 
Weltorganisation bei der Krisenbewältigung be-
trächtlich ein. Dies gilt für all jene Krisen, die den 
Kern der geopolitischen Interessen von Gegenspie-
lern wie China, Russland und den USA betreffen. In 
dieser Kategorie stechen insbesondere die Ukraine-
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Generalversammlung gipfelte.6 Deren Anwendung ist 
zwar insbesondere mit Blick auf militärische Zwangs-
maßnahmen zum Schutz vor Völkermord, ethni-
schen Säuberungen, Kriegsverbrechen und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit höchst umstritten. 
Die NATO-Auslegung der Resolution 1973 im Fall 
Libyens hat dazu beigetragen, dass das politische 
Klima im Sicherheitsrat mit Blick auf Syrien vergif-
tet war.7 Doch ist von den meisten weltpolitischen 
Akteuren (einschließlich Chinas) allgemein akzep-
tiert, dass externe Akteure eine Schutzverantwor-
tung haben – insbesondere in Form von Prävention.8 

Hinzu kommt, dass der Schutz von Zivilisten 
seit einem guten Jahrzehnt ein wichtiges Ziel etwa 
in den Mandaten der UN-Friedensmissionen, einem 
wesentlichen Instrument der UN-Krisenpolitik, ist.9 
Auch dies hat die Messlatte für die Schutzerwar-
tungen an die Vereinten Nationen beträchtlich nach 
oben gesetzt. Dies ist an sich zu begrüßen, wird je-
doch dann problematisch, wenn Mitgliedstaaten 
nicht die erforderlichen Ressourcen für die Umset-
zung zur Verfügung stellen. Dies betrifft die meis-
ten Friedenseinsätze, denen es oft an den entschei-
denden Mitteln etwa in den Bereichen Aufklärung 
und Transportlogistik fehlt. Problematisch ist auch, 
wenn kein adäquates Erwartungsmanagement be-
trieben wird, welches Niveau des Schutzes von Zi-
vilisten realistischer Weise von den Vereinten Natio-
nen garantiert werden kann. In einem Fall wie der 
UN-AU-Mission in Darfur (UNAMID) etwa muss 
ganz klar kommuniziert werden, dass aufgrund der 
Geburtsfehler der Mission (Kompromisse mit der 
Afrikanischen Union und der Zentralregierung in 
Khartum) die Vereinten Nationen nur bedingt ein-
satzfähig sind.10

Die Macht lokaler Akteure 

Ein weiterer Faktor ist die Macht lokaler Akteure, 
die in Diskussionen über die Krisenpolitik der Ver-
einten Nationen oft unterschätzt wird. Je höher die 
Erwartungen an die Vermittlungs-, Schutz- und Wie-
deraufbauleistungen der Vereinten Nationen in Kri-
senfällen sind, desto härter ist die Konfrontation mit 
der Tatsache, dass lokale Akteure großen Hand-
lungsspielraum haben und die Ergebnisse von UN-
Bemühungen entscheidend beeinflussen können.11

Südsudan ist dafür ein gutes Beispiel. Mit Blick 
auf das im Juli 2011 unabhängig gewordene Land 
herrschte vergleichsweise große Einigkeit im Sicher-
heitsrat. Es gab viel Unterstützung für den Aufbau 
des Landes, sowohl von den USA als auch Gebern 
wie Norwegen und Großbritannien. Die UN-Frie-
densmission UNMISS begleitete den Staatsaufbau. 
Bereits in den ersten beiden Jahren nach der Unab-
hängigkeit fanden immer wieder blutige Auseinan-
dersetzungen auf lokaler Ebene statt.12 Schon hier 
war es schwer für die UN-Präsenz, wirksam einzu-

greifen, da lokale Konfliktmediatoren gefragt waren 
und sind, welche nur sehr beschränkt zur Verfü-
gung stehen. Noch schwieriger war es für die Ver-
einten Nationen, mit dem Ausbruch des seit Dezem-
ber 2013 anhaltenden Bürgerkriegs umzugehen. Ent- 
scheidend ist hierbei der Unwillen der beiden ent-
scheidenden lokalen Machtakteure, Präsident Salva 
Kiir und der ehemalige Vizepräsident Riek Machar, 
eine Verhandlungslösung voranzutreiben. Beide be-
vorzugen den Weg der Gewalt und instrumentalisie-
ren dabei ethnische Zugehörigkeit auf eine perfide 
Art und Weise, die zu zehntausenden Toten und fast 
zwei Millionen Flüchtlingen geführt hat.13 Dass etwa 
Kiir sich dabei auf die militärische Unterstützung des 
Nachbarn Uganda verlassen kann, erschwert die 
Lage weiter. Vermittlungsbemühungen, die neben 
den UN die entscheidenden regionalen wie interna-
tionalen Akteure einbeziehen (einschließlich Chinas, 
das in die Ölindustrie Südsudans investiert), haben es 
nicht vermocht, das Kalkül Kiirs und Machars so 
zu beeinflussen, dass eine nachhaltige Verhandlungs-
lösung in Sicht wäre. Gleichzeitig instrumentalisie-
ren lokale Eliten wie Kiir antikoloniale Reflexe, um 
gegen die Präsenz der UN Stimmung zu machen. 

Dies ist nur ein besonders sinnfälliges Beispiel. 
In vielen anderen Krisen sind ähnliche Dynamiken 
am Werk. Auch nur eine Chance zu haben, mit ihnen 
umgehen zu können, setzt viel lokales Wissen und 
Erfahrungen voraus. Das sind Fähigkeiten, über die 
externe Akteure wie die Vereinten Nationen nicht 
immer im genügenden Maß verfügen.14 So ist Me-
diation ein schwieriges Geschäft, für das man viel 
Erfahrung benötigt und in dem viele Fallstricke 
lauern.15 Insbesondere für politische Missionen, die 
von der Hauptabteilung Politische Angelegenheiten 
(DPA) geleitet werden, gilt: »Die Fähigkeit des DPA, 
auf neue Konflikte zu reagieren, ist immer noch zu 
begrenzt. Die Hauptabteilung und das UN-System 
insgesamt verfügen zwar über weitreichende Erfah-
rungen in Bezug auf bestimmte Regionen und Situ-
ationen, etwa die Palästinensischen Gebiete, doch 
sie kommen ins Stolpern, wenn Spannungen in we-
niger bekannten Schauplätzen wie Ägypten und der 
Ukraine eskalieren«16. Das ist jedoch kein spezifi-
sches Problem der Vereinten Nationen: Jede Inter-
vention von außen der letzten Jahrzehnte sieht sich 
dieser Herausforderung gegenüber – in besonders ek-
latanter Weise die Präsenz der USA in Irak nach dem 
Sturz des Regimes Saddam Husseins im Jahr 2003.

Herausforderungen der Mobilisierung 

Der Bürokratie der Vereinten Nationen, dem ›inter-
national civil service‹, kommt eine maßgebliche Rol-
le bei der Krisenbewältigung zu – normativ wie ope-
rativ. Der UN-Generalsekretär und wichtige UN- 
Beamte können die Plattform der Vereinten Natio-
nen nutzen, um die Öffentlichkeit auf politische und 
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Die politischen Gräben zwischen den größten Mit-
gliedern sind tief und behindern auch Versuche, 
operative Schwächen zu beheben. Gleichzeitig, so 
Gowan, sei der Zustand »noch nicht hoffnungslos«. 
Die Organisation werde auf absehbare Zukunft »wei-
terhumpeln«. Es ist nicht davon auszugehen, dass 
die UN ihre zentrale Rolle verlieren werden. Sie wer-
den der ›provider of last resort‹ bleiben und das ein-
zige Forum, in dem sich alle noch an einen Tisch 
setzen – auch wenn das Tischtuch komplett zer-
schnitten ist. Zudem gibt es nicht viel Konkurrenz. 
Eine in den USA bisweilen diskutierte ›Allianz der 
Demokratien‹ ist keine Alternative. Wichtige Demo-
kratien sind dazu nicht bereit und selbst wenn sie 
es wären, wäre eine solche Allianz der universellen 

humanitäre Krisen hinzuweisen und Handlungs-
druck aufzubauen. Dabei ist es für UN-Bedienstete 
nicht immer einfach, die Notwendigkeit klarer Wor-
te gegen schwere Menschenrechtsverletzungen mit 
diplomatischen Vermittlungsbemühungen zu ver-
binden. Für den UN-Generalsekretär ist dies im Fall 
von Bürgerkriegen wie in Syrien eine delikate Auf-
gabe. Ban Ki-moon etwa hat immer deutlich von 
der Verantwortung Assads für Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit gesprochen und der Notwendigkeit, 
ihn dafür zur Verantwortung zu ziehen.17 So sehr dies 
den normativen Idealen der UN entspricht: Mit die-
sen Äußerungen verärgerte Ban Assads Schutzmacht 
Russland und machte es auch nicht unbedingt leich-
ter für den syrischen Präsidenten, sich auf eine Ver-
handlungslösung einzulassen. Ein weiterer Typ von 
Problemen trat bei der Eindämmung der Ebola-
Epidemie in Westafrika im Sommer 2014 zutage: 
Hier war die WHO zu zögerlich, die höchste Alarm-
stufe auszurufen und maximalen Handlungsdruck 
auf Staaten und internationale Organisationen auf-
zubauen.18 

Generell ist es für die (zumindest westliche) Öf-
fentlichkeit wie für die politischen Apparate schwer, 
sich mit mehreren Krisen gleichzeitig zu beschäfti-
gen. Angesichts der gegenwärtigen Kumulation von 
Krisen bedeutet dies ein zusätzliches Hindernis. Umso 
wichtiger, dass es zivilgesellschaftliche Organisati-
onen (NGOs) gibt, die Druck ausüben, ›vergessene 
Konflikte‹ wieder ins Licht der Öffentlichkeit und 
der Politik zu rücken. Auch hier haben Deutschland 
und Europa noch deutlichen Nachholbedarf, da das 
Netz der NGOs, die sich dies auf die Fahne ge-
schrieben haben, eher dünn ist.

Aussichten

Im Jahr 1948, drei Jahre nach Gründung der Verein-
ten Nationen, schrieb Quincy Wright, damals einer 
der führenden amerikanischen Forscher im Bereich 
Internationale Beziehungen und Völkerrecht, in ei-
ner der ersten Ausgaben der Zeitschrift ›Internatio-
nal Organization‹: »Es besteht kein Grund für exzes-
siven Optimismus, weder angesichts des Zustands 
der Welt noch mit Blick auf die Vereinten Nationen. 
Die Erfolge der Vereinten Nationen haben mit dem 
zerstörerischen Einfluss der Großmachtrivalitäten, 
dem Versagen, mit den wichtigen Feindnationen Frie-
den zu schließen und der Uneinigkeit über die Kon-
trolle der Kernenergie nicht Schritt gehalten19«.

Ähnlich stellt sich die Lage heute dar. ›Exzessiver 
Optimismus‹ ist sicherlich nicht angebracht. Aber 
auch kein Defätismus. Die Zunahme an Krisen in 
den letzten Jahren, in Verbindung mit geopolitischen 
Rivalitäten, haben die Beschränkungen der UN-Kri-
senpolitik deutlich zutage treten lassen. Wie Richard 
Gowan schreibt, gibt es »systemimmanente Schwä-
chen«20 in der Krisenpolitik der Vereinten Nationen.

Es ist für UN- 
Bedienstete nicht 
immer einfach,  
die Notwendigkeit 
klarer Worte mit 
diplomatischen 
Vermittlungsbe-
mühungen zu 
verbinden.
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Aufstellung der UN unterlegen. Und auch neue For-
mationen wie die BRICS (Brasilien, Indien, China 
und Südafrika) machen keine Anstalten, auch nur zu 
versuchen, eine führende Rolle im sicherheitspoliti-
schen und humanitären Krisenmanagement zu über-
nehmen, die über eine Rückversicherung gegen uni-
laterale Handlungen des Westens hinausginge. Re- 
gionalorganisationen können eine wichtige ergän-
zende Rolle einnehmen. Dies ist ein positiver Trend, 
sichtbar am Ukraine-Konflikt, in dem die Organi-
sation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa (OSZE) stark an Bedeutung gewonnen hat. 

Wenn parallel stattfindende schwere politische 
und humanitäre Krisen »der neue Normalzustand«21  
sind, dann ist es unabdingbar, sowohl auf Ebene 
der Vereinten Nationen als auch der Regionalorga-
nisationen und Nationalstaaten die verfügbaren Ins
trumente zu stärken. Sekretariat und Mitgliedstaa-
ten sollten alles daran setzen, die systemimmanenten 
Schwächen der UN-Krisenpolitik zu beheben. Dazu 
gehört als erstes, sich ein nüchternes Bild über die 
Gründe des oftmaligen Scheiterns zu machen (in-
klusive allzu naiv formulierter Erwartungshaltun-
gen an die Fähigkeit Außenstehender, lokale Eliten 
zu beeinflussen) und zu schauen, wo es Anknüpfungs-
punkte für realistische Verbesserungen gibt. Dazu 
gehören Investitionen in die Diplomatie- und Me-
diationskapazität der UN. Die in diesem Jahr des 
70. UN-Jubiläums tagende Expertenkommission zur 
Überprüfung der UN-Friedenssicherung, das ›High-
Level Independent Panel on Peace Operations‹, hat 
zwar UN-Friedenseinsätze und politische Missionen 
im Blick, könnte jedoch, ob der offensichtlichen Ver-
bindungen und Überschneidungen, auch einige Im-
pulse für die Krisenprävention und Mediation lie-
fern. 

Eine Wunderheilung der UN-Krisenpolitik ist von 
all dem kaum zu erwarten – eher, wie Gowan es for-
muliert, ein ›Weiterhumpeln‹. Entgegen Steinmeiers 
frommen Wunsch sind die Vereinten Nationen doch 
allzu oft ein Forum, an das Staaten Verantwortung 
abschieben. Meist bemühen Kommentatoren in die-
sem Zusammenhang das Bonmot von UN-Gene-
ralsekretär Dag Hammarskjöld, dass die Vereinten 
Nationen nicht geschaffen wurden, um die Mensch-
heit in den Himmel zu bringen, sondern um sie vor 
der Hölle zu bewahren. Für die Menschen in Aleppo 
und anderswo, die die Hölle auf Erden erleben und 
dabei von der viel beschworenen ›internationalen 
Gemeinschaft‹ allein gelassen werden, ist dies nur 
ein schwacher Trost. Das sollte Ansporn genug sein, 
der humpelnden UN-Krisenpolitik Beine zu machen. 

 

21  Siehe Thomas Bagger, The German Moment in a Fragile World, 

The Washington Quarterly, 37. Jg. 4/2014, S. 25–35, hier S. 33. 
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Im Februar 2014 legte eine Expertenkommis-
sion einen 372 Seiten umfassenden Bericht 
über die Menschenrechtslage in der Demo-
kratischen Republik Korea (DPRK) vor. Darin 
ist die Rede von »systematischen, weit ver-
breiteten und schweren Menschenrechtsver-
letzungen«, begangen von der Regierung in 
Pjöngjang gegen die eigene Bevölkerung. 
Mord, Versklavung, Folter, Verhungernlas-
sen und Verschwindenlassen – die Liste ließe 
sich fortsetzen. Die Anschuldigungen sind 
nicht neu. Warum jetzt die Kommission und 
der Bericht? 

In der Tat war schon seit langem gemutmaßt worden, dass in der 
DPRK schwere Menschenrechtsverletzungen stattfinden. Was der Be-
richt der Untersuchungskommission aber liefert, ist nicht nur eine 
umfassende Beschreibung und Analyse dieser Verbrechen, sondern 
auch eine Analyse der zugrundeliegenden Muster. Kurz: eine solche 
Detailfülle und Untersuchungstiefe über die Menschenrechtslage in 
Nordkorea ist neu.  

Was sind die wichtigsten Empfehlungen? Welche scheinen umsetzbar?

Unter den vielen Empfehlungen ist zum Beispiel jene, dass der Sicher-
heitsrat gezielte Sanktionen gegen Personen verhängen soll, die die 
größte Verantwortung für Verbrechen gegen die Menschlichkeit tra-
gen. In einem Brief an den »Obersten Führer« der DPRK empfahl die 
Kommission außerdem, dass die Situation an den Internationalen 
Strafgerichtshof überwiesen und die Hauptverantwortlichen, einschließ-
lich Kim Jong-un selbst, überstellt werden sollen.

Zum ersten Mal hat der Sicherheitsrat die Menschenrechtssituation 
eines Mitgliedstaats auf seine Agenda gesetzt. Doch China und Russ-
land werden jegliche robuste Maßnahmen gegen Nordkorea blockie-
ren. Was können die UN tun? 

Erstens ist es wichtig zu betonen, dass der Rat regelmäßig die Men-
schenrechtssituation einiger Mitgliedstaaten diskutiert, eingebettet 
in eine Erörterung der politischen Situation. Das war der Fall, als der 
Sicherheitsrat am 22. Dezember 2014 die Lage in der DPRK behandelte. 
Meiner Präsentation ging eine Unterrichtung des Beigeordneten Ge-
neralsekretärs für politische Angelegenheiten voraus. Zweitens hat 
sich der Rat in jüngster Zeit oft mit Menschenrechtsfragen befasst. 
Allein im Jahr 2014 hat mein Büro den Rat öfter unterrichtet als in den 
vergangenen zehn Jahren zusammen. Man kann also, bezogen auf die 
Art und Weise, wie der Sicherheitsrat mit Menschenrechtsfragen um-
geht, in einem gewissen Sinne von einem Durchbruch sprechen. 

Was die Empfehlungen im Fall Nordkorea angeht, muss der Sicherheits-
rat Folgemaßnahmen beschließen. Bislang hat er das noch nicht ge-
tan. Positiv ist aber, dass er beschlossen hat, die Situation in der DPRK 
regelmäßig auf seine Tagesordnung zu setzen. Unsere Rolle im Sekre-
tariat ist, den Mitgliedstaaten verlässliche und geprüfte Informatio-
nen vorzulegen. Mit dem Bericht der Untersuchungskommission ha-
ben wir dies getan. Wir werden den Rat weiter unterstützen mit den 
Informationen, die wir von unseren Feldmissionen und den Sonderbe-
richterstattern erhalten.
Ivan Šimonović, geb. 1959, ist seit Mai 2010 Beigeordneter Generalsekretär und 
Leiter des New Yorker Büros des Amtes des Hohen Kommissars für Menschen-
rechte (OHCHR). Kurzfassung des Berichts der Untersuchungskommission 
(Commission of Inquiry): UN Doc. A/HRC/25/63 v. 7.2.2014.
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Wie die Berichte über die  
menschliche Entwicklung die Welt verändern 
Devin Joshi · Roni Kay O’Dell

Durch die Berichte über die menschliche Entwick-
lung (HDR) fördert das Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) die Idee der ›menschli-
chen Entwicklung‹ bereits seit 25 Jahren. Das Kon-
zept ›menschliche Entwicklung‹ hat zum Ziel, die 
Menschen dazu zu befähigen, ein erfülltes und selbst-
bestimmtes Leben zu führen. Um herauszufinden, 
ob sich das Verständnis von Entwicklung durch die 
HDRs verändert hat, wurden die akademische und 
mediale Berichterstattung über die HDRs anhand 
von qualitativen und quantitativen Inhaltsanalysen 
ausgewertet. Es zeigt sich, dass sich Medien in allen 
Teilen der Welt regelmäßig und überwiegend posi-
tiv auf die Berichte beziehen. 

Ein Forschungsprojekt zur UN-Ideengeschichte, das 
›United Nations Intellectual History Project‹ 
(UNIHP), hat festgestellt, dass »Ideen und Konzep-
te eindeutig die treibende Kraft in vielen Bereichen 
menschlichen Fortschritts sind. Sie sind wohl das 
wichtigste Erbe der Vereinten Nationen«1. Von diesen 
Ideen, für die sich die Vereinten Nationen seit Ende 
des Kalten Krieges einsetzen, ist die Idee der ›mensch-
lichen Entwicklung‹ eine der einflussreichsten. Diese 
Idee wird seit 1990 durch den jährlichen Bericht über 
die menschliche Entwicklung (Human Development 
Report – HDR) weiterentwickelt. Herausgegeben 
vom UN-Entwicklungsprogramm (UNDP) widmet 
sich jeder Bericht einem anderen Aspekt von Entwick-
lung (siehe Tabelle 1). Allen Berichten liegt jedoch 
die Annahme zugrunde, dass »Menschen der wahre 
Reichtum einer Nation sind« und ›menschliche Ent-
wicklung‹ »ein Prozess ist, durch den die Wahlmög-
lichkeiten der Menschen erweitert« und ihre Befä-
higungen vergrößert werden sollen.2

Entstehung des Konzepts  
und die Berichte

Das Konzept der menschlichen Entwicklung wurde 
in den späten achtziger Jahren unter der Leitung von 
William H. Draper III im UNDP als Kernelement 
des Verständnisses von Entwicklung ausgearbeitet. 
Draper, von 1986 bis 1993 UNDP-Administrator, 
kam zum UNDP in dem Glauben, dass Entwicklung 
über das reine Generieren von Einkommen hinaus-
gehen und neben wirtschaftlichen Aspekten auch die 
menschliche Freiheit als wesentliches Entwicklungs-
ziel einbeziehen müsse. Um dieser Vision Ausdruck 
zu verleihen, stellte Draper ein Team aus Ökonomen, 
Wissenschaftlerinnen und Entwicklungspraktikern 

zusammen, darunter Mahbub ul Haq3, einen be-
rühmten Entwicklungsökonomen aus Pakistan, und 
Amartya Sen, einen Wissenschaftler aus Indien, der 
1998 für seine Forschung über Wohlfahrtsökonomie 
den Nobelpreis verliehen bekam.4 Mit dem Index der 
menschlichen Entwicklung (Human Development 
Index – HDI) entwickelte die Gruppe einen neuen 
Maßstab, der es ermöglichte, die unterschiedlichen 
Entwicklungsniveaus der Staaten zu bewerten und zu 
vergleichen.5 Dieser zusammengesetzte Index bezieht 
sich auf die Befähigungen eines Individuums inner-
halb seiner Gesellschaft, die ihren Ausdruck in Le-
benserwartung, Bildungsstand und Einkommen fin-
den. Dieses durch den HDI beförderte neue Ver- 
ständnis von menschlicher Entwicklung stellte eine 
klare Abkehr von den vorherigen Entwicklungskon-
zepten und deren ausschließlichem Fokus auf Ein-
kommensgenerierung als Hauptindikator für Ent-
wicklung dar.6

Seit dem Jahr 1990 nutzt das UNDP die HDRs 
und den HDI mit großem Erfolg, um sein Konzept 
von menschlicher Entwicklung bekannt zu machen. 
Ein Kernelement in der Strategie des UNDP liegt dar-
in, Regierungen, die Zivilgesellschaft und Wissen-
schaftler dabei zu unterstützen, ihre Expertise in 
die Ausarbeitung regionaler, nationaler oder subna-
tionaler Berichte einzubringen. Diese Berichte be-
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ziehen sich auf Themen von regionaler, nationaler 
oder subnationaler Bedeutung, betrachtet aus eben 
jener Perspektive. Dementsprechend begannen ein-
zelne Staaten bereits kurz nach der Veröffentlichung 
des ersten globalen Berichts, ihre eigenen nationa-
len Berichte zu erarbeiten. Die ersten waren Bang-
ladesch und Kamerun im Jahr 1992. Dieser Trend 
setzt sich bis heute fort: 135 Staaten aus Afrika, Ame-
rika, Asien, Osteuropa und der ehemaligen Sowjet-
union erstellten bislang nationale Berichte. Während 
sich einige Staaten auf einen Bericht beschränkten, 
brachten etliche Länder wie Ägypten, China, Cos-
ta Rica, El Salvador, Kosovo, Moldau oder die Phi
lippinen mehrere Berichte heraus. Ab 1994 entstan-
den auch regionale Berichte. Der erste widmete sich 
dem Asien-Pazifik-Raum, gefolgt von HDRs für Ost-
europa und die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 
(GUS), das südliche Afrika, Zentralamerika, die 
östliche Karibik, die arabischen Staaten, Zentral
asien, Lateinamerika, Afrika und die Diaspora der 
Roma. Zusätzlich zu den globalen, regionalen und 
nationalen Berichten wurden seit 1995 auch HDRs 
für die Provinz- und Kommunalebene verfasst: Der 
erste subnationale Bericht über die menschliche Ent-
wicklung bezog sich auf die indische Provinz Madhya 
Pradesh. Es folgten weitere für andere Provinzen 
Indiens und für Provinzen in Ghana, Indonesien, Ko-
lumbien, Mexiko und Russland. In den letzten 25 
Jahren wurden über 700 Berichte über die mensch-
liche Entwicklung auf den unterschiedlichen Ebenen 
veröffentlicht: 22 auf globaler, 32 auf regionaler, 657 
auf nationaler und 26 auf subnationaler Ebene.7 

Unsere Untersuchungen haben gezeigt, dass der 
Ansatz der menschlichen Entwicklung nicht nur eine 
treibende Kraft hinter den UN-Millenniums-Ent-
wicklungszielen (MDGs) und den Post-2015-Zielen 
für eine nachhaltige Entwicklung (SDGs) war, son-
dern auch bis heute großen Einfluss auf viele Länder 
des globalen Südens wie Indien und China ausübt.8  
Dieser Ansatz, mit seinem Augenmerk auf die Befä-
higung der Menschen, scheint gerade deshalb so einen 
großen Zuspruch zu haben, weil er zu erklären ver-
mag, warum es bei Entwicklung um mehr gehen soll-
te als Wirtschaftswachstum. Diese Erkenntnis stützt 
sich auf normative Begründungen und empirische 
Analysen.9 Diese belegen, dass Wirtschaftswachs-
tum nicht notwendigerweise mit einer besseren sozi-
alen Entwicklung einhergehen muss.10 Darüber hi-
naus beruht diese Erkenntnis auf der Beobachtung 
autoritärer Regime: Diese sind zwar sehr wohl in 
der Lage, ihre Wirtschaft schnell wachsen zu lassen, 
jedoch oft auf Kosten der Bevölkerung, beispielswei-
se durch den Verlust von Rechten und Freiheiten.11 

Weltbank und Weltentwicklungsbericht

Durch das Propagieren eines multidimensionalen 
Konzepts von Entwicklung, das Gleichberechtigung, 

Tabelle 1: Titel der globalen UN-Berichte über die menschliche  
Entwicklung 1990–2014

Jahr Titel Englisch Titel Deutsch

1990 Concept and Measurement  
of Human Development*

1991 Financing Human  
Development*

1992 Global Dimensions of Human 
Development*

1993 People’s Participation*

1994 New Dimensions of Human Security Neue Dimensionen menschlicher 
Sicherheit

1995 Gender and Human Development Gleichstellung der Geschlechter  
und menschliche Entwicklung

1996 Economic Growth and Human 
Development

Wirtschaftswachstum und 
menschliche Entwicklung

1997 Human Development to Eradicate 
Poverty

Armut und menschliche Entwick-
lung

1998 Consumption for Human Develop-
ment

Konsum und menschliche Entwick-
lung

1999 Globalization with a Human Face Globalisierung mit menschlichem 
Antlitz

2000 Human Rights and Human 
Development

Menschenrechte und menschliche 
Entwicklung

2001 Making New Technologies Work for 
Human Development

Neue Technologien im Dienste der 
menschlichen Entwicklung

2002 Deepening Democracy in a 
Fragmented World

Stärkung der Demokratie in einer 
fragmentierten Welt

2003 Millennium Development Goals:  
A Compact Among Nations to End 
Human Poverty

Millenniums-Entwicklungsziele:  
Ein Pakt zwischen Nationen zur 
Beseitigung menschlicher Armut

2004 Cultural Liberty in Today’s Diverse 
World

Kulturelle Freiheit in unserer Welt 
der Vielfalt

2005 International Cooperation at a 
Crossroads: Aid, Trade and Security 
in an Unequal World

Internationale Zusammenarbeit am 
Scheidepunkt: Entwicklungshilfe, 
Handel und Sicherheit in einer 
ungleichen Welt

2006 Beyond Scarcity: Power, Poverty and 
the Global Water Crisis

Nicht nur eine Frage der Knappheit: 
Macht, Armut und die globale 
Wasserkrise

2007/ 
2008

Fighting Climate Change: Human 
Solidarity in a Divided World

Den Klimawandel bekämpfen: 
Menschliche Solidarität in einer 
geteilten Welt

2009 Overcoming Barriers: Human 
Mobility and Development

Barrieren überwinden: Migration 
und menschliche Entwicklung

2010 The Real Wealth of Nations: 
Pathways to Human Development

Der wahre Wohlstand der Nationen: 
Wege zur menschlichen Entwicklung

2011 Sustainability and Equity:  
A Better Future for All

Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit: 
Eine bessere Zukunft für alle 

2013 The Rise of the South:  
Human Progress in a Diverse World

Der Aufstieg des Südens:  
Menschlicher Fortschritt in einer 
ungleichen Welt

2014 Sustaining Human Progress: 
Reducing Vulnerabilities and 
Building Resilience

Den menschlichen Fortschritt 
dauerhaft sichern: Anfälligkeit 
verringern, Widerstandskraft 
stärken

* Die Ausgaben 1990 bis 1993 sind nur auf Englisch erschienen.  
Quelle: Englisch: http://hdr.undp.org/en; Herausgeber für die deutschen Fassungen seit 1994 
ist: Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen, www.dgvn.de/un-berichte.html
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Demokratie und Menschenrechte einschließt, bietet 
der HDR ein Entwicklungsverständnis, das sich von 
dem des Weltentwicklungsberichts (World Develop-
ment Report – WDR) der Weltbank unterscheidet. 
Unter der Leitung von Robert S. McNamara (1963–
1981) begann die Weltbank, empirische Daten zu er-
heben, um die Fortschritte und Defizite von Entwick-
lung zu bewerten und so die Armut zu verringern.12  
McNamara war der Auffassung, dass Messungen 
unverzichtbar seien, sowohl für die Entwicklungs-
planung als auch für das Erreichen von Entwicklungs-
fortschritten. So könne man Armut anhand des Ein-
kommens und anderer wirtschaftlicher, politischer 
und sozialer Indizes messen.13 

Im Jahr 1978 veröffentlichte die Weltbank ihren 
ersten jährlichen Weltentwicklungsbericht, um ihre 
über Jahre gesammelten Erkenntnisse und Ergebnis-
se der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Wissen-
schaftler, Politikerinnen und praxisorientierte Ak-
teure sollten die Daten nutzen, um in ihrer Arbeit 
erfolgreicher zu werden. Einer Studie zufolge haben 
die WDRs »zwar nicht generell die Richtung vor-
gegeben, aber durchaus ihre Aufgabe erfüllt, indem 
sie wichtige Themen und Ideen in den Diskurs um 
Entwicklung einbrachten«14. Während sich die ers-
ten WDRs hauptsächlich auf wirtschaftliche Indi-
katoren stützten, beziehen sie seit der Veröffentlichung 
der HDRs mehr soziale Indikatoren aus Bereichen 
wie Gesundheit und Bildung ein.15 

Vergleich HDR und WDR

Vergleicht man die beiden Entwicklungsberichte, 
zeigt sich, dass sich der HDR eher auf liberale Ideale 
wie Demokratie und Menschenrechte bezieht, wäh-
rend der WDR wirtschaftliche Aspekte wie Markt-
freiheit betont.16 Beim Zählen der Wörter wird deut-
lich, dass beispielsweise die WDRs Begriffe wie 
›Privatsektor‹ und ›Märkte‹ weitaus häufiger ver-
wenden (Schaubild 1). Schaubild 2 illustriert hinge-

gen, dass Begriffe wie ›Menschenrechte‹ und ›De-
mokratie‹ in den HDRs weitaus größere Beachtung 
finden als in den WDRs. 

Einfluss des HDR

Dass der HDR den Entwicklungsdiskurs innerhalb 
der Vereinten Nationen und anderen internationalen 
Organisationen stark beeinflusst hat, ist offensicht-

   7  Stand: März 2014. Für all jene, die an der Anfertigung eines eige-

nen HDR interessiert sind, stellt die Internetseite des UNDP eine An-

leitung zur Verfügung: http://hdr.undp.org/en

   8  Devin Joshi, The Impact of India’s Regional Parties on Voter Turn-

out and Human Development, Journal of South Asian Development, 

7. Jg., 2/2012, S. 139–160; ders., Does China�������������������������’������������������������s Recent ›Harmonious So-

ciety‹ Discourse Reflect a Shift towards Human Development?, Jour-

nal of Political Ideologies, 17. Jg., 2/2012, S. 169–187.

   9  Vgl. Stephan Klasen, Maßstäbe gesetzt. 20 Jahre Berichte über 

die menschliche Entwicklung, VN, 2/2011, S. 67–71.

10  Gustav Ranis/Frances Stewart/Alejandro Ramirez, Economic Growth 

and Human Development, World Development, 28. Jg., 2/2000, S. 197–

219; Devin Joshi, The Relative Unimportance of Economic Growth for 

Human Development in Developing Democracies: Cross-Sectional 

Evidence from the States of India, Annual Meeting of the American 

Political Science Association Conference Paper, August 30th-Septem-

ber 2nd 2007.

11  Amartya Sen, Development as Freedom, New York 1999; Devin 

Joshi, Multi-Party Democracies and Rapid Economic Growth: A 21st Cen-

tury Breakthrough?, Taiwan Journal of Democracy, 7. Jg., 1/2011, S. 25–46.

12  Katherine Marshall, The World Bank: From Reconstruction to De-

velopment to Equity, New York 2008, S. 39.

13  Marshall, a.a.O. (Anm. 12), S. 39 und 54.

14  Devesh Kapur/John B. Lewis/Richard Webb, The World Bank: Its 

First Half-Century, Washington, D.C. 1997, S. 577.

15  Ebd.

16  Devin Joshi/Roni Kay O’Dell, Global Governance and Develop-

ment Ideology: The United Nations and the World Bank on the Left-

Right Spectrum, Global Governance, 19. Jg., 2/2013, S. 249–275. 

Schaubild 1: Erwähnung der Begriffe ›Markt‹  
und ›Privatsektor‹ in WDR und HDR (1978–2011)

Schaubild 2: Erwähnung der Begriffe ›Demokratie‹  
und ›Menschenrechte‹ in WDR und HDR (1978–2011)

Zusammenstellung: Devin Joshi/Roni Kay O’Dell.
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lich. Wir haben uns daher entschieden, den Einfluss 
des HDR auf den weltweiten öffentlichen Diskurs 
zum Thema Entwicklung zu untersuchen, und zwar 
durch eine Analyse der Berichterstattung in Fachzeit-
schriften und Zeitungen. Bei unserer Untersuchung 
der akademischen Quellen haben wir wissenschaft-
liche Veröffentlichungen bei ›Google Scholar‹ der letz-
ten 35 Jahre (1980–2014), in Fünf-Jahres-Abschnit-
te gegliedert, untersucht. Schaubild 3 verdeutlicht, 
dass der HDR im Laufe der Zeit immer größere wis-
senschaftliche Beachtung gefunden hat und seit 2005 
die des WDR sogar übersteigt. In gleicher Weise zeigt 
Schaubild 4, dass der Begriff Index der menschli-
chen Entwicklung (Human Development Index – 
HDI), der bis 1990 gar nicht vorkam, mittlerweile 
fast genauso häufig genannt wird wie Pro-Kopf-
Einkommen (per capita income – PCI).

Um den Einfluss der über den HDR berichten-
den Massenmedien bewerten zu können, wurden 
qualitative und quantitative Analysen der medialen 
Berichterstattung durchgeführt. Mit Hilfe von ›Le-
xis Nexis Academic‹, dem umfassendsten Archiv 
weltweiter Zeitungen, Zeitschriften, Nachrichten-
dienste und Rechtsdokumente, wurde dabei der In-
halt untersucht.17 Wie in Tabelle 2 zu sehen ist, be-

richten Massenmedien in allen Regionen der Welt 
weitaus häufiger über den HDR als über dessen 
Hauptkonkurrenten, den WDR.

Um Aussagen über die Qualität der Berichterstat-
tung machen zu können, wurde untersucht, ob Jour-
nalistinnen und Kommentatoren mit dem Inhalt der 
HDRs sympathisieren. Unsere Untersuchungen ha-
ben gezeigt, dass die Massenmedien die Ansichten 
der HDRs überwiegend teilen. Ein Beispiel hierfür 
stellt der folgende Auszug eines kanadischen Zei-
tungsartikels aus dem Jahr 1997 dar. Der Artikel be-
handelt den HDR als maßgebliche Bezugsquelle ent-
wicklungspolitischen Denkens, übermittelt die von 
den UN formulierten Kernbotschaften und zeigt auf, 
dass die Themen rund um die menschliche Entwick-
lung Widerhall in der breiten Öffentlichkeit und bei 
den politischen Eliten des Landes finden. Dafür er-
klärt der Artikel zu Beginn den HDI und vermittelt 
anschließend ein komplexeres Verständnis von Ent-
wicklung, das sowohl den Abbau von Hindernissen 
für menschliche Befähigungen einschließt als auch 
über das Einkommen als einzigen Indikator für Ent-
wicklung hinausgeht. Wie viele Beiträge, die sich 
auf den HDR beziehen, hebt auch dieser Artikel die 
HDI-Platzierung des Landes hervor und beschreibt 
menschliche Entwicklung als ein multidimensiona-
les Konzept, das sich im Kern auf die Bereiche Ge-
sundheit, Bildung und Lebensstandard stützt. Dar-
über hinaus bietet der Artikel einem UNDP-Direktor 
die Gelegenheit, seine Ideen über menschliche Ent-
wicklung auszuführen und aufzuzeigen, wie zwei 
kanadische Premierminister verschiedener Parteien 
die Erkenntnisse des Berichts als Begründung für ihre 
jeweilige Politik nutzten:

Seit vier Jahren befindet sich Kanada an der Spitze 
eines Rankings der Vereinten Nationen. Der dies-
jährige UN-Bericht über die menschliche Entwick-
lung bescheinigt den Kanadiern, an der Spitze ei-
nes Indexes zu stehen, der das Wohlergehen der 

Schaubild 3: Nennung von WDR und HDR  
in wissenschaftlicher Literatur (1980–2014)

Schaubild 4: Nennung der Indizes HDI und PCI  
in wissenschaftlicher Literatur (1980–2014)

Zusammenstellung: Auswertung der Autoren aus ›Google Scholar‹, Stand: 6.1.2015.

Tabelle 2: Berichterstattung über HDR, HDI und 
WDR in Zeitungsartikeln weltweit (1977–2013)
Region (Quellen) HDR HDI WDR

Nordamerika (14) 1709 1402 583

Europa (10) 1039 941 355

Ostasien (9) 967 847 290

Südasien (7) 367 621 54

West- und Zentralasien (6) 94 78 4

Afrika (22) 1109 1293 548

Gesamt (6 Regionen) 5285 5182 1834

Quelle: Auswertung der Autoren aus ›Lexis Nexis Academic‹, 
Stand: 1.3.2014.
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Menschen auf der Grundlage von Gesundheit, 
Bildungsmöglichkeiten und Lebensstandard misst. 
(…) Sowohl der ehemalige Premierminister Bri-
an Mulroney als auch der derzeitige Amtsinhaber 
Jean Chrétien bezogen sich auf die Erkenntnisse 
des Berichts, um den Menschen in Québec den 
Austritt aus jenem Land auszureden, das andere 
als das lebenswerteste der Welt ansehen. (...) 
Normand Lauzon, Direktor für Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit des für den Bericht zuständi-
gen UN-Büros, führt die relativ gesunde und ge-
bildete Bevölkerung Kanadas als Erklärung für 
das beständig hohe Ergebnis beim Ranking an. 
Beim Durchschnittseinkommen belegt Kanada 
mit einem Bruttoinlandsprodukt von 21 459 US-
Dollar pro Kopf den achten Platz. »Wir glauben, 
dass ein Einkommen ab einer gewissen Höhe nicht 
alles über den Lebensstandard aussagt«, sagte 
Lauzon. »Wenn wir den Menschen in vielen Län-
dern die Frage ›Würden Sie lieber zusätzlich 
2000 Dollar im Jahr verdienen oder gesund und 
gebildet sein?‹ stellen, wird sich der Großteil der 
Menschen für Gesundheit und Bildung entschei-
den«18.

Massenmedien führen zunehmend auch andere 
bedeutende UN-Entwicklungsthemen, wie beispiels-
weise Ungleichheit, als wichtige Einflussfaktoren auf 
innerstaatliche Politik und Gesetzgebung an. Der fol-
gende Artikelauszug aus einer südkoreanischen Zei-
tung aus dem Jahr 2011 verdeutlicht diesen Trend:

Der Bericht stuft Korea noch vor Frankreich und 
Großbritannien ein. Wenn der Index allerdings 
um die Ungleichheit bereinigt wird, rutscht Korea 
vom 15. auf den 23. Rang ab. Ein anderes Land, 
das einen solch bedeutenden Rückgang beim be-
reinigten HDI erlebte, waren die USA, die vom 
4. auf den 23. Rang fielen. Der bereinigte Index 
berücksichtigt innerhalb des allgemeinen Entwick-
lungsindexes auch die wirtschaftlichen und so-
zialen Ungleichheiten, um so das Wohlergehen 
einer Gesellschaft umfassender bewerten zu 
können.19 

Betrachtet man den globalen Süden, beinhaltet der 
folgende Artikelauszug einer pakistanischen Zei-
tung aus dem Jahr 2013 neben einem auf das Ran-
king bezogenen Ländervergleich zwischen Pakistan 
und seinen Nachbarländern auch zusätzliche Infor-
mationen eines UN-Sprechers, Belege dafür, dass Par-
lamentsmitglieder Kenntnis von den Ergebnissen 
des Berichts haben, sowie viele Hinweise auf weite-
res Datenmaterial. Der Artikel spiegelt wider, dass 
der HDR Problemen wie Ungleichheit, Mordraten, 
Kinder, die nicht zur Schule gehen und geringe In-
vestitionen ins Gesundheitssystem hohe Priorität 
beimisst und eine allgemeine Lebenszufriedenheit, 

Sozialausgaben und das Vertrauen in die Menschen 
als positive und anzustrebende Ziele dargestellt wer-
den. Ähnlich wie beim Beispiel der kanadischen Zei-
tung wird der HDR auch hier genutzt, um bestimmte 
staatliche Maßnahmen, in diesem Fall die Befür-
wortung eines Programms zur Einkommensunter-
stützung, zu rechtfertigen:

Pakistan nimmt beim Bericht über die mensch-
liche Entwicklung 2013 des UN-Entwicklungs-
programms den 146. Rang von 187 Ländern ein. 
(...) Der Bericht zeigt, dass die Sozialausgaben 
Pakistans niedriger sind als die manch armer Staa-
ten in Afrika, beispielsweise Kongos, wo 1,2 Pro-
zent des BIP für das Gesundheitssystem und 
6,2 Prozent für die Bildung ausgegeben werden. 
Pakistan investiert 0,8 Prozent des BIP in das 
Gesundheitssystem und 1,8 Prozent in die Bil-
dung. 60 Prozent der rund sieben Millionen Kin-
der, die keine Schule besuchen, sind Mädchen. Pa-
kistan hat bereits soziale Konflikte und Spannun- 
gen erlebt, die aus der ungleichen Verteilung von 
und dem ungleichen Zugang zu Ressourcen ent-
stehen.20

In einem Zeitungsartikel aus den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten (VAE) des Jahres 2012 werden wei-
tere Anzeichen dafür sichtbar, dass die Vereinten 
Nationen als eine maßgebliche Berufungsinstanz an-
gesehen werden. Dieser Fall verdeutlicht zudem, dass 
beim Erstellen nationaler Berichte über die mensch-
liche Entwicklung auch nationale Ressourcen und 
Ansichten einbezogen werden. So wurde dieser be-
sagte Bericht von Einwohnern der VAE verfasst, 
nicht von einem Team aus Washington, D.C., New 
York oder Genf. Besonders deutlich wird in diesem 
Artikel die Vorstellung lokaler Eigenverantwortung 
und nationaler Prioritäten. Neben dem UN-typischen 
Fokus auf die Datenerhebung und Leistungsverglei-
che sind auch hier wieder die für die menschliche Ent-
wicklung charakteristischen Aspekte Bildung, Ge-
sundheit und Lebensstandard sowie die Bezugnahme 
auf Geschlechtergleichheit und die Behandlung von 
Migranten als Bürger zu erkennen. All diese Entwick-
lungsaspekte stellen die Grundsätze des UN-Ansat-
zes von menschlicher Entwicklung dar:

17  Die Datenbank ist zwar global, deckt allerdings nur Medien ab, die 

in englischer Sprache erscheinen. Es liegt eine breite Berichterstat-

tung in Afrika, Asien, Nordamerika, Europa und Ozeanien vor; in La-

teinamerika ist sie recht dünn. 

18  Julian Beltrame, We’re No. 1 – Still: UN Report Finds Canada is 

Tops for 4th Straight Year, The Gazette (Montreal), 12.6.1997. 

19  Korea Ranks 15th in ›Human Development Index‹, Korea Times, 

8.11.2011. 

20  Zaheer Abbasi, Pakistan Sinks to 146th in HDI: UNDP, Business 

Recorder (Karachi), 29.3.2013. 
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Das Wirtschaftsministerium von Abu Dhabi und 
das Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen veröffentlichten am Dienstag den ersten Be-
richt über die menschliche Entwicklung für das 
Emirat Abu Dhabi 2011/2012 (...). »Wir hoffen, 
dass sich der Bericht über die menschliche Ent-
wicklung für das Emirat Abu Dhabi in eine Fol-
ge von regelmäßigen Berichten einreiht, damit die-
se sich weiter verbreiten und so Teil von Dis- 
kussions- und Entscheidungsprozessen in Regie-
rungs- und Medienkreisen sowie Universitäten, 
Schulen, Forschungszentren und nichtstaatlichen 
Organisationen werden.« (...) Der Bericht ist in 
erster Linie bestrebt, die Grundlage der nationa-
len Debatte über menschliche Entwicklung über 
den herkömmlichen Aspekt des finanziellen 
Wachstums hinaus auszuweiten.21 

Die Berichterstattung über den HDR macht deut-
lich, dass es für menschliche Entwicklung kein Stan-
dardschema gibt, sondern eine Vielzahl unterschied-
licher Ansätze.22 Die Funktion von regionalen und 
nationalen Berichten, Einfluss auf relevante lokale 
Entwicklungsaspekte und soziale Probleme nehmen 
zu können, hilft auch dabei, in bedeutenden sozia-
len Krisen Dialoge zu steuern und Daten bereitzu-
stellen. Das wird in dem folgenden Ausschnitt ei-
nes Artikels in einer großen indischen Zeitung aus 
dem Jahr 2013 deutlich: 

Eine Art ›Wahrnehmungsumfrage‹, der Bericht 
über die menschliche Entwicklung für Delhi 2013, 
der dieses Jahr veröffentlicht wurde, hat bekräf-
tigt, dass die Sicherheit von Frauen noch immer 
eine Priorität darstellt.23

Die oben angeführten Artikelauszüge sind bei-
spielhaft für viele andere Zeitungsartikel. Sie ma-
chen deutlich, wie ernst die Massenmedien die Er-
gebnisse des HDR und die HDI-Einstufung in Län- 
dern des globalen Südens nehmen. Der globale Ein-
fluss des HDI wird durch die Kritik verdeutlicht, dass 
der HDI die Staaten des globalen Nordens besser 
bewerte und dabei die schädlichen Einflüsse auf die 
Entwicklung anderer Länder ignoriere, die beispiels-
weise durch Umweltzerstörung entstehen. Der nach-
stehende Artikel aus dem Jahr 2011, der einen mon-
golischen Wissenschaftler zitiert, bringt diese Kritik 
zum Ausdruck: 

Laut Chuluun Togtokh, der für die Zeitschrift 
›Nature‹ schreibt, ist der jährliche Index der 
menschlichen Entwicklung der UN fehlerhaft, 
weil dieser den Aspekt der Nachhaltigkeit nicht 
berücksichtige. »Schlimmer noch, der Index feiert 
benzinschluckende Industriestaaten. Es wird Zeit, 
dass dieser Fehler, der vor unseren Augen ver-
steckt wird, endlich aufgedeckt und behoben 

wird«, sagte er über den erst kürzlich veröffent-
lichten Index. (...) In dem von ihm formulierten 
Index der nachhaltigen menschlichen Entwick-
lung (Human Sustainable Development Index) 
rutscht Australien von Rang 2 auf Rang 26. Die 
USA fallen vom 4. auf den 28. Rang und Kana-
da vom 6. auf den 24. Rang. (...) »Wenn die Ver-
einten Nationen Länder wie die Mongolei auch in 
Zukunft dazu ermutigen, den amerikanischen Le-
bensstil anzustreben, werden wir alle in große 
Schwierigkeiten kommen«, schrieb Togtokh.24

Fazit

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der Ein-
fluss der Vereinten Nationen im nicht endenden Wett-
streit um entwicklungspolitische Ideen25 groß ist. Al-
lerdings hat die Auswertung der medialen Bericht- 
erstattung über den HDR auch gezeigt, dass im Laufe 
der Zeit eine wichtige Veränderung stattgefunden 
hat. In den neunziger Jahren wurde in den Zeitungs-
artikeln viel Wert darauf gelegt, die HDRs zu be-
schreiben und Aufschluss über deren Veröffentli-
chung und die Entwicklungsindikatoren zu geben. 
Dies geschah oft, um die Berichte als maßgeblichen 
Bezugsrahmen für Daten zur Einkommensungleich-
heit, Armut und zum relativen Länderstatus im HDI-
Ranking zu stärken. Die Autorität der HDRs und 
des HDI festigte sich allerdings mit der Zeit derart, 
dass die Verfasser der meisten der seit dem Jahr 2000 
erschienenen Artikel eine Erklärung von HDR und 
HDI nicht mehr für notwendig erachteten. Journa-
listinnen und Kommentatoren gingen davon aus, 
dass die Leserinnen und Leser die Berichte kennen 
und sie als autoritative Referenzquelle anerkennen 
würden. Diese Entwicklung verdeutlicht, welchen 
Einfluss die Vereinten Nationen auf die internatio-
nale Verbreitung von Ideen haben. 

Wie durch diese kurze Übersicht der medialen 
Berichterstattung gezeigt werden konnte, ist das 
Verständnis der Vereinten Nationen von menschli-
cher Entwicklung mittlerweile weltweit akzeptiert 
und beeinflusst uns alle in unseren entwicklungs-
politischen Überlegungen.

21  Abu Dhabi Unveils 2011–2012 Human Development Report, Khaleej 

Times (Dubai), 9.10.2012.

22  Devin Joshi, Varieties of Developmental States: Three Non-Western 

Paths to the Millennium Development Goals, Journal of Developing 

Societies, 28. Jg., 3/2012, S. 355–378.

23  A Year After the Delhi Gang-Rape, Has Anything Changed?, Hin-

dustan Times, 3.12.2013. 

24  Scientist Says Development Index Wrong, United Press Internati-

onal (UPI) Newswire, 16.11.2011.

25  Devin Joshi, International Economic Relations, in: Brendan M. 

Howe (Ed.), International Studies Primer, Seoul 2005, S. 165–181.
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Akteure des Stillstands oder des Wandels? 
Die Einflussmöglichkeiten von UN-Bediensteten auf Prozesse des Politikwandels in den UN

Ingvild Bode

Obwohl UN-Bedienstete häufig eher mit politischem 
Stillstand in Verbindung gebracht werden, kann die 
Entstehung von Ideen – wie etwa menschliche 
Entwicklung – auf ihr Handeln zurückgeführt wer-
den. Eine Kombination aus drei Faktoren vermag 
diese potenzielle Rolle von zeitweiligen UN-Bediens-
teten zu erklären: Erstens, ihre ›Insider-Outsider‹-
Position an der Grenze zwischen den ›zweiten‹ und 
den ›dritten‹ UN; zweitens ihre Persönlichkeit und 
drittens die strategische Art und Weise, mit der sie 
ihre Ideen verbreiten. 

Wenige Aspekte sind so entscheidend für das Sys-
tem der Vereinten Nationen wie seine Fähigkeit, neue 
Ideen zu entwickeln und in die Welt zu tragen. Ideen 
haben erstens eine integrierende Funktion, indem 
sie dazu beitragen, die disparaten Aushandlungspro-
zesse in den UN-Hauptorganen zusammenzubrin-
gen. Zweitens können Ideen, wenn sie als gute Ar-
gumente wahrgenommen werden, den UN zu mehr 
Legitimität und Autorität verhelfen. Ideen sind da-
mit eines der wichtigsten Mittel, um, wie es in der 
Präambel der UN-Charta steht, »künftige Geschlech-
ter vor der Geißel des Krieges zu bewahren« und »un-
seren Glauben an die Grundrechte des Menschen zu 
bekräftigen.«

Seit ihrer Gründung vor nunmehr fast 70 Jah-
ren, sind die Vereinten Nationen der institutionelle 
Hintergrund für eine Vielzahl bedeutender Ideen und 
damit verbundener Politik. Das ›UN Intellectual Hi
story Project‹ hat über zehn Jahre hinweg Relevanz 
und Einfluss von Ideen wie zum Beispiel nachhaltige 
Entwicklung untersucht.1 Es bleibt jedoch häufig un-
klar, wie diese Ideen entstanden sind. Im Folgenden 
soll gezeigt werden, dass zeitweilige UN-Bediens-
tete, also Bedienstete, die nur für einen begrenzten 
Zeitraum eine offizielle Funktion in den UN inne-
haben, eine entscheidende Rolle dabei spielen kön-
nen, Ideen zu entwickeln und zu verbreiten sowie 
damit Prozesse des Wandels in den Vereinten Natio-
nen anzustoßen. 

Abgesehen von der Arbeit der UN-Generalsekre-
täre und UN-Sondergesandten, wurde den UN-Be-
diensteten bisher nur wenig Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Dieses Desinteresse erklärt sich damit, dass 
Bürokraten häufig als für Stillstand verantwortlich 
angesehen werden. Der Mythos des/der neutralen 
internationalen Bediensteten, der/die seine/ihre Ar-
beit globalen Zielen unterordnet – verkörpert durch 
den ehemaligen UN-Generalsekretär Dag Hammar
skjöld – wurde seit den siebziger Jahren zunehmend 

skeptisch gesehen. Obwohl strukturelle Faktoren wie 
Verwaltungsregeln und nationale Quoten bei der 
Stellenbesetzung dem Engagement für die Sache der 
UN nicht unbedingt förderlich sind, ist es einigen, 
zeitweiligen Bediensteten gelungen, neue Ideen zu 
entwickeln und damit innovative politische Lösungen 
voranzubringen. UN-Bedienstete können also auch 
Akteure des Wandels sein. Doch wie ist das mög-
lich? 

Eine Kombination aus drei Faktoren ist dafür 
ausschlaggebend: Der erste Faktor ist die ›Insider-
Outsider‹-Position der UN-Bediensteten an der Gren-
ze zwischen UN-Bürokratie einerseits sowie nicht-
staatlichen Organisationen (NGOs), Wissenschaft- 
lerinnen und unabhängigen Experten, die regelmä-
ßig mit den UN in Verbindung treten andererseits; der 
zweite Faktor ist ihre Persönlichkeit; und der dritte 
Faktor ist die strategische Art und Weise, mit der sie 
ihre Ideen verbreiten.

Zeitweilige UN-Bedienstete  
als Akteure des Wandels

Um zu verstehen, wie UN-Bedienstete Akteure des 
Wandels werden können, müssen die ›Vereinten Na-
tionen‹ als ›pluraler‹ Akteur wahrgenommen wer-
den, der aus drei Komponenten besteht: den ›ersten‹, 
›zweiten‹ und ›dritten‹ UN.2 Die ›ersten‹ UN werden 
repräsentiert durch die zwischenstaatliche Ebene und 
die Vertreter der Mitgliedstaaten; die ›zweite‹ UN sind 
das Sekretariat und seine Bediensteten; die ›dritte‹ 
UN bezeichnet eine heterogene Gruppe aus NGO-
Vertretern, externen Expertinnen, Wissenschaftlern 
und unabhängigen Kommissionen. 

Prozesse des Einflusses von einzelnen Personen in 
›den UN‹ vollziehen sich also durch ein Zusammen-
spiel der zwischenstaatlichen Foren, des internatio-
nalen Sekretariats und der Zivilgesellschaft. Die drei 
UN eröffnen unterschiedliche Möglichkeiten der 
Einflussnahme: Akteure in den ersten UN verfügen 
über staatliche Macht, sind aber gleichzeitig an Di-
rektiven gebunden. UN-Bedienstete sind beauftragt, 
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ten grundsätzlich Konfrontationen riskieren. Die Be-
reitschaft dazu spiegelt sich in einer moderat ausge-
prägten Aufgabenorientierung wider. 

Der dritte und letzte Faktor bezieht sich auf die 
Art und Weise, mit der Individuen versuchen, ihre 
Ideen voranzubringen. Zeitweilige UN-Bedienstete 
müssen ihre Ideen so präsentieren, dass sie entschei-
dende Akteure in allen drei UN ansprechen und un-
terstützende Koalitionen mobilisieren. Individuen 
sind oft unterschiedlich talentiert, ihre Ideen zu ›fra-
men‹ und damit Sichtweisen auf Situationen, Prob-
leme, Thematiken und Politik zu verändern. 

Diese Argumente sollen nun anhand der zeitwei-
ligen UN-Bediensteten Mahbub ul Haq und Francis 
Deng illustriert werden. Haq arbeitete von 1990 
bis 1995 als Berater des Administrators des Entwick-
lungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP). 
Er ist Initiator der ›Berichte über die menschliche 
Entwicklung‹ und des damit verbundenen Indexes 
der menschlichen Entwicklung (HDI). Francis Deng 
war von 1991 bis 2002 Beauftragter des Generalse-
kretärs für Binnenvertriebene und hat durch die Idee 
der Souveränität als Verantwortung dazu beigetra-
gen, internationales, institutionelles Interesse für Bin-
nenvertriebene zu festigen. 

Mahbub ul Haq und  
menschliche Entwicklung

Menschliche Entwicklung ist wohl eine der wichtigs-
ten Ideen, die aus dem UN-System im Laufe seiner 
Geschichte hervorgegangen sind. Der bislang über 
zwanzig Mal erschienene und weitverbreitende jähr-
liche globale Bericht über die menschliche Entwick-
lung (Human Development Report – HDR) hat dabei 
eine wesentliche Rolle gespielt.3 Obwohl die Idee 
menschlicher Entwicklung die Messung des Brut-
tosozialprodukts (BSP) als entscheidenden Entwick-
lungsindikator nicht ersetzt hat, ist sie als eine wich-
tige alternative Messgröße in die internationale Ent- 
wicklungspolitik eingegangen.

Dieser Erfolg wäre ohne Mahbub ul Haq nicht 
denkbar gewesen: Haq hat während seiner Zeit als 
Berater des UNDP-Administrators die Idee der 
menschlichen Entwicklung formuliert und mit dem 
HDI die entscheidende Brücke zwischen Entwick-
lungstheorie und praktischer Anwendung geschlagen. 

Haqs Position als ›Insider-Outsider‹

Haqs Position im entwicklungspolitischen Feld zeigt 
die Vorteile solcher Grenzgänger-Positionen in gera-
dezu idealer Weise: Er wurde vom UNDP-Adminis-
trator William H. Draper III eingestellt, der den Pos-
ten des Sonderberaters eigens für ihn geschaffen hatte. 
Das Besondere daran war, dass Draper Haq voll-
kommen freie Hand darin ließ zu entscheiden, wie 
er seinen Posten ausfüllen würde. Draper war über-
zeugt von Haqs ursprünglicher Idee, die darauf ab-

die Ziele der Charta zu fördern, bleiben jedoch ab-
hängig von den ersten UN, um diese umzusetzen und 
zu finanzieren. Die dritten UN können unabhängige 
und kritische Sichtweisen beitragen, verfügen jedoch 
nur über eingeschränkten Zugang und haben keine 
Entscheidungsbefugnis. 

Zeitweilige UN-Bedienstete, zum Beispiel Son-
dergesandte des Generalsekretärs, Sonderberichter-
statter des Menschenrechtsrats und andere Berater, 
handeln an der Grenze zwischen den zweiten und 
den dritten UN. Sie befinden sich damit in ›Insider-
Outsider‹-Positionen, die ihnen mehr Raum der in-
dividuellen Einflussnahme eröffnen. Einerseits sind 
sie unabhängiger als festangestellte UN-Bedienstete, 
da sie zumeist größere Freiheit haben, ihre Position 
inhaltlich auszufüllen und ihre Karriere nicht nur 
vom Wohlwollen staatlicher Akteure abhängig ist. 
Andererseits verfügen sie über offizielle Mandate und 
damit über Zugangsmöglichkeiten zu politischen Ent-
scheidungsträgern.

Obwohl ›Insider-Outsider‹-Positionen den not-
wendigen Raum für individuelle Einflussnahme bie-
ten, nutzt ihn nicht jede Person auf gleiche Weise. Wel-
che Individuen sind am ehesten in der Lage, diesen 
Raum erfolgreich zu nutzen? Eine Kombination aus 
psychologischen und soziologischen Persönlichkeits-
begriffen ist hier erhellend: Die Persönlichkeiten von 
UN-Bediensteten sind das Produkt ihrer sozialen 
Interaktionen und ihrer Sozialisation. Viele promi-
nente Individuen der UN haben unterschiedliche 
Funktionen in den drei UN durchlaufen. Dadurch 
sind sie vertraut mit den diversen Prioritäten, Pro-
blemstellungen und Ausdrucksweisen der Akteure 
und verfügen über Insider-Wissen, das es ihnen er-
möglicht, wirkungsvoll mit diesen Akteuren zu kom-
munizieren und erfolgreich Ideen einzubringen. Diese 
unterschiedlichen Erfahrungen sind demnach für 
zeitweilige UN-Bedienstete wichtig. Auch ihr gesell-
schaftlicher Hintergrund kann dazu beitragen, dass 
Individuen als Autorität wahrgenommen werden: 
Person und Thema müssen gewissermaßen zueinan-
der passen. 

Zusätzlich zu diesen soziologischen Faktoren soll 
ein psychologisches Persönlichkeitsmerkmal betrach-
tet werden: die Aufgabenorientierung (task focus). 
Diese beschreibt, ob Individuen die Erledigung einer 
Aufgabe oder zwischenmenschliche Belange prio-
risieren. In den UN kann dies auch als Balanceakt 
zwischen den Zielen und Grundsätzen der UN-
Charta und der Notwendigkeit, das Vertrauen und 
die Unterstützung der Mitgliedstaaten zu erhalten, 
verstanden werden. Individuen mit einer moderat 
ausgeprägten Aufgabenorientierung würden so von 
Fall zu Fall unterscheiden, ob sie einen Teil ihrer Auf-
gabe erfüllen oder zwischenmenschliche Beziehun-
gen beziehungsweise Arbeitsbeziehungen zu Mitglied-
staaten gefährden. Um ihre Ideen erfolgreich voran- 
zubringen, müssen die zeitweiligen UN-Bedienste-
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zielte, die weit verstreuten und durch die UN seit 
Jahrzehnten gesammelten Datensätze über mensch
liche Entwicklung in eine lesbare Form zu bringen. 
Abgesehen von seiner Beziehung zu Draper und der 
damit verbundenen Möglichkeit, die HDRs zu ver-
öffentlichen, war Haqs Position mit geringen finan-
ziellen Ressourcen ausgestattet. Eine wichtige Be-
sonderheit des HDR-Teams unter Haqs Leitung war 
seine Unabhängigkeit. Die HDRs sind keine offiziel-
len Berichte des UNDP, sondern unabhängige Be-
richte für das UNDP und die entwicklungspolitische 
Gemeinschaft. Natürlich zielten sie darauf ab, die 
Politik des UNDP zu beeinflussen, aber sie mussten 
nicht offiziell von seinem Verwaltungsrat4 angenom-
men werden. Diese Unabhängigkeit wurde im Jahr 
1994 vom UNDP und 1995 von der Generalver-
sammlung formal bestätigt5 und verschaffte Haq 
breiten Spielraum, sich auf die Expertise der dritten 
UN zu stützen. Haq mobilisierte wichtige Teile sei-
nes persönlichen Netzwerks, zu dem die bekanntes-
ten Wirtschaftswissenschaftlerinnen und Wirtschafts
wissenschaftler der späten achtziger Jahre gehörten, 
unter ihnen Meghnad Desai, Richard Jolly, Gustav 
Ranis, Amartya Sen, Frances Stewart und Paul 
Streeten. Die Einbindung dieser Expertinnen und 
Experten brachte eine enorme intellektuelle Band-
breite in die Arbeit ein und war nur durch die Un-
abhängigkeit des HDR-Projekts möglich geworden.

Haqs Persönlichkeit

Beruflich wies Haq Erfahrungen in der nationalen 
und internationalen Entwicklungspolitik auf und 
wurde als ausgewiesener Experte wahrgenommen. 
Er war durch seine Tätigkeit auf Ministerialebene 
und als wirtschaftlicher Berater in den Planungs-
kommissionen seines Heimatlands Pakistan mit der 
operativen wirtschaftspolitischen Arbeit in einem 
Entwicklungsland vertraut. Ebenso war ihm die in-
ternationale politikplanerische Arbeit durch seine 
Rolle als Berater von Weltbankpräsident Robert 
McNamara geläufig. Haqs Hintergrund ermöglich-
te ihm besondere Einsichten in die Situation von 
Menschen in Entwicklungsländern und unterstrich 
seine Glaubwürdigkeit. Gleichzeitig verschaffte ihm 
seine Ausbildung an den Elite-Universitäten Cam-
bridge und Yale auch im sozialen Umgang einen Vor-
teil in entsprechenden Zirkeln. Durch seine Kennt-
nisse der jeweiligen Perspektiven und Arbeitsweisen 
war Haq damit in der Lage, sowohl die Länder des 
Nordens als auch die des Südens wirksam anzu-
sprechen.

Haqs persönliche Eigenschaften deuten zudem auf 
eine moderate bis ausgeprägte Aufgabenorientierung 
hin: Er galt als selbstbewusst, zielgerichtet sowie di-
rekt und ging Konfrontationen nicht aus dem Weg. 
Seine ehemaligen Kollegen verweisen darauf, dass 
Haq Freude dabei empfand, provokative Thesen in 
seine HDRs einzubauen und sich dann mit politi-

   3  Ausführlicher zur Wirkung des HDR: Devin Joshi/Roni Kay O’Dell, 

Wie die Berichte über die menschliche Entwicklung die Welt verän-

dern, in diesem Heft, S. 15–20.

   4  Der Verwaltungsrat (Governing Council) wurde im Jahr 1994 durch 

den Exekutivrat (Executive Board) ersetzt.

   5  UNDP Executive Board, Decision 94/15: 1994 Human Development 

Report, UN Doc. DP/1995/I v. 20.12.1994; Entwicklungsprogramm der 

Vereinten Nationen und Bericht über die menschliche Entwicklung, 

UN-Dok. A/RES/49/123 v. 17.2.1995.

   6  Saraswathi Menon, ehemalige Kollegin von Haq, persönliches In-

terview mit der Verfasserin, New York, 2.5.2012.

   7  Zitiert in Chris Brazier, The New Deal. Interview with Mahbub ul 

Haq, New Internationalist Magazine, 262. Jg., 12/1994, S. 2.

   8  UNDP, Human Development Report 1990, Oxford 1990, S. 9.

schen Entscheidungsträgern darüber zu streiten.6  Wie 
Haq formulierte: »Mein Ziel in den UN war es, Denk-
anstöße zu geben und Entscheidungsträger in Verle-
genheit zu bringen. Ich habe die vergangenen fünf 
Jahre also sehr genossen. Ich weiß nicht, ob die Mit-
glieder der internationalen Gemeinschaft sie eben-
so genossen haben – sie haben sich manchmal sicher 
sehr unwohl gefühlt«7. Insgesamt war Haq also eher 
daran interessiert, Fortschritte hinsichtlich seiner 
Idee zu erreichen, als staatlichen Entscheidungsträ-
gern nicht auf die Füße zu treten. 

Menschliche Entwicklung

Menschliche Entwicklung beruht auf der Erkennt-
nis, dass auf dem BSP beruhende Wachstumsraten, 
die vorrangig als Indikatoren für Entwicklung ge-
nutzt werden, nur wenig über die tatsächliche Lage 
der Menschen aussagen. Haq stellte das BSP-Wachs-
tum in zwei Schritten als einen unangemessenen 
Maßstab für Entwicklung dar: Erstens trifft es kei-
ne Aussagen über die Verteilung des Einkommens. 
Entgegen der Erwartungen vieler Entwicklungsöko-
nomen, führten höhere Wachstumsraten nicht au-
tomatisch zu geringerer Armut. Insbesondere für jene 
Teile der Bevölkerung, die unterhalb des Existenz-
minimums lebten, spielten wirtschaftliche Wachs-
tumsraten praktisch keine Rolle: Ungleichheiten, 
gerade bei der Einkommensverteilung und beim Zu-
gang zu Dienstleistungen, blieben bestehen. Zwei-
tens ist das »Einkommen (..) nicht die Gesamtsum-
me menschlichen Lebens«8. Öffentliche Dienstleis- 
tungen und Infrastruktur wie zum Beispiel ein 
funktionierendes Gesundheitssystem und Zugang 
zu Bildungsstätten können nicht durch wirtschaft-
liches Wachstum ausgedrückt werden, haben jedoch 
weitaus größere Auswirkungen auf das Wohlerge-
hen von Menschen. 

Haq bot hier die Idee menschlicher Entwicklung 
als Alternative an: »Dieser Bericht beschäftigt sich 
mit Menschen – und wie Entwicklung ihre Wahl-
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Aufgrund ihres Verbleibs im Heimatland waren 
Binnenvertriebene lange kein Thema für die inter-
nationale Politik. Insbesondere während des Ost-
West-Konflikts galt die Nichteinmischung in innere 
Angelegenheiten als grundlegendes Prinzip der UN, 
niedergelegt in Artikel 2 Ziffer 7 UN-Charta. In den 
achtziger Jahren begann jedoch eine Gruppe von 
Menschenrechtsorganisationen, sich für die Belan-
ge der Binnenvertriebenen einzusetzen. Die NGO 
›Refugee Policy Group‹ veröffentlichte im Jahr 1982 
zum ersten Mal Zahlen zu Binnenvertriebenen und 
konnte deren sprunghaften Anstieg auf 24 Millio-
nen im Jahr 1991 nachweisen.14 Diese Zahlen ließen 
UN-Mitarbeiter aufhorchen und führten mit be-
ständiger Lobbyarbeit einer NGO-Koalition im 
Jahr 1992 zur Schaffung des Mandats des Beauf-
tragten des Generalsekretärs für Binnenvertriebene 
im Rahmen der damaligen Menschenrechtskom-
mission. 

Francis Deng wurde der erste Beauftragte für 
Binnenvertriebene und schaffte es durch seine Idee 
der Souveränität als Verantwortung, die Unterstüt-
zung und den Schutz von Binnenvertriebenen auf in-
ternationaler Ebene zu verankern. Eine besondere 
Rolle spielten hierbei die von Deng entwickelten 
›Leitlinien betreffend Binnenvertreibungen‹ (Guiding 
Principles on Internal Displacement), die praktische 
Richtlinien für die Unterstützung, den Schutz, die 
Rückkehr und die Wiedereingliederung von Binnen-
vertriebenen enthalten.15

Dengs Position als ›Insider-Outsider‹

Dengs Mandat beruhte auf einer Reihe von Resolu-
tionen der Menschenrechtskommission, die aber 
größtenteils vage formuliert waren.16 Dieser Um-
stand ermöglichte es Deng, sein Mandat nach eige-
nen Vorstellungen zu gestalten. Gleichzeitig stan-
den dem Mandatsträger praktisch keine finanziellen 
Ressourcen zur Verfügung. Es gelang Deng jedoch, 
die Unterstützung seines damaligen Arbeitgebers, 
der Brookings Institution, zu gewinnen. Diese Un-
terstützung wurde im Jahr 1994 durch das ›Project 
on Internal Displacement‹ institutionalisiert. Da-
mit positionierte sich Deng zwischen den zweiten 
und den dritten UN. In seiner offiziellen Funktion 
als Sonderbeauftragter in den zweiten UN hatte er 
Zugang zu den höchsten Bediensteten des UN-Se-
kretariats und den Staatenvertretern. Durch die Fi-
nanzierung durch eine der dritten UN zuzurechnen-
den NGO bewahrte er sich einen hohen Grad an 
Unabhängigkeit. 

Der Entstehungsprozess der ›Leitlinien betreffend 
Binnenvertreibungen‹ zeigt eindrücklich, wie Deng 
seine Rolle als ›Insider-Outsider‹ nutzen konnte. Deng 
wurde 1996 von der Menschenrechtskommission 
damit beauftragt, ein geeignetes Regelwerk für den 
Schutz Binnenvertriebener zu entwerfen. Die Leit-
linien sind das Ergebnis eines zweijährigen Aushand-

möglichkeiten erweitern kann«9. Diese Wahlmög-
lichkeiten umfassen zunächst, ein langes und gesun-
des Leben zu führen. Bildung sowie Zugang zu 
Ressourcen, die einen angemessenen Lebensstan-
dard ermöglichen, beinhalten aber auch politische 
Freiheit und die Wahrung von Menschenrechten.10 
Die numerische Operationalisierung der Wahlmög-
lichkeiten erfolgt im HDI, einem zusammengesetz-
ten Index, der auf drei messbaren Variablen beruht: 
Lebenserwartung (als Indikator für Gesundheits-
fürsorge, Ernährung und Hygienestandards), Alpha-
betisierungsrate und durchschnittlich absolvierte 
Schuljahre (als Indikator für Bildung) sowie BSP 
pro Kopf (als Indikator für Lebensstandard und Zu-
gangsmöglichkeiten).11 Haq war sich der Bedeutung, 
die messbaren Entwicklungsindikatoren entgegen-
gebracht wird, bewusst und bot mit dem HDI eine 
strategische Vereinfachung an, »die genauso gewöhn-
lich wie das BSP sein sollte, aber für bessere Dinge 
steht«12. Außerdem machte es der HDI möglich, eine 
Rangliste der UN-Mitgliedstaaten aufzustellen. Haq 
nutzte diese Liste sehr strategisch, hob einzelne Mit-
gliedstaaten als Positiv- oder Negativ-Beispiele her-
vor und zeigte, welche Unterschiede traditionelle 
Entwicklungsindikatoren und der HDI im Vergleich 
zweier Staaten mit vergleichbarer Bevölkerungsgrö-
ße bei stark unterschiedlichem Jahreseinkommen 
aufweisen. Vor allem zeigte diese Rangliste, dass auch 
geringes Einkommen zu einer hohen Stufe mensch-
licher Entwicklung führen kann.13

Schließlich war auch Haqs Timing bei der Ein-
führung seiner Idee im Jahr 1990 entscheidend: 
Menschliche Entwicklung eröffnete eine auf Men-
schen und soziale Sektoren ausgerichtete Entwick-
lungsperspektive, die im Gegensatz zu den vielfach 
kritisierten Strukturanpassungsprogrammen der In-
ternationalen Finanzinstitutionen in den achtziger 
Jahren stand. Außerdem nutzte Haq die Symbol-
kraft der friedlichen Revolutionen in Osteuropa 
und das Ende des Kalten Krieges als Möglichkeit, 
den Menschen in das Zentrum von Entwicklung zu 
rücken. 

Francis Deng und Binnenvertriebene 

Im Gegensatz zu Flüchtlingen, die in anderen Län-
dern Zuflucht suchen, bleiben Binnenvertriebene in 
ihren Heimatländern. Beide Gruppen sind Vertrie-
bene, mit allen Problemen, die derartige Situationen 
mit sich bringen. Aber nur für Flüchtlinge gibt es 
internationale Schutzbestimmungen durch die Gen-
fer Flüchtlingskonvention von 1951 und deren Pro-
tokoll von 1967. Binnenvertriebene sind jedoch von 
der Unterstützung ihres Heimatlands und damit von 
denselben Behörden abhängig, die mitunter verant-
wortlich dafür sind, dass sie vertrieben wurden oder 
zumindest nicht in der Lage waren, die Vertreibung 
zu verhindern. 
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lungsprozesses, der darauf angelegt war, möglichst 
viele Akteure in allen drei UN einzubinden. Als sie 
der Menschenrechtskommission im März 1998 vor-
gestellt wurden, fanden sie Unterstützung in den zwei-
ten und dritten UN, die insbesondere auf den prak-
tischen Mehrwert des Dokuments für ihre tägliche 
Arbeit verwiesen. Die Lobbyarbeit von Deng und sei-
nem Team sowie der NGO-Koalition gipfelte in der 
Resolution 1998/50, in welcher die Leitlinien zur 
Kenntnis genommen wurden.17 Seither fanden die 
Leitlinien breite Anerkennung in den ersten UN, wur-
den von einer Vielzahl an UN-Organisationen, wie 
etwa dem Hohen Flüchtlingskommissar UNCHR, 
umgesetzt, und dienten als Grundlage für 29 natio-
nale und sechs regionale Richtlinien und Gesetze.18 

Dengs Persönlichkeit

Obwohl Deng durch seine Grenzgänger-Position über 
den notwendigen Spielraum verfügte, war es seine 
Persönlichkeit, die es ihm ermöglichte, diesen Spiel-
raum erfolgreich zu nutzen. Deng wuchs im Haus-
halt des Ngok-Dinka-Führers Deng Majok in Abyei, 
Sudan, auf. Obwohl die ethnische Gruppe der Din-
ka zum größten Teil im heutigen Südsudan lebt, ha-
ben die Ngok Dinka seit Generationen in der strate-
gisch wichtigen Grenzregion zwischen Norden und 
Süden gesiedelt. Dengs Familie besetzte seit langer 
Zeit traditionelle Führungspositionen und die hoch-
rangigen Mitglieder seines Clans dienten als Me
diatoren in lokalen Konflikten. Diese Faktoren be-
einflussten Dengs Sozialisation maßgeblich. Deng 
wurde zu einem anerkannten Anthropologen über 
die Dinka. Diese Expertise brachte ihm die Aner-
kennung als Experte für afrikanische Werte ein, 
welche zum Beispiel durch das Buch ›Human Rights 
in Africa‹19 und seine Leitung des Afrika-Projekts an 
der Brookings Institution ab 1988 unter Beweis ge-
stellt wurde. 

Im Laufe seiner Karriere absolvierte Deng Statio-
nen in allen drei UN: Er arbeitete im UN-Sekreta-
riat, vertrat in den siebziger Jahren sein Heimatland 
Sudan als Botschafter und wurde schließlich Forscher 
in unterschiedlichen Institutionen. Deng verfügte so 
über eine berufliche Sozialisation in allen drei UN 
und konnte sich deren unterschiedlichen Zusam-
menhängen und Adressaten bewusst anpassen. Sei-
ne Expertise im Bereich afrikanischer Werte diente 
ihm als Quelle zusätzlicher Legitimation.

Beobachter und Kolleginnen bezeichneten Dengs 
Stil in der Rolle als Beauftragter für Binnenvertrie-
bene als grundsätzlich nicht konfrontativ. Er selbst 
schätzt sein Verhalten ähnlich ein und hebt zudem 
hervor, dass der Dialog mit Regierungen den Grund-
stein seines Mandats bildet.20 Zum Beispiel konnte 
Deng nur jene Länder besuchen, die ihn offiziell ein-
geladen hatten. Damit war er vom Kooperationswil-
len der Mitgliedstaaten abhängig. Deng ist überzeugt, 
dass sein nicht-konfrontativer Stil, Ausdruck einer 
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gering ausgeprägten Aufgabenorientierung, die rich-
tige Strategie war, um für die Anliegen der Binnen-
vertriebenen Gehör zu finden21 – eine Einschätzung, 
die Akteure aus den ersten UN unterstützen. In den 
zwölf Jahren seines Mandats konnte Deng insge-
samt 23 Länder mit einer großen Anzahl von Bin-
nenvertriebenen besuchen. Wie Deng zusammen-
fasst: »Viele Länder, von denen wir dachten, dass sie 
mich niemals einladen würden, taten dies nach und 
nach, als sie sahen, wie das Mandat ausgeübt wur-
de«22. 

Dengs Kolleginnen und Kollegen in den zweiten 
und dritten UN sind sich hingegen uneinig, ob seine 
gering ausgeprägte Aufgabenorientierung hilfreich 
für die Ausübung des Mandats war. Obwohl Deng 
durch seinen diskreten Stil Zugang zu vielen Bedürf-
tigen fand, zeigten sich einige NGOs von Dengs feh-
lender Konfrontation mit unkooperativen Regierun-
gen enttäuscht.23 Dengs Herangehensweise brachte 
ihn weit, er profitierte aber auch von der engen Zu-
sammenarbeit mit der Menschenrechtsexpertin Ro-
berta Cohen. So formulierte Cohen häufig die kriti-
scheren Kommentare, die Deng selbst nicht artikuliert 
hätte. Es ist also möglich, dass Wesenszüge, die für 

Obwohl Deng durch 
seinen diskreten Stil 
Zugang zu vielen 
Bedürftigen fand, 
zeigten sich einige 
NGOs von Dengs 
fehlender Konfron-
tation mit unkoope-
rativen Regierungen 
enttäuscht.
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den Erfolg als Akteur des Wandels notwendig sind 
und über die eine Person nicht verfügt, stattdessen 
von einer Kollegin oder einem Kollegen eingebracht 
werden. 

Souveränität als Verantwortung 

Mit der Idee von Souveränität als Verantwortung 
konnte Deng die entscheidende Frage seines Man-
dats beantworten: Wie können internationale Schutz-
verpflichtungen für Binnenvertriebene mit dem Prin-
zip nationaler Souveränität in Einklang gebracht 
werden? Deng betonte, dass die Verantwortung für 
den Schutz von Binnenvertriebenen auf nationaler 
Ebene liegt. Souveränität beinhaltet damit eine grund-
sätzliche Verantwortung für seine Bevölkerung, de-
ren Grundbedürfnisse erfüllt werden müssen. Wenn 
ein Souverän diese Verpflichtungen gegenüber seinen 
Bürgerinnen und Bürgern nicht erfüllt, verliert sei-
ne Souveränität ihre Unverletzlichkeit und die Ver-
antwortung für den Schutz und die Versorgung der 
Binnenvertriebenen geht auf die internationale Ebe-
ne über. 

Souveränität als Verantwortung verband zwei ent-
scheidende Neuformulierungen nationaler Souverä-
nität, die zu Beginn der neunziger Jahre von Bedeu-
tung waren: Souveränität sollte für und durch das 
Volk ausgeübt werden. Außerdem setzte Deng diese 
Idee verantwortungsbewusster Souveränität und die 
damit verbundenen Menschenrechtsnormen in den 
afrikanischen Kontext. Deng betonte, dass die Rech-
te des Individuums auch im kollektiv ausgerichteten 
afrikanischen Wertesystem Priorität haben.24 Mit der 
Aufnahme afrikanischer Beweggründe trat Deng der 
möglichen Kritik, Menschenrechte seien nicht uni-
versell, entgegen. Sein afrikanischer Hintergrund un-
terstrich die Authentizität dieser Perspektive. 

Durch Dengs Idee der Souveränität als Verant-
wortung wurden die Bedürfnisse der Binnenvertrie-
benen von einem Randthema zu einem wesentlichen 
Bezugspunkt der internationalen Menschenrechts
agenda. Gleichzeitig blieb Souveränität an den Staat 
gebunden und konnte so von den betroffenen Regie-
rungen anerkannt werden. Souveränität als Verant-
wortung gehört außerdem zu den Ursprüngen der 
internationalen Norm der Schutzverantwortung 
(Responsibility to Protect – R2P). 

Fazit

Die Beispiele von Haq und Deng zeigen deutlich die 
lohnenswerte Perspektive auf zeitweilige UN-Be-
dienstete, um Akteure des Wandels im UN-System 
zu identifizieren. Haqs Idee der menschlichen Ent-
wicklung bot eine Alternative zu entwicklungspoli-
tischen Maßnahmen, die nur auf das Bruttosozial-
produkt ausgerichtet waren und verfügte mit dem 
Index der menschlichen Entwicklung über einen in-
novativen Indikator. Haqs Persönlichkeit vereinte 

24  Vgl. Francis M. Deng et al., Sovereignty as Responsibility: Conflict 

Management in Africa, Washington, D.C. 1996, S. 5.

25  Human Rights Council, UN Doc. A/HRC/5/1 v. 18.7.2007. 

relevante soziale und berufliche Erfahrungen mit 
einer ausgeprägten Aufgabenorientierung, die sich 
in einer Bereitschaft zur Konfrontation niederschlug. 
Dengs Idee, die Bedürfnisse der Binnenvertriebenen 
mit verantwortungsbewusster Souveränität zu ver-
binden, sprach Akteure in allen drei UN an. Sein Hin-
tergrund als Dinka-Experte, seine facettenreiche be-
rufliche Karriere und sein dialogorientierter Ver- 
handlungsstil waren geeignet, diese Idee zu verbreiten. 
In Situationen, die mehr Konfrontation verlangten, 
konnte er sich auf seine Kollegin Roberta Cohen 
verlassen. 

Haqs und Dengs Zugang zu Entscheidungsträ-
gern in den ersten UN und ihre Positionen an der 
Grenze zwischen den zweiten und dritten UN er-
möglichten es ihnen, persönliche Wesenszüge krea-
tiv einzusetzen und eröffneten Konsultationsprozesse 
mit den dritten UN. Diese Art von Positionen und 
Mandaten können so zu wichtigen Quellen der In-
novation in der UN-Bürokratie werden – vorausge-
setzt, sie werden mit den richtigen Personen besetzt. 

Es ist dabei wichtig anzumerken, dass es gerade 
im Bereich der von Haq und Deng ausgefüllten 
›Insider-Outsider‹-Positionen, also der Gruppe der 
Sondergesandten des UN-Generalsekretärs, der Be-
rater und der Sonderberichterstatter, erheblichen Be-
setzungsspielraum gibt. Obwohl in deren Auswahl-
prozess nationale Quoten eine Rolle spielen, verfügt 
der UN-Generalsekretär in der Berufung seiner Son-
dergesandten ebenso wie die Leiterinnen und Lei-
ter von Sonderorganisationen, Programmen und 
Fonds der Vereinten Nationen bei der Rekrutierung 
ihrer Berater über viel Flexibilität. Ferner wurde die 
Auswahl der Sonderberichterstatter des UN-Men-
schenrechtsrats dahingehend reformiert, dass nun 
eine fünfköpfige Kommission Bewerberinnen und 
Bewerber, die von Akteuren aus allen drei UN vor-
geschlagen werden und sich auch initiativ um einen 
Posten bemühen können, aufgrund von Kriterien wie 
Expertise, Unabhängigkeit und persönlicher Inte
grität auswählt.25 Hier könnten sich somit die am 
Auswahlprozess beteiligten Akteure von den Beispie-
len in diesem Artikel sowie ihren Eigenschaften leiten 
lassen und dazu beitragen, dass vermehrt Akteure 
des Wandels Zugang zur UN-Bürokratie finden.

Haqs und Dengs 
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dungsträgern in den 
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Internet Governance Forum:
9. Treffen 2014
n  Zukunft von ICANN und IGF ungewiss
n  WSIS+10 und Post-2015-Agenda
n  Multistakeholderisten vs.  

Multilateralisten

Wolfgang Kleinwächter

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Wolfgang 

Kleinwächter, Internet Governance Forum:  

7. Treffen 2012 und 8. Treffen 2013 sowie 

›NETmundial‹ 2014, VN, 3/2014, S. 131ff., fort.) 

Das 9. Internet Governance Forum (IGF) 
fand vom 2.–5. September 2014 in Istan­
bul (Türkei) statt. Mit 3700 Teilnehmerin­
nen und Teilnehmern (davon 1300 on­
line) aus 144 Ländern stellte dieses Treffen 
einen neuen Rekord auf. Das Themen­
spektrum reichte von mittlerweile klas­
sischen Themen wie Meinungsfreiheit, 
Datenschutz, Cybersicherheit, Infrastruk­
turentwicklung und Netzwerkneutrali­
tät zu neuen Themen wie ›Cloud Com­
puting‹ und ›Internet der Dinge‹. 

Zukunft von ICANN

Großen Raum nahm die Diskussion der 
Zukunft von ICANN und der von der 
amerikanischen Regierung angekündig­
ten Übergabe der Verantwortung für die 
Funktionen der IANA ein. IANA steht für 
›Internet Assigned Numbers Authority‹. 
Sie hat die Aufsicht über den ›A-Root-
Server‹ im ›Domain Name System‹ (DNS). 
Der stellvertretende amerikanische Han­
delsminister Lawrence Strickling mach­
te dabei klar, dass eine Übergabe die Si­
cherheit und Stabilität des Internets nicht 
gefährden dürfe und ein neuer Mecha­
nismus das Multistakeholder-Modell für 
die Internetverwaltung stärken müsse. 
ICANN müsse daher in ein System gegen­
seitiger Kontrolle eingebunden sein, um zu 
verhindern, dass eine vollständige Selbst­
verwaltung der kritischen Internet-Res-
sourcen von einzelnen staatlichen oder 

privaten Interessengruppen dominiert 
werden kann. Strickling machte auch klar, 
dass seine Regierung eine Übergabe die­
ser Funktionen an ein zwischenstaatliches 
Regierungsgremium nach wie vor grund­
sätzlich ablehnt. Der IANA-Vertrag läuft 
am 30. September 2015 aus. Er kann 
zweimal um jeweils zwei Jahre verlän­
gert werden. Gegenwärtig arbeitet eine 
30-köpfige Arbeitsgruppe, die ›IANA 
Stewardship Transition Coordination 
Group‹ (IGC), der auch fünf Regierungs­
vertreter (darunter Iran) angehören, an 
einem Übergabeplan. 

WSIS+10

Ein weiterer Schwerpunkt war die Dis­
kussion über die bisherigen Ergebnisse des 
2. Weltgipfels 2005 von Tunis (WSIS II). 
Im Dezember 2015 wird in New York eine 
Überprüfungskonferenz stattfinden: die 
WSIS+10. Dabei sollen Lösungen dafür 
gefunden werden, wie die weiterhin vor­
handene digitale Spaltung überwunden 
werden kann. Das im Jahr 2005 gesetzte 
Ziel, der Hälfte der Weltbevölkerung ei­
nen Online-Zugang zu ermöglichen, ist 
zwar erreicht. Das heißt aber, dass noch 
immer drei bis vier Milliarden Menschen 
keinen Zugang zum Internet haben. Bei 
der New Yorker Konferenz wird es daher 
auch darum gehen, wie die WSIS-Ziele 
enger verzahnt werden können mit den 
dann bereits ausgehandelten Zielen der 
Entwicklungsagenda für die Zeit nach 
2015. Ein Streitpunkt war hier auch, in­
wiefern das beim IGF und bei ICANN 
erfolgreich praktizierte Multistakeholder-
Modell weiter ausgestaltet werden kann. 
Kritik gab es daran, dass die UN-Gene­
ralversammlung zwar eine Beteiligung 
von Vertretern von nichtstaatlichen Or­
ganisationen (NGOs) an der Vorbereitung 
der WSIS+10-Konferenz zugelassen hat, 
die Schlussphase aber ausschließlich in 
den Händen von Regierungen liegen soll. 
Vertreter der Zivilgesellschaft, der Privat­
wirtschaft und der technischen Gemein­
de fordern jedoch gleichberechtigte Be­
teiligungsmöglichkeiten an der Ausarbei- 
tung der Schlussdokumente für WSIS+10.

Ein Beispiel für ein neuartiges und 
gleichberechtigtes Zusammenwirken al­

ler Interessengruppen hatte die Internet-
Weltkonferenz ›NETmundial‹ im Ap­
ril 2014 in São Paulo geboten. Mit der 
NETmundial betrat man politisches Neu­
land, weil erstmalig eine Weltkonferenz, 
an der alle Interessengruppen gleichbe­
rechtigt teilnahmen, auch ein greifbares 
Ergebnis brachte: eine Erklärung zu 
Grundsätzen für die Internet-Verwaltung 
(NETmundial Multistakeholder State­
ment) und ein Fahrplan (Internet Gover­
nance Roadmap 2020). Damit produ­
zierte NETmundial Ergebnisse, die viele 
Beobachter seit Jahren vom IGF erwar­
tet hatten. 

Neue Initiativen und Arbeitsgruppen

Beim IGF in Istanbul wurden die NET­
mundial und die nachfolgende ›NET­
mundial Initiative‹ (NMI), die nun vom 
brasilianischen Internet-Rat ›cgi.br‹, von 
ICANN und dem Davoser Weltwirt­
schaftsforum getragen wird, ausführlich 
diskutiert. Dabei wurde vor allem die klare 
Botschaft aus São Paulo, die bestehenden 
Multistakeholder-Mechanismen für das 
Management globaler Internetprobleme 
zu stärken, begrüßt. Das IGF kann durch 
die NMI weiter gestärkt werden. Die NMI 
ist keine Alternative zum IGF und auch 
keine Konkurrenzveranstaltung. Die NMI 
wird projektorientierter sein. Es gibt ein 
großes Potenzial für eine Win-Win-Situ­
ation zwischen IGF und NMI. Letztere 
kann mit zusätzlichem Know-how und 
Ressourcen das IGF stärken und helfen, 
für Probleme, die das Forum identifiziert 
hat, Lösungsvorschläge zu erarbeiten. Zie­
le und Mandat der NMI sind noch nicht 
definiert. Das soll bis Ende März 2015 
in einem offenen und transparenten Dis­
kussionsprozess geschehen. Dann wird 
der neue NMI-Koordinierungsrat zusam­
mentreten, dem jeweils ein Vertreter der 
vier Stakeholder-Gruppen aus den fünf 
Weltregionen angehören.  

Als eine Innovation für das IGF selbst 
erwiesen sich sogenannte ›Best Practice‹-
Foren. Ziel dieser Foren war die Produk­
tion konkreter Ergebnisse in Form von 
›Best Practice Dokumenten‹. Erwähnens­
wert ist hier insbesondere das Dokument 
zu Spam im Internet. Versuche, zwischen­
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Internationaler Strafgerichtshof: 
Tätigkeiten 2013
n  Kritik der Afrikanischen Union
n  Gaza-Krieg durch die Hintertür
n  Ehemaliger ivorischer Präsident drei 

Jahre in Untersuchungshaft

Mayeul Hiéramente

(Mit diesem Beitrag beginnt eine jährliche 

Berichterstattung über die Arbeit des Interna

tionalen Strafgerichtshofs. Der Bericht über die 

Tätigkeiten 2014 folgt in einem der nächsten 

Hefte. Siehe einführender Beitrag des Autors, 

VN, 5/2014, S. 195–200.)

Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) 
stand im Jahr 2013 vor großen Heraus­
forderungen und hat wegweisende Ent­
scheidungen getroffen. Der IStGH (In­
ternational Criminal Court – ICC) ist eine 
durch einen völkerrechtlichen Vertrag ge­
gründete Institution, der mittlerweile 122 
Staaten beigetreten sind. Die Vertrags­
staaten finanzieren das Gericht und wir­
ken über die Versammlung der Vertrags­
staaten an der Fortentwicklung des Ge- 
richts mit. Die gegenwärtig von Fatou 
Bensouda aus Gambia geleitete Ankla­
gebehörde ist mit den Ermittlungen be­
traut und wird von staatlichen Behör-
den unterstützt. Die Verwaltung des 
Gerichts übernimmt die Kanzlei, wäh­
rend die insgesamt 18 Richterinnen und 
Richter aus allen Weltregionen in den 
Vorverfahrenskammern, Verfahrens­
kammern und Berufungskammern über 
Schuld oder Unschuld der Angeklagten 
befinden. 

Im Jahr 2013 waren ausschließlich Ver­
fahren in Afrika anhängig. Die Ankla­
gebehörde führte zudem Vorermittlun­
gen in Afghanistan, Georgien, Guinea, 
Honduras, Kolumbien, Südkorea und 
Nigeria durch. Statt eines umfassenden 
Rückblicks sollen Schlaglichter auf wich­
tige Weichenstellungen geworfen wer­
den, die zu einer vertieften Auseinander­
setzung anregen und kritische Reflektio- 
nen über Sinn, Zweck und Grenzen der 
internationalen Strafverfolgung von Völ­
kermord, Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit und Kriegsverbrechen anstoßen 
sollen. Zur besseren Einordnung werden 

staatliche Regelungen für Spam zu finden 
waren ja unter anderem bei der Weltwei­
ten Konferenz für internationale Fern­
meldedienste (WCIT) 2012 in Dubai ge­
scheitert. Nun zeigte sich in Istanbul, dass 
ein Multistakeholder-Ansatz sinnvolle Er­
gebnisse hervorbringen kann. Diese sind 
zwar nicht juristisch verbindlich, bieten 
aber praktische Handreichungen, die zur 
schrittweisen Lösung eines dringlichen 
Problems beitragen können.

Als einen weiteren Schritt vorwärts 
kann man einen Beschluss der ›Multi­
stakeholder Advisory Group‹ (MAG) – 
dem Lenkungsgremium des IGF – vom 
Dezember 2014 ansehen. Demnach sollen 
Arbeitsgruppen gebildet werden, die zwi-
schen den jährlichen IGF-Treffen zu ein­
zelnen Sachfragen an Lösungen arbeiten. 
Gestärkt werden sollen auch die soge­
nannten ›IGF Dynamic Coalitions on 
Internet Rights and Principles‹ zu einzel­
nen Sachgebieten. Insgesamt gibt es gegen­
wärtig rund zehn solcher Gruppen, wo zu 
konkreten Sachfragen, wie etwa Zugang 
zum Internet oder Internet der Dinge, en­
gagierte Netzwerke und Experten aus ver­
schiedenen Stakeholder-Gruppen zusam­
men arbeiten.

Zukunft des IGF

Trotz aller Erfolge krankt das IGF nach 
wie vor an strukturellen und finanziellen 
Schwächen. Um dem IGF mehr Stabilität 
und bessere Ressourcen zur Verfügung zu 
stellen, hat die ›Internet Society‹ (ISOC) 
in Istanbul die Initiative ergriffen und ei­
nen Interessenverband zur Unterstützung 
des IGF gegründet, den ›Internet Gover­
nance Forum Support Association‹ 
(IGFSA). Der IGFSA wird einen Treu­
handfonds verwalten, der sowohl dem 
globalen IGF als auch den mittlerweile 
fast 100 nationalen und regionalen IGFs 
zugutekommen wird. Damit soll dem IGF 
auch über 2015 hinaus Stabilität und 
Wachstum und eine weitgehende Selbst­
verwaltung ermöglicht werden.

Das Mandat des IGF läuft im Dezem­
ber 2015 aus. In Istanbul herrschte aber 
weitgehend Einigkeit: Die UN-General­
versammlung soll das Mandat um weite­
re fünf oder zehn Jahre verlängern. Der 
Versuch einiger UN-Mitgliedstaaten, diese 
Verlängerung bereits im Dezember 2014 
zu besiegeln, ist jedoch gescheitert. Eini­
ge Regierungen wollen die Verlängerung 
mit anderen, für den WSIS+10-Prozess 

relevanten Themen verbinden. Das be­
trifft insbesondere das Thema erweiterte 
Zusammenarbeit (enhanced cooperation), 
was letztlich eine diplomatische Umschrei­
bung für die Aufsicht über die kritischen 
Internet-Ressourcen ist. Der Abschluss­
bericht der ›Working Group on Enhanced 
Cooperation‹ (WGEC) an die Kommis­
sion für Wissenschaft und Technologie im 
Dienste der Entwicklung (UNCSTD) vom 
Mai 2014 hat zu keinem Durchbruch ge­
führt. Nach wie vor stehen sich zwei La­
ger mit unterschiedlichen Vorstellungen 
über die Zukunft der Internetregulierung 
gegenüber: Multistakeholderisten vs. Mul-
tilateralisten.

Insofern ist es auch für die WSIS+10-
Konferenz und die Zukunft des IGF von 
erheblicher Bedeutung, ob die amerika­
nische Regierung im September 2015 die 
Aufsicht über den IANA-Vertrag abgibt. 
Sollte das nicht passieren, wäre dies Was­
ser auf den Mühlen jener UN-Mitglied­
staaten, die dem Multistakeholder-Modell 
misstrauen und für die Schaffung eines 
zwischenstaatlichen Internet-Regierungs­
gremiums eintreten.

Das IGF ist eines der wenigen funktio­
nierenden Multistakeholder-Mechanis­
men im globalen ›Internet Governance 
Ecosystem‹. Insofern ist eine Verlängerung 
des Mandats, die nun die 70. UN-Gene­
ralversammlung im Dezember 2015 be­
schließen muss, von großer strategischer 
Bedeutung. Das 10. IGF findet im No­
vember 2015 in João Passeo in Brasilien 
statt. Für 2016 hat sich bereits Mexico-
City als Gastgeber angeboten. In Deutsch­
land erwägt man, Gastgeber für das IGF 
2017 oder 2018 zu sein. Die MAG und 
ihr Sekretariat sitzen in Genf, wo die in­
novative Idee der gleichberechtigten Be­
teiligung von nichtstaatlichen Akteuren 
an der Politikentwicklung viele Befürwor­
ter hat. Die politische Kultur der UN in 
New York ist jedoch eine andere. Sie ist 
noch geprägt von den alten Machtspiel­
chen des 20. Jahrhunderts, wo Regie­
rungen hinter verschlossenen Türen diplo­
matische Deals aushandeln. Die kom- 
menden Diskussionen am East River wer­
den zeigen, ob alte, verkrustete Struktu­
ren aufgebrochen werden können oder 
innovative Ansätze abgewürgt werden.

Weiterführender Link: 9. IGF 2014, Istanbul: 

www.intgovforum.org/cms/igf-2014
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Hintergründe und Auswirkungen in ge­
botener Kürze ebenfalls erläutert. 

Bei der Auswahl der hier behandelten 
Themen soll der Wirklichkeit des inter­
nationalen Strafrechts Rechnung getra­
gen werden: Der IStGH und seine Mitar­
beiter sehen sich in der täglichen Praxis 
juristischen Fragestellungen ebenso aus­
gesetzt wie Fragen des effektiven Ressour­
ceneinsatzes oder des (rechts-)politischen 
Kalküls. Gerichtliche Entscheidungen ha­
ben politische Auswirkungen, die Welt­
politik steckt wiederum den (rechtlichen) 
Handlungsspielraum des Haager Tribu­
nals ab. Entpolitisiert kann und will das 
Gericht nicht sein. Die symbolische Ahn­
dung der Hauptverantwortlichen soll 
schließlich Anreiz geben für gesellschaft­
liche und politische Reformen auf natio­
naler und internationaler Ebene. Der 
IStGH bedarf daher der tatkräftigen Un­
terstützung der Medien, nichtstaatlicher 
Organisationen und der Vereinten Natio­
nen. Diese Politisierung des internationa­
len Strafrechts mag Unbehagen hervor­
rufen, zu politischen Schauprozessen 
macht es die Verfahren des Gerichts je­
doch nicht. Dennoch birgt der politische 
Einfluss Gefahren für die öffentliche 
Wahrnehmung einzelner Prozesse, die 
konsequente Einhaltung der Verfahrens­
rechte und die Rolle internationaler Straf­
gerichte als Maßstab für Rechtsstaat­
lichkeit.

Das Verhältnis zu Afrika

Das Problem der öffentlichen Wahrneh­
mung hat sich unlängst mit besonderer 
Schärfe im Zusammenhang mit dem 
schon länger schwelenden Konflikt zwi­
schen dem IStGH und der Afrikanischen 
Union (AU) gezeigt. Das Verhältnis zwi­
schen dem Gericht im niederländischen 
Den Haag und der AU mit Sitz in Addis 
Abeba, Äthiopien, gilt schon seit mehreren 
Jahren als angespannt. Als erster Stein 
des Anstoßes wird gemeinhin der Haft­
befehl vom März 2009 gegen den amtie­
renden sudanesischen Präsidenten Omar 
al-Bashir angesehen. Dieser sollte sich vor 
dem IStGH wegen des Vorwurfs des Völ­
kermords, Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit und Kriegsverbrechen unter an­
derem in der westsudanesischen Provinz 
Darfur verantworten, lehnte jedoch jeg­
liche Kooperation mit dem Gericht ab. Die 
Begründung war, dass er die Zuständig­
keit des Gerichts nicht anerkenne und Im­

munität genieße. Unter der Ägide des ers­
ten Chefanklägers Luis Moreno Ocampo 
wurde daher auf die politische Isolierung 
von Bashir gesetzt und – in Kooperation 
mit einer sehr engagierten internationa­
len Zivilgesellschaft – der Versuch unter­
nommen, durch politischen und juristi­
schen Druck dessen Reiseaktivitäten ein- 
zuschränken. Die Bemühungen hatten 
weitgehend Erfolg, und einige Auftritte 
des neuen Parias der Weltgemeinschaft auf 
dem diplomatischen Parkett konnten un­
terbunden werden. Ausgeliefert wurde er 
jedoch nicht. Das Verfahren tritt bis heute 
auf der Stelle. Innerhalb der AU gingen die 
Ansichten auseinander. Sollte (oder muss­
te) an der Isolierung mitgewirkt werden 
oder sollte durch Wahl der geeigneten Ta­
gungsorte eine Mitwirkung Bashirs – als 
gewählter Vertreter seines Landes – er­
möglicht werden? Eine breite Front gegen 
den IStGH gab es nicht, zu unbedeutend 
war der sudanesische Präsident, zu nützlich 
war der IStGH für andere (etwa den ugan­
dischen Präsidenten Yoweri Museveni). 

Ernster wurde die Frage nach der Im­
munität amtierender Politiker und einem 
zu starken Fokus auf Afrika im Jahr 2013. 
Uhuru Kenyatta, Sohn des legendären ke­
nianischen Staatsgründers und einer der 
reichsten Männer Ostafrikas, war zum 
Präsidenten Kenias gewählt und vom 
IStGH wegen der angeblichen Mitwir­
kung an Massakern im Winter 2007/2008 
ins Visier genommen worden. Anders als 
Bashir haben sich Kenyatta und Vizeprä­
sident William Ruto freiwillig gestellt. 
Gleichzeitig aber warben sie im Kreis der 
afrikanischen Staats- und Regierungschefs 
um politische Unterstützung. Dieser me­
diale und diplomatische Schachzug hat 
Früchte getragen und zu einer viel beachte­
ten – wenn auch juristisch folgenlosen – 
Resolution der AU vom 12. Oktober 2013 
[Ext/Assembly/AU/Dec.1(Oct.2013)] 
geführt. Darin wird die Aussetzung aller 
Verfahren gegen amtierende Staats- und 
Regierungschefs gefordert und die Schaf­
fung einer afrikanischen Strafgerichtsbar­
keit als Ersatz ins Auge fasst. Zudem soll­
te der UN-Sicherheitsrat dazu bewogen 
werden, die Verfahren gegen Kenyatta und 
Ruto gemäß Artikel 16 des Römischen 
Statuts auszusetzen. Im Zuge dieses Be­
schlusses hatten verschiedene Entschei­
dungsträger angedeutet, dass einige afri­
kanische Staaten dem Strafgerichtshof die 
Unterstützung entziehen könnten. 

Mit ihrem Kernanliegen, eine Verfah­
rensaussetzung zu erreichen, konnten die 
afrikanischen Staaten sich nicht durchset­
zen. Dennoch ist die deutliche Mahnung 
sowohl beim IStGH als auch bei den fi­
nanzierenden Mitgliedstaaten angekom­
men. Man mag es als Konsequenz der po­
litischen Bemühungen sehen, dass sich die 
Richter bereit erklärt haben, Eingeständ­
nisse bei der Anwesenheitspflicht der An­
geklagten zu machen. Sofern es keinen 
Haftbefehl gebe, könnten Angeklagte teil­
weise auf ihr Anwesenheitsrecht verzich­
ten und sich anwaltlich vertreten lassen, 
so die Richter. In Reaktion auf die, in Tei­
len voneinander abweichenden, richter­
lichen Entscheidungen, beschloss die Ver­
sammlung der Vertragsstaaten eine Än- 
derung der Verfahrensordnung und legte 
Ausnahmen von der Anwesenheitspflicht 
fest. Sofern keine Haftgründe bestehen, 
steht es den angeklagten Führungskräf­
ten eines Staates nunmehr weitgehend frei, 
ob sie durchgängig an Verhandlungen teil­
nehmen wollen oder nicht (ICC-ASP/12/
Res. 7 v. 27.11.2013, Regel 134 ter und 
quater).

Die Komoren und der Nahost-Konflikt

Ebenfalls eine (welt-)politische Dimen­
sion weist die Entscheidung der Komoren 
von Mai 2013 auf, den IStGH um Ermitt­
lungen zu ersuchen. Die Verwunderung 
war zunächst groß, warum die Union der 
Komoren diesen Schritt unternommen hat 
und welcher Sachverhalt ermittelt werden 
sollte. Schnell zeigte sich, dass der Nah­
ost-Konflikt Gegenstand der Staatenver­
weisung war. So haben türkische Juristen 
mit Einbindung der komorischen Regie­
rung eine Möglichkeit gefunden, eine Epi­
sode der Auseinandersetzung um die Blo­
ckade des Gaza-Streifens als Einfallstor 
für ein potenzielles IStGH-Verfahren zu 
nutzen. Die Tatsache, dass eines der aus 
der Türkei gestarteten Schiffe (Mavi Mar­
mara), das die Gaza-Blockade durchbre­
chen wollte, unter komorischer Flagge 
fuhr, wurde zum Anknüpfungspunkt ge­
macht. Hauptvorwurf: Kriegsverbrechen.

Nachdem der Versuch Palästinas im 
April 2012 gescheitert war, den IStGH 
zur Verfolgung möglicher israelischer Ver­
brechen während des Gaza-Kriegs 2008/ 
2009 zu bewegen, sollte auf diesem für 
viele überraschenden Umweg eine Befas­
sung des IStGH erreicht werden. Ob dies 
zu mehr als Vorermittlungen führen wird, 
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erscheint äußerst fraglich, da der zugrun­
de liegende Sachverhalt voraussichtlich 
nicht für eine Strafverfolgung unter den 
sehr restriktiven Bedingungen des Statuts 
ausreichen wird. Vielversprechender dürf­
ten die erneuten Bemühungen Palästinas 
sein, selbst Ermittlungen zu beantragen. 
So hat sich in den letzten Jahren die Frage 
der Staatlichkeit Palästinas mit der Auf­
wertung durch die UN-Generalversamm­
lung neu gestellt. In einem Artikel im bri-
tischen ›Guardian‹ vom 29. August 2014 
hat Chefanklägerin Fatou Bensouda 
grundsätzliche Offenheit signalisiert.

Komplementarität

Das Jahr 2013 bot dem IStGH auch die 
Gelegenheit klarzustellen, inwieweit eine 
kooperative Aufarbeitung begangener Ta­
ten in der Praxis möglich ist und wie ent­
schieden werden soll, ob der betroffene 
Staat oder der IStGH für die Ahndung ei­
nes Verbrechens zuständig ist. Es ist of­
fensichtlich, dass der IStGH nicht alle Ta­
ten selbstständig aufarbeiten kann. Dafür 
fehlen schlichtweg die Ressourcen. Anders 
als die Internationalen Strafgerichtshöfe 
für Jugoslawien und Ruanda ist der IStGH 
potenziell weltweit zuständig. Gegenwär­
tig führt er Ermittlungen in neun Staaten 
und Vorermittlungen in weiteren neun 
Staaten durch. Zudem ist es grundsätzlich 
sinnvoller, die Taten vor Ort abzuurteilen, 
um Opfer, Zeugen und die Bevölkerung 
im Allgemeinen besser einzubinden. Maß­
geblich für die Zuteilung der Verfahren 
ist der in Artikel 17 des Römischen Sta­
tuts niedergelegte Grundsatz der Komple­
mentarität. Der genaue Inhalt des Grund­
satzes war und ist jedoch weitgehend 
unklar, zu unpräzise sind die Vorgaben 
des Statuts. Reicht es, wenn ein Staat eine 
Tat als Mord oder Vergewaltigung ver­
folgt, oder muss es eine Bestrafung wegen 
eines der Kernverbrechen des Statuts sein? 
Muss das nationale Verfahren bestimm­
ten rechtsstaatlichen Anforderungen ge­
nügen? Muss der Tatvorwurf exakt der 
gleiche sein? 

Im Fall Libyen musste der IStGH im 
Jahr 2013 darüber entscheiden. Libyen 
hatte die Ansicht vertreten, dass der Sohn 
des ehemaligen Diktators Saif al-Islam 
Gaddafi sowie der frühere Geheimdienst­
chef Abdullah al-Senussi vor ein libysches 
Gericht gestellt werden sollten. Die Ver­
teidigung hatte argumentiert, dass vor 
libyschen Gerichten kein rechtsstaatlicher 

Prozess möglich sei und sich der IStGH 
daher zuständig erklären sollte. Im Fall 
von Gaddafis Sohn hat der IStGH darauf 
bestanden, dass dieser in Den Haag vor 
Gericht gestellt wird (ICC-01/11-01/11-
344-Red. v. 31.5.2013). Im Fall von al-
Senussi haben die Richter ein Verfahren in 
Libyen als ausreichend angesehen (ICC-
01/11-01/11-466-Red. v. 11.10.2013). 
Diese Entscheidung wurde mittlerweile 
durch die Berufungskammer bestätigt. 
Dennoch zeigen sich viele Beobachter ver­
wundert, dass in derart vergleichbaren 
Fallkonstellationen unterschiedliche Ent­
scheidungen getroffen wurden. Der recht­
liche Rahmen ist nunmehr jedenfalls im 
Grundsatz abgesteckt. Die Anwendung 
auf den Einzelfall wird weiterhin Schwie­
rigkeiten bereiten.

Untersuchungshaft  
im Fall Laurent Gbagbo

Aus verfahrensrechtlicher Perspektive ist 
das Verfahren gegen den ehemaligen ivo­
rischen Präsidenten Laurent Gbagbo we­
gen Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
im Zuge der Unruhen nach der Präsiden­
tenwahl im November 2010 von Interesse. 
Der Fall sei hervorgehoben, weil er nur 
wenige Schlagzeilen gemacht hat. Dies 
liegt sicherlich auch daran, dass er nur we­
nig Fortschritte erzielt hat, seit Gbagbo 
Ende 2011 in Den Haag in Haft genom­
men wurde. Ursprünglich sollte Anfang 
2013 über die Zulassung der Anklage ent­
schieden werden. Die Richter stellten al­
lerdings am 3. Juni 2013 fest, dass die An­
klage nicht ausreichend Beweise vorgelegt 
habe und bis November 2013 Zeit habe, 
weitere Beweise vorzulegen. Die Anklage 
konnte ein Scheitern des Prozesses im 
Jahr 2013 abwenden und hat nunmehr 
auch die Zulassung der Anklage erreicht. 
Ähnliche Probleme der unzureichenden 
Beweisgewinnung durch die Anklage gab 
es auch in den Kenia-Verfahren. Doch 
wirft gerade das Vorgehen im Fall Gbagbo 
angesichts der mittlerweile schon dreijäh­
rigen Untersuchungshaft grundsätzliche 
Fragen auf. Sollten die Anforderungen an 
die Anordnung von Untersuchungshaft 
strenger geregelt oder gehandhabt wer­
den? Warum scheinen häufig Anklagen 
nicht zugelassen zu werden? Ist die Vor­
gehensweise der Anklage sachgerecht, 
oder sollte sie bereits in einem frühen Sta­
dium ein möglichst vollständiges Dossier 
zusammenstellen?

Strafverfahren gegen Strafverteidiger

Die überaus schnelle Anordnung von Un­
tersuchungshaft ist Ende 2013 auch in ei­
nem weiteren Verfahren Thema gewor­
den. Dort gewährte der Einzelrichter einen 
Haftbefehl gegen Mitarbeiter des Vertei­
digungsteams von Jean-Pierre Bemba we­
gen der mutmaßlichen Bestechung von 
Zeugen. Bemba ist für Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 
in der Zentralafrikanischen Republik an­
geklagt und seit Mitte 2008 in Haft. Sein 
Strafverteidiger und einige seiner Mit­
arbeiter wurden inhaftiert, ihre Büros 
durchsucht und Gegenstände beschlag­
nahmt. Dies war erst das zweite Mal, 
dass der IStGH von einer vielfach igno­
rierten Strafverfolgungsbefugnis bei un­
zulässigen Einwirkungen auf das Verfah­
ren Gebrauch gemacht hat. Die Entschei- 
dung für die Verhaftung wirft viele Fra­
gen auf. War eine Untersuchungshaft an­
gesichts des Tatvorwurfs notwendig? War 
der Haftbefehl ausreichend begründet, um 
die Kooperation von Staaten einzufor­
dern? Was ist die Rolle der Verteidigung 
und welche Privilegien genießt sie? Die­
se Fragen werden wohl erst in der weite­
ren Praxis zu beantworten sein.

Was sonst noch geschah

Abschließend seien noch zwei weitere Er­
eignisse genannt: Im Januar 2013 hat der 
IStGH formal Ermittlungen in Mali ein­
geleitet und nimmt die Geschehnisse im 
Norden des Landes genauer unter die 
Lupe. Damit behandelt der IStGH nun­
mehr eine weitere Situation in Afrika und 
eine weitere, in der parallel Friedensbemü­
hungen der internationalen Gemeinschaft 
stattfinden. Im März 2013 hat sich zudem 
der mutmaßliche Anführer der ›Forces 
Patriotiques pour la Libération du Congo‹ 
Bosco Ntaganda freiwillig gestellt und 
wurde vom IStGH in Haft genommen. 
Diese Entscheidung ist Sinnbild für das 
Streben mutmaßlicher Kriegsverbrecher 
nach einem fairen Verfahren in Den Haag. 
Darauf kann der IStGH stolz sein, muss 
diesen Erwartungen in der Zukunft aber 
auch gerecht werden.

Verweise: Webseite des IStGH, www.icc-cpi.int; 

Webseite eines Dachverbands nichtstaatlicher 

Organisationen: Coalition for the International 

Criminal Court (CICC), www.iccnow.org/
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können sie das Klima selbst sicherlich 
nicht retten. 

Konferenzpräsident Manuel Pulgar-
Vidal hatte im Oktober bei einer Sitzung 
eines Untergremiums der UNFCCC seine 
Erwartungen an die Lima-Konferenz so 
formuliert: Er erwarte einen klaren und 
substanziellen Text über die Elemente des 
künftigen neuen Klimaabkommens, eine 
Definition über die von den Staaten bis 
zur Pariser Konferenz einzureichenden an­
visierten nationalen Beiträge zum Klima­
schutz sowie einen konkreten Plan, wie 
die bestehenden Verpflichtungen für den 
Zeitraum bis 2020 erfüllt werden sollen. 
Er betonte außerdem, Lima solle eine Ver­
trauensgrundlage in den Prozess und zwi­
schen den Vertragsstaaten legen, denn 
ohne Vertrauen werde es keinen neuen 
Vertrag geben. 

Keine Festlegungen  
für Klimaabkommen

Gemessen an allen diesen Punkten, war 
die VSK in Lima eine Enttäuschung. Da­
bei hatte die Konferenz eigentlich nicht 
schlecht begonnen. Während der ersten 
Woche wurde ein ›non-paper‹ des perua­
nischen Vorsitzenden ausführlich und re­
lativ konstruktiv diskutiert, in dem er 
mögliche Elemente für einen Verhand­
lungstext dargelegt hatte. Zu Beginn der 
zweiten Woche veröffentlichte er eine 
überarbeitete Version, die die Anregun­
gen und Vorschläge der ersten Woche auf­
nahm. Das Papier wurde dadurch nicht 
einfacher und war nun statt 23 bereits 
33 Seiten lang. Im letztlich beschlosse­
nen Text findet sich zusätzlich noch eine 
Fußnote mit dem ›Haftungsausschluss‹, 
dass diese Elemente für einen Vertrags­
text »laufende Arbeit« sind und dass sie 
»weder eine Einigung auf die vorgelegten 
Vorschläge bedeuten, noch dass sie neue 
Vorschläge, die im Laufe der Verhandlun­
gen im Jahr 2015 aufkommen können, 
ausschließen.« 

Damit wurden die Vorbehalte vieler 
Entwicklungsländer aufgenommen, die 
weder Form noch Inhalte des angestreb­
ten Pariser Klimaabkommens bereits an­
satzweise beschließen wollten, sondern 
sich alle Optionen offenhalten wollen – 
einschließlich der Möglichkeit, neue Vor­
schläge im Laufe des Jahres 2015 einzu­
bringen. Dennoch dient der Beschluss als 
Grundlage für die weiteren Verhandlun­
gen in Untergremien im Jahr 2015. Diese 

Verhandlungen sind stark von politischen 
Grundsatzfragen überlagert, die auch in 
Lima wieder aufbrachen und konkrete­
re Einigungen verhinderten. 

Nationale Ziele kaum vergleichbar

Deutlich wurde dies bei der Klärung der 
Kriterien für die »angestrebten nationalen 
Klimaschutzziele«, die die Staaten dem 
Klimasekretariat im Jahr 2015 melden 
sollen. Daraus soll das Sekretariat bis zum 
1. November 2015, also einen Monat vor 
der 21. VSK, einen Synthesebericht erstel­
len, der implizit die Reichweite des Pari­
ser Abkommens zumindest skizzieren 
dürfte. Auf dem Papier wurden diese Kri­
terien nun zwar aufgestellt, allerdings blie­
ben erhebliche Lücken und Unklarhei­
ten. Die Staaten sollen zu ihren nationalen 
Zielen quantifizierbare Informationen, 
Zeitrahmen, Umfang, methodologische 
Grundlagen sowie eine Beurteilung von 
Fairness und Ambitionsniveau liefern – 
allerdings nur »wie es angemessen er­
scheint«. Mit anderen Worten, man kann 
es auch sein lassen, wenn man das »an­
gemessen« findet. 

Eigentlich hätte die 20. VSK klare Kri­
terien beschließen sollen, um diese natio­
nalen Beiträge zumindest transparent und 
vergleichbar zu machen. Dies wurde von 
wichtigen Schwellenländern blockiert – 
im letzten Moment erzwangen sie eine 
Verwässerung der Verbindlichkeit der bis 
dahin relativ guten Richtlinien zur Ver­
gleichbarkeit. Und sie verhinderten unter 
Anführung Chinas einen ernsthaften in­
ternationalen Überprüfungsprozess der 
vorgelegten Ankündigungen vor der Kon­
ferenz in Paris. Stattdessen beschworen 
Entwicklungsländer einen Konflikt her­
auf, ob diese nationalen Klimaziele auch 
eine ›Adaptationskomponente‹ (sprich: 
Geldflüsse an Entwicklungsländer) enthal­
ten sollen. Das Ergebnis war vorsehbar: 
Der ›Lima Call‹ »lädt die Vertragsstaaten 
ein, darüber nachzudenken, ob es eine sol­
che Adaptationskomponente geben soll«. 

Auch die alte Streitfrage CBDR über­
lagerte in geradezu ritualhafter Form wie­
der so gut wie jedes Verhandlungsthema. 
Es ist bezeichnend, dass im ›Lima Call‹ 
diese Frage »angesichts unterschiedlicher 
nationaler Gegebenheiten« letztlich mit 
Hilfe eines nahezu wörtlichen Zitats aus 
der ›Gemeinsamen Erklärung der Verei­
nigten Staaten und Chinas zur Zusammen­
arbeit im Bereich Klimawandel und sau­

Klimarahmenkonvention:   
20. Vertragsstaatenkonferenz 2014 
Kyoto-Protokoll: 10. Treffen der 
Vertragsstaaten 2014
n  EU, China und USA verkünden eigene 

Klimaschutzziele
n  Keine Vorfestlegungen für Klima-

abkommen

Jürgen Maier

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Jürgen Maier 

über die Klimarahmenkonvention und das 

Kyoto-Protokoll, VN, 1/2014, S. 30f., fort.)

Vom 1. bis 14. Dezember 2014 tagten in 
Perus Hauptstadt Lima die 20. Vertrags­
staatenkonferenz (VSK) des Klimarahmen­
übereinkommens der Vereinten Nationen 
über Klimaänderungen (Klimarahmen­
konvention – UNFCCC), sowie zeitgleich 
und meistens gemeinsam das 10. Treffen 
der Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls. 
Lima war als unspektakuläre Arbeitskon­
ferenz angelegt, um die grundlegenden 
Weichenstellungen für die ein Jahr später 
in Paris geplante Beschlussfassung über 
ein neues Weltklimaabkommen vorzuneh­
men. Dennoch versammelten sich mehr 
als 11 000 Teilnehmerinnen und Teilneh­
mer in Lima, anfangs mit vorsichtigem 
Optimismus, schließlich hatten sich so­
wohl die Europäische Union als auch die 
USA und China im Vorfeld auf langfris­
tige Klimaschutzziele festgelegt. Am Ende 
fuhren sie ein weiteres Mal enttäuscht 
nach Hause. Wieder einmal war am regu­
lären Ende der Konferenz am 12. Dezem­
ber kein Ergebnis erzielt worden; wieder 
einmal musste die Konferenz in die Ver­
längerung gehen, und als sie mit zweitä­
giger Verspätung zu Ende ging, waren die 
Regierungen wieder an den alten Streit­
fragen hängengeblieben. »Gemeinsame, 
aber unterschiedliche Verantwortlichkei­
ten« (CBDR), die Formel der Lastenver­
teilung von Rio 1992, wurde wieder ein­
mal von Industrieländern anders als von 
Entwicklungs- und Schwellenländern in­
terpretiert. 19 Beschlüsse (17 UNFCCC, 
zwei Kyoto-Protokoll) und der ›Lima Call 
for Climate Action‹ können nicht darüber 
hinwegtäuschen: Einmal mehr haben die 
196 Vertragsstaaten zwar die Verhand­
lungen gerettet, aber mit den Ergebnissen 

Umwelt
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bere Energie‹ vom 11. November 2014 
gelöst wurde. 

Wenig neue Finanzierungszusagen

Eine weitere Kontroverse ist die Gewichts­
verteilung zwischen ›mitigation‹ (also 
Treibhausgasreduzierung) und ›adapta­
tion‹ (Anpassung an den Klimawandel): 
Soll beides gleichbedeutend im künftigen 
Abkommen behandelt werden, wie es die 
meisten Entwicklungsländer wollen, und 
dementsprechend auch potenzielle Finanz­
mittel entsprechend anteilig fließen? Kei­
ne dieser Fragen wurde in Lima wirklich 
geklärt. Stattdessen wurden Formelkom­
promisse gefunden, die alle das Gesicht 
wahren ließen, aber dazu führten, dass 
diese Streitfragen 2015 erneut diskutiert 
werden müssen. Dasselbe gilt für die Fra­
ge ›loss and damage‹, also letztlich die 
Frage nach Schadensersatzforderungen, 
die insbesondere von kleinen Inselstaaten 
erhoben werden. 

Aus Sicht der Entwicklungsländer wa­
ren die Verhandlungen über die Klima­
schutzhilfen enttäuschend. Für den 2009 
bei der 15. VSK in Kopenhagen verein­
barten Aufwuchs auf 100 Mrd. US-Dol­
lar jährlich bis 2020 gab es keine neuen 
Zusagen oder wenigstens Planungen. Ein 
Lichtblick waren dagegen die Zusagen für 
den Grünen Klimafonds (GCF) von ins­
gesamt 10,2 Mrd. US-Dollar. Auch hier 
gab es erhebliche Differenzen bei Grund­
satzfragen: Wer soll zu Zahlungen an den 
GCF, die Globale Umweltfazilität (GEF), 
den Technologiemechanismus und den 
Adaptationsfonds verpflichtet sein? Die 
Formulierung »Vertragsstaaten, die dazu 
in der Lage sind« wurde von den Entwick­
lungsländern konsequent abgelehnt. Hin­
tergrund war, dass damit die traditionelle 
Zweiteilung der ›Klima-Welt‹ in Annex-1- 
und Nicht-Annex-1-Länder aus der Kli­
marahmenkonvention aufgehoben wür­
de. Das wäre angesichts der Realitäten 
von 2015 längst überfällig.

Gute Aussichten auf  
schwaches Abkommen

Allen Kontroversen zum Trotz: Vieles da­
von dürfte auch diplomatischer Theater­
donner sein. Ein Fiasko wie die geplatz­
te 15. VSK 2009 in Kopenhagen möchte 
niemand noch einmal erleben. Vor einem 
solchen Scheitern schützt man sich am 
besten, indem die Erwartungen von vorn­
herein gedämpft werden. Im Grunde sind 

die wesentlichen Entscheidungen für Pa­
ris bereits gefallen: Die EU hat ihre Kli­
maziele bis 2030 im Oktober 2014 be­
schlossen. Die USA und China haben 
gemeinsam ihre Klimaziele für die Zeit 
nach 2020 angekündigt. Damit sind die 
Klimaschutzziele für die drei größten 
Wirtschaftsblöcke und Hauptverantwort­
lichen für Treibhausgasemissionen be­
kannt. Es ist kaum damit zu rechnen, dass 
sie bis Dezember 2015 noch einmal ver­
ändert werden. Wie verbindlich sie sind, 
ist ohnehin eine andere Frage: In den 
USA handelt es sich um Ziele der Regie­
rung von Barack Obama, die der Kon­
gress nicht ratifizieren wird und die den 
nächsten Präsidenten nicht binden. An­
dere Länder werden ihre nationalen Ziele 
in den nächsten Monaten beschließen. 
Letztlich ist das Innenpolitik, aber kein 
UN-Verhandeln mehr. Was jedes Land be­
reit ist, für den Klimaschutz zu tun, wird 
man bis Paris wissen. Dies wird man bis 
dahin in einen Vertragstext schreiben, der 
auf diesen nationalen Angeboten aufbau­
en wird. Damit dürften der UN-Verhand­
lungsprozess und das Klimaabkommen 
gerettet sein. Wenn jedes Land nur das 
macht, was es ohnehin vorhat und auch 
ohne die Klimarahmenkonvention vor­
hätte, nämlich bisher fast überall viel zu 
wenig, dann stellt sich irgendwann die 
Frage nach dem Sinn solcher Verhandlun­
gen. Wie der Klimawandel so auf unter 
zwei Grad begrenzt werden kann, steht 
nach Lima mehr denn je in den Sternen.

›Doha-Amendment‹

Wie bereits erwähnt, tagten die Gremien 
des Kyoto-Protokolls (192 Vertragsstaa­
ten) überwiegend gemeinsam mit der VSK. 
Die meisten der im Rahmen des Kyoto-
Protokolls anstehenden Entscheidungen 
waren technischer Natur und wurden an 
die Gremien der Klimarahmenkonven­
tion überwiesen. Von Interesse ist hier 
der Status der Ratifizierung des ›Doha-
Amendment‹ zum Protokoll von 2012 
(Verlängerung des Protokolls bis 2020). 
Um in Kraft treten zu können, bedarf es 
144 Ratifizierungen. Bis Dezember 2014 
lagen erst 19 Ratifizierungen vor. Die Ver­
tragsstaaten wurden daher aufgefordert, 
den innerstaatlichen Ratifizierungsprozess 
zu beschleunigen. 

Die Beschlüsse von Lima sind verfügbar unter: 

http://unfccc.int/2860.php#decisions 

Übereinkommen über  
die biologische Vielfalt:  
12. Vertragsstaatenkonferenz 2014
Cartagena-Protokoll:  
7. Vertragsstaatenkonferenz 2014
Nagoya-Protokoll: 1. Treffen der 
Vertragsstaaten 2014
n  Artensterben nicht verlangsamt
n  Fortschritte beim Meeresschutz
n  Erstes Staatentreffen zum Nagoya-

Protokoll

Jürgen Maier

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Jürgen Maier 

über das Übereinkommen über biologische 

Vielfalt und das Cartagena-Protokoll, VN, 1/2013, 

S. 34f., fort.)

Vom 6. bis 17. Oktober 2014 fand im süd­
koreanischen Pyeongchang die 12. Ver­
tragsstaatenkonferenz (VSK) des Über­
einkommens über die biologische Vielfalt 
(Convention on Biological Diversity – 
CBD) statt. Der ›Biodiversitätskonvention‹ 
gehören 195 Vertragsstaaten an. Rund 
3000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
verteilten sich neben der VSK auch auf das 
parallel vom 13. bis 17. Oktober stattfin­
dende erste Treffen der Vertragsstaaten 
des Nagoya-Protokolls über den Zugang zu 
genetischen Ressourcen und die ausge­
wogene und gerechte Aufteilung der sich 
aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile. 
Direkt vor der VSK fand vom 29. Sep­
tember bis 3. Oktober das 7. Treffen der 
Vertragsstaaten des Cartagena-Protokolls 
über die biologische Sicherheit statt. 

Die 12. VSK der CBD war eine einiger­
maßen produktive Arbeitskonferenz, in 
deren Mittelpunkt die Zwischenbilanz 
der Umsetzung des Strategischen Plans 
2011–2020 und seiner Aichi-Biodiversi­
tätsziele stand. 33 Beschlüsse zu inhalt­
lichen, strategischen und administrativen 
Fragen wurden angenommen, wobei die 
fünf wichtigsten im ›Pyeongchang-Fahr­
plan› (Pyeongchang Roadmap) zusam-
mengefasst wurden. Die Streitfragen bei 
der Bereitstellung finanzieller Mittel zur 
Umsetzung des Strategischen Plans wur­
den einvernehmlich gelöst. Zur gegenwär­
tig verhandelten Post-2015-Entwicklungs­
agenda betonte die VSK die Bedeutung 
der biologischen Vielfalt. Ein weiteres 
Thema war die Verbesserung und Um­
strukturierung der Arbeitsabläufe. Künf-
tig sollen die Konferenzen der CBD, des 
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Cartagena-Protokolls und des Nagoya-
Protokolls nicht mehr in einem Zeitraum 
von drei Wochen, sondern von zwei Wo­
chen parallel stattfinden. Mit der Einrich­
tung eines ›Subsidiary Body on Imple­
mentation‹ (SBI) unterstreicht die VSK, 
dass der Schwerpunkt der Arbeit sich im­
mer stärker auf die Umsetzung verlagert. 

Gleich am ersten Tag stellte Exekutiv­
sekretär Braulio Dias im Plenum den  
4. ›Global Biodiversity Outlook‹ (GBO-4) 
vor, mit dem die CBD die Umsetzung der 
Aichi-Ziele untersuchen ließ. Der Bericht 
konstatiert, dass mit wenigen Ausnahmen 
die meisten Länder die Aichi-Ziele nicht 
rechtzeitig erreichen werden. Es würden 
zwar Fortschritte gemacht, aber viel zu 
langsam. Generell gehen die Trends nach 
wie vor in die falsche Richtung: Das Ar­
tensterben wurde nicht verlangsamt, die 
Zerstörung wichtiger Ökosysteme wie 
Wälder und Korallenriffe schreitet eben­
falls voran. 

Das politisch profilierteste Ergebnis 
der VSK ist die ›Erklärung von Gangwon‹, 
die im zweitägigen Ministersegment un­
ter dem Titel ›Biologische Vielfalt für nach-
haltige Entwicklung‹ am Schluss der VSK 
angenommen wurde. In der Erklärung 
werden unter anderem der Strategische 
Plan und die Aichi-Ziele bekräftigt und 
auf die Ergebnisse der Rio+20-Konfe­
renz 2012 Bezug genommen. Weiterhin 
wird festgestellt, dass die Umsetzung der 
Aichi-Ziele unzureichend und man sich 
über die Mobilisierung finanzieller Res­
sourcen erneut einig ist.  

Wenn es ums Geld geht, wird bei in­
ternationalen Konferenzen meist viel ge­
stritten – so gesehen ist es ein Erfolg, dass 
es bei der VSK überhaupt zu einer Eini­
gung kam. Das Hyderabad-Ziel, bis 2015 
die Finanzmittel für Entwicklungs- und 
Schwellenländer auf acht Mrd. Euro (aus 
allen Quellen) zu verdoppeln und bis 2020 
auf mindestens diesem Niveau zu halten, 
wurde bekräftigt. Gleichwohl haben eini­
ge Länder versucht, es aufzuweichen. Afri­
kanische Staaten forderten erfolglos eine 
weitere Aufstockung bis 2017; manche 
Länder wie etwa die Schweiz oder Ka­
nada wollen jedoch erst bis 2020 diese 
finanziellen Zusagen einhalten. Beschlos­
sen wurde außerdem erstmals ein Ziel für 
die Steigerung der nationalen Biodiver­
sitätsfinanzierung. Demnach sollen bis 
2020 Geldquellen mobilisiert werden, um 
bestehende Finanzierungslücken von na­

tionalen Biodiversitätsplänen zu schließen. 
Es gibt nun auch einen Fahrplan zur Re­
form biodiversitätsschädlicher Subventio­
nen. Dieser wird aber vermutlich wenig 
Wirkung haben: Kaum etwas hat die in­
ternationale Gemeinschaft so oft beschlos-
sen und genauso konsequent nicht umge­
setzt wie die Abschaffung umweltschäd- 
licher Subventionen. 

Beim internationalen Meeresschutz 
wurden auf der Konferenz die Grundla­
gen für ein weltumspannendes Netz an 
marinen Schutzgebieten gelegt. Es ist ein 
bemerkenswerter Erfolg, dass im Rahmen 
des sogenannten EBSA-Prozesses (Identi­
fizierung von ›Ecologically or Biologically 
Significant Areas‹) die Beschreibung von 
über 150 Meeresgebieten, sowohl inner­
halb küstennaher Gebiete unter nationa­
ler Souveränität als auch auf hoher See, 
angenommen wurde. Schon das Zustan­
dekommen dieses Prozesses war von Na­
tionen mit starken Fischerei-Interessen 
lange verzögert worden. Allerdings wur­
de nur ein schwacher Text bezüglich des 
künftigen Schutzes der Gebiete angenom­
men. Bei vielen Staaten besteht dennoch 
Hoffnung, dass die meisten dieser Ge­
biete geschützt werden. Europa fiel in die­
ser Frage wegen wirtschaftlicher und terri­
torialer Streitigkeiten negativ auf. 

Ein neues Thema für die CBD ist die 
synthetische Biologie (Erschaffung neuer 
Lebewesen im Labor); dazu wurde eine 
›Ad Hoc Technical Expert Group‹ (AH­
TEG) eingerichtet, die untersuchen soll, 
ob ›Syn-bio‹-Produkte und die damit zu­
sammenhängenden Probleme und Her­
ausforderungen reguliert werden sollten.

 Die 13. VSK findet im Jahr 2016 in 
Los Cabos, Mexiko, statt.

Cartagena-Protokoll

Auf dem 7. Treffen der 168 Vertragsstaa­
ten des Cartagena-Protokolls wurden mit 
14 Beschlüssen die Verhandlungen über 
die Detailfragen der Umsetzung des Pro­
tokolls elf Jahre nach seinem Inkrafttre­
ten weitgehend abgeschlossen. Das im 
Jahr 2003 in Kraft getretene Protokoll re­
gelt den grenzüberschreitenden Transport, 
die Handhabung und den Umgang mit 
gentechnisch veränderten Organismen. 
Dabei geht es vor allem um Benachrich­
tigungs- und Informationspflichten so­
wie Haftungs- und Schadensersatzfragen. 
Künftige Treffen dürften sich stärker auf 
tagespolitische Umsetzungsfragen kon­

zentrieren. Einige Fragen erfordern noch 
Grundsatzbeschlüsse, vor allem zur Risi­
koabschätzung und zu unbeabsichtigten 
Grenzüberschreitungen von gentechnisch 
veränderten Organismen. Vor allem zur 
Risikoabschätzung gab es in Pyeongchang 
teilweise heftige Kontroversen zwischen 
einigen gentechnik-freundlichen Ländern, 
die den Entwurf schlichtweg verwerfen 
wollten, und dem Rest. Um des Kompro­
misses willen zogen diese Länder schließ­
lich ihre Einwände zurück. Es dürfte sich 
dabei nicht nur um die typische Konfron­
tation zwischen ›wirtschafts-freundlichen‹ 
und ›umweltorientierteren‹ Regierungen 
handeln, sondern auch um ein Protest­
signal von Entwicklungsländern, die sich 
gegen immer weitergehende Anforderun­
gen wehren. 

Nagoya-Protokoll

Auf dem ersten Treffen der Vertragsstaa­
ten des Nagoya-Protokolls wurden die 
Bestandsaufnahme der Ratifizierungsbe­
mühungen (bis Ende 2014 hatten 54 
Staaten ratifiziert und 92 unterzeichnet) 
und der Umsetzung in den Vertragsstaa­
ten in Form von zehn Beschlüssen abge­
schlossen. Für den Informationsaustausch, 
etwa über Modellvertragsklauseln und 
andere freiwillige Instrumente, wurde ein 
›Clearing-House‹ eingerichtet. Weitere Be­
schlüsse befassten sich mit Berichtspflich­
ten und Umsetzungskontrolle sowie In­
formation und Aufklärung über dieses 
neue Rechtsinstrument. Mit der Einrich­
tung eines Ausschusses für Erfüllungs­
kontrolle (Compliance Committee) wur­
de ein wichtiger Schritt zur Operationa- 
lisierung des Protokolls gemacht. Interes­
sant ist, dass in diesem Ausschuss auch 
zwei (nicht stimmberechtigte) Vertreter 
der Indigenen und kommunalen Gemein­
den Mitglieder sind, die von diesen selbst 
nominiert werden. Angesichts der ge­
genwärtig eher restriktiven Tendenzen in 
den UN bezüglich der Beteiligungsrechte 
nichtstaatlicher Akteure ist dies ein durch-
aus bemerkenswerter Beschluss. Im Üb­
rigen soll im Ausschuss mit Mehrheit ab­
gestimmt werden.

Die Beschlüsse der Konferenzen sind verfügbar 

unter: CBD COP-12: www.cbd.int/doc/decisions/

cop-12/full/cop-12-dec-en.pdf; Cartagena MOP-7: 

www.cbd.int/doc/decisions/mop-07/full/

mop-07-dec-en.pdf; Nagoya MOP-1: www.cbd.

int/npmop1/insession
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Ausgänge aus dem Herzen der Finsternis

Einige der großen Menschheitsverbrechen sind zwar 
den Historikern bekannt, im öffentlichen Bewusst-
sein aber kaum präsent. So der transatlantische Skla-
venhandel oder die Kongo-Gräuel in König Leopolds 
Kongo-Freistaat, in deren Folge die Einwohnerschaft 
von 20 bis 30 Millionen Menschen (1884) in weni-
ger als drei Jahrzehnten auf 8,5 Millionen (1911) de-
zimiert wurde. Auch der umfassend gebildete Dag 
Hammarskjöld scheint sich der Folgen der privaten 
und später staatlichen Kolonialherrschaft nicht in 
vollem Umfang bewusst gewesen zu sein, als 1960 
Belgisch-Kongo unabhängig wurde und sogleich ins 
Chaos stürzte. Jedenfalls fanden der UN-Generalse-
kretär und der kongolesische Ministerpräsident, der 
antikolonialistische Heißsporn Patrice Lumumba, 
nicht zueinander. Beide hätten bei besserem Verständ-
nis füreinander, so Helen Hintjens und Serena Cruz 
(S. 238), möglicherweise eine friedlichere Entwick-
lung anstoßen können. Beiden brachte die Kongo-
Krise 1961 den Tod: Lumumba wurde am 17. Janu-
ar ermordet, Hammarskjöld kam am 18. September 
bei einem Flugzeugabsturz um. Beide Schicksale 
können als eine Art Epilog zu Joseph Conrads Er-
zählung ›Herz der Finsternis‹ von 1899 gedeutet wer-
den, die ein literarisches – von zeitbedingten Stereo-
typen freilich nicht freies – Schlaglicht auf den auf 
die Plünderung der Naturschätze ausgerichteten 
›Kautschuk-Terror‹ im Kongo-Freistaat warf.

Die Kongo-Krise ist Gegenstand von einem der 
sechs Teile des von Carsten Stahn und Henning Mel-
ber herausgegebenen Bandes ›Peace Diplomacy, Glo-
bal Justice and International Agency‹. Er ist aus der 
Kooperation eines in Den Haag ansässigen wissen-
schaftlichen Netzwerks mit dem Grotius-Zentrum 
für Völkerrechtsstudien der Universität Leiden und 
der Dag-Hammarskjöld-Stiftung in Uppsala hervor-
gegangen. Gerade an der Behandlung der Kongo-
Krise in dessen Teil III wird der große Vorzug des 
Werkes deutlich: es ist weder apologetisch angelegt 
noch blendet es Misserfolge aus oder unterschlägt 
kritische Punkte. Teil I enthält ›Reflexionen‹ über 
Hammarskjöld unter anderem von Kofi Annan und 
Brian Urquhart. Teil II setzt sich mit ›intellektuellem 
Vermächtnis und Führungsqualität‹ auseinander, 
während Teil IV der ›Rolle des Generalsekretärs‹ 
gewidmet ist. Hier untersucht Manuel Fröhlich die 
Schaffung eines Instruments, mit dem Hammar
skjöld den Aktionsradius der UN auf Dauer erheb-
lich ausweiten sollte: der Blauhelmtruppen. Andere 
Beiträge gehen auf Gute Dienste und weitere dip-

Volker Weyel

lomatische Mittel ein. Teil V setzt sich mit Vorstel-
lungen von einer internationalen Exekutive sowie 
dem Konzept der ›Schutzverantwortung‹ auseinander, 
und Teil VI zu ›Hammarskjölds Credo‹ dokumentiert 
zwei für das Verständnis seiner Grundsätze wichti-
ge Texte von 1961. 

In besonderem Maße geht Teil V des Bandes auf 
aktuelle Herausforderungen ein. Das hier behandel-
te Konzept sucht gewissermaßen Ausgänge aus dem 
Herzen der Finsternis der aktuellen Weltlage zu wei-
sen, indem es eine ›Verpflichtung, Schutz zu gewäh-
ren‹ postuliert. Gravierende Menschenrechtsverlet-
zungen sollen nicht länger innere Angelegenheit der 
Staaten bleiben, vielmehr soll die Staatengemeinschaft 
hier tätig werden können. Francis Kofi Abiew und 
Noemi Gal-Or machen vier Bedingungen für eine 
Intervention fest: richtige Absicht, letztes Mittel, Ver-
hältnismäßigkeit und realistische Erfolgsaussich-
ten (S. 549). Erfüllt sehen sie im Fall der Resolution 
1973(2011) des Sicherheitsrats zum Vorgehen gegen 
Muammar Gaddafis Libyen allenfalls das erste Kri-
terium. Die (fragwürdige) militärische Intervention 
der NATO betrachten sie nicht einmal ansatzweise 
als ein Modell für die Umsetzung einer viel umfas-
sender angelegten Vorstellung von der Schutzverant-
wortung.

Auf dem Einbanddeckel findet sich ein Foto aus 
der Zeit der Kongo-Krise; es zeigt den Empfang 
Hammarskjölds auf dem Flughafen von Leopold-
ville am 13. September 1961 durch Ministerpräsident 
Cyrille Adoula und Armeechef Joseph Mobutu. Das 
ist übrigens die einzige Abbildung des Bandes, der auf 
Fotos und Karten ganz verzichtet. Eine tabellarische 
Übersicht der Lebensdaten Hammarskjölds wäre hilf-
reich gewesen. Am Rande sei vermerkt, dass die ko-
lonialen Streitkräfte (in denen Mobutu als Feldwebel 
gedient hatte) nicht ›force republique‹ (S. 486) hießen, 
sondern ›Force Publique‹, und dass die ABAKO-
Partei nicht der ›Diplomatischen‹ (S. xvi), sondern 
der ›Demokratischen‹ Republik Kongo zuzuord-
nen ist.

Das gediegene Werk mit seiner facettenreichen 
Herangehensweise, die in den Aufsätzen von 26 Auto-
rinnen und Autoren ihren Ausdruck findet, ist ein 
weiterer Beitrag zur reichhaltigen Literatur über den 
zweiten UN-Generalsekretär. Ein Gewinn ist es für 
alle, die hinter der Tagesaktualität die konzeptio-
nelle Fortentwicklung der Weltorganisation, aber 
auch die ethischen Konstanten im Handeln der Ge-
neralsekretäre zu erkennen bemüht sind.

Carsten Stahn/ 
Henning Melber 
(Eds.)

Peace Diplomacy, 
Global Justice 
and International 
Agency. 

Rethinking Human 
Security and Ethics 
in the Spirit of  
Dag Hammarskjöld 

Cambridge: Cam-
bridge University 
Press 2014
XX+618 S., 150,00 
US-Dollar
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Menschenrechte zwischen Taktik und Überzeugung

Die Vereinten Nationen seien der »aufwendigste Pa-
pierkorb, der jemals erfunden worden ist«, so resü-
mierte der erste Direktor der UN-Menschenrechts-
abteilung John Humphrey bereits in den fünfziger 
Jahren. Da waren die Vereinten Nationen kaum zehn 
Jahre alt und die Weichen für ihre zukünftige Men-
schenrechtspolitik bis zum Ende des Kalten Krieges 
bereits gestellt. Jan Eckels Monumentalwerk von über 
800 Seiten über die Menschenrechtsidee und Men-
schenrechtspolitik seit 1945 weist der Weltorgani-
sation genau jenen Stellenwert zu, den sie bis in die 
neunziger Jahren hatte: nämlich eine von vielen zu 
sein. Die UN unterlagen dem Spiel der Mächte. Sie 
konnten weder den Erhalt oder die Förderung noch – 
und das überrascht – die Normierung der Menschen-
rechte maßgeblich vorantreiben.

Zu Beginn waren es nicht, wie gemeinhin ange-
nommen, die Schreckensbilder aus Nazi-Deutsch-
land, die die Staaten veranlassten, einen verbindlichen 
Menschenrechtskodex zu entwickeln. Der Beweg-
grund war vielmehr, Frieden und Sicherheit im auf-
kommenden Kalten Krieg zu wahren. Die westlichen 
Regierungen interessierten sich nach 1945 nicht für 
die historische Aufarbeitung, sondern für den Wie-
deraufbau, die Sicherheit und das Verhindern eines 
dritten Weltkriegs. Hinzu kam die ideologische Aus-
einandersetzung. Um die zu gewinnen, war jedes Mit-
tel recht. Menschenrechte unterlagen einem takti-
schen Kalkül, das bei Bedarf eingesetzt wurde.

Projekte wie etwa eine UN-Konvention über In-
formationsfreiheit scheiterten im frühen Stadium der 
fünfziger Jahre nicht allein an der Sowjetunion. Auch 
die USA und Großbritannien befürchteten, mit der 
Verabschiedung der Konvention würde eine Pro-
testwelle über sie einbrechen: In den USA aufgrund 
der Informationspolitik zur Rassentrennung und in 
Großbritannien wegen Menschenrechtsverletzungen 
in den britischen Kolonien. Selbst nach der Entko-
lonialisierungswelle und der Verabschiedung der 
Antirassismuskonvention konnten die UN nicht mehr 
an die Aufbruchsstimmung von 1945/1946 anknüp-
fen. Damals hoffte man noch, Menschenrechte ver-
bindlich verankern und ihnen sogar Durchsetzungs-
instrumente wie einen internationalen Gerichtshof 
zur Seite stellen zu können. Eckel nimmt auch die 
Organisation der amerikanischen Staaten (OAS) und 
den Europarat in den Blick und setzt sie zur Welt-
organisation ins Verhältnis. Die UN sind folglich nur 
eine Organisation unter vielen, die mit der schein-
heiligen Menschenrechtspolitik ihrer Mitgliedstaa-

Anja Mihr

ten zu kämpfen hat. Der Autor beschreibt dies aus-
führlich, überlässt es aber den Leserinnen und Lesern, 
diese Szenarien zu bewerten.

Gleichwohl zieht sich die Hauptthese durch das 
Buch, dass Menschenrechte vor allem Instrumente 
staatlicher Außenpolitik sind. Sie wurden im Nach-
kriegsjahrzehnt zur Diffamierung des politischen und 
ideologischen Gegners eingesetzt und ab den sech-
ziger und siebziger Jahren auch zur Gewinnung von 
Wählerstimmen im eigenen Land. Im letzteren Ziel 
lag jedoch die eigentliche Chance, sollten die Men-
schenrechte jemals universelle Geltung erlangen.

Denn für den amerikanischen Präsidenten Jimmy 
Carter waren die Menschenrechte zunächst nur ein 
Fixpunkt in den internationalen Beziehungen (S. 464) 
und für Bundeskanzler Helmut Schmidt schlossen 
sich Entspannungspolitik und Menschenrechtspoli-
tik gegenseitig aus (S. 439). Menschenrechte waren 
damit allenfalls Katalysatoren für politische Interes-
sen. Doch die politischen Protagonisten des Kalten 
Krieges unterschätzten, dass sich die Arbeiter-, 
Frauen- oder Bürgerrechtsbewegungen in Latein-
amerika, Europa und den USA die Menschenrechte 
bald für ihre eigenen Zwecke zunutze machen wür-
den, auch wenn dies ein enorm schleppender Pro-
zess war. Trotz des Korea-Kriegs und des Vietnam-
Kriegs, der Apartheid und der Diktaturen in Latein- 
amerika und Afrika setzte sich die Idee, für Men-
schenrechte einzutreten, nur sehr langsam durch. 
Von rund 40 000 Petitionen, die bei der UN-Men-
schenrechtskommission bis zum Jahr 1953 eingin-
gen, wurden lediglich 13 beantwortet (S. 97) – aus 
taktischen Gründen versteht sich.

Mit seinen ernüchternden Ausführungen über das 
taktische Manövrieren mit den Menschenrechten will 
der Autor der Auffassung entgegenwirken, dass die 
Geschichte der Menschenrechte ein »stetig vor sich 
hinfließender Strom der Entwicklung« (S. 29) sei. Im 
Gegenteil: Sie sei widersprüchlich, stockend, gar radi-
kal. Ihre moralische Überzeugungskraft entfalteten 
die Menschenrechte erst mit dem Aufstreben der Bür-
gerrechtsbewegungen in Ost und West. Die USA, 
die Sowjetunion oder Großbritannien benutzen die 
Menschenrechte in den politischen Wendejahren um 
1970, um nicht-befreundete Regierungen weltweit 
anzuklagen (S. 586). Dieser Politik folgten spätestens 
seit 1973 auch Ost- und Westdeutschland. Zur selben 
Zeit stellte der gewaltsame Regimewechsel in Chile 
nach Eckels Auffassung ein Wendepunkt in der neu-
en menschenrechtsorientierten Außenpolitik dar. 

Jan Eckel

Die Ambivalenz  
des Guten

Menschenrechte  
in der internatio­
nalen Politik seit 
den 1940ern

Göttingen:  
Vandenhoeck & 
Rupprecht 2014
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Erstmals stellten sich konservative und linke Grup-
pierungen, die Kirche, zivilgesellschaftliche Grup-
pen und die UN gemeinsam gegen eine Junta (S. 604). 
Druck kam vor allem von den wachsenden Bürger- 
und Menschenrechtsbewegungen, die sich trotz au-
toritärer Regime weltweit ausbreiteten. Sie forder-
ten ein, was ihre Regierungen zuvor in New York, 
Genf, Moskau, Washington, Ost-Berlin oder War-
schau unterzeichnet hatten: die universellen Men-
schenrechte. Damit hatten die Diplomaten nicht 
gerechnet.

Die Überzeugungskraft der Freiheits- und Unab-
hängigkeitsidee, die den Menschenrechten inhärent 
ist, thematisiert der Autor kaum. Doch sein nüchter-
ner Blick als Historiker zeigt, wie der taktische ›Top-
down‹-Ansatz der Regierungen und der moralische 
›Bottom-up‹-Ansatz der Zivilgesellschaft fast zwangs-
läufig zu jenen gesellschaftlichen Veränderungen 
führte, gar zu einer Art Symbiose, wie wir sie heute 
vorfinden. Menschen forderten die von Regierungen 
propagierten Rechte ein, ohne Rücksicht auf Ideo-
logie, Religion oder Staatsdoktrin. Spätestens von da 
an werden Menschenrechte zum Leitbild von Außen- 
und Innenpolitik – nicht nur in westlichen Demo-
kratien. Menschenrechtsorganisationen wie Am-
nesty International oder Helsinki Watch hatten von 
Anfang an den Vorteil, dass sie nicht an die Kriegs-
rhetorik der Regierungen gebunden waren. Ihre 
(größtenteils) unabhängigen Analysen und ihr Ak-
tionsradius überquerten leichter staatliche Grenzen 
und veränderten das politische Denken in den Köp-
fen, als es Diplomaten bei den UN möglich war. 

Zweifelslos behielt der Westen bis 1990 die Deu-
tungshoheit bei den Menschenrechten und den spä-
ter entstandenen Verträgen inne, etwa bei der inhalt-
lichen Ausgestaltung der Menschenrechtspakte oder 
der KSZE-Schlussakte von Helsinki. Auch die Tat-
sache, dass die westlichen Mitglieder der UN-Men-
schenrechtsausschüsse seit den späten siebziger Jah-
ren Expertise bei den Menschenrechtsorganisationen 
einholten, zeugte von einem taktischen Wandel der 
internationalen Menschenrechtspolitik. Mit dem 
Aufkommen von zivilgesellschaftlichen Akteuren, 
die auch potenzielle Wähler in den neu entstandenen 
Demokratien waren, wurde die Menschenrechtspo-
litik zur Innenpolitik. Sie spiegelte sich in den diplo-
matischen Depeschen bei den UN, der OAS oder dem 
Europarat wider. Von nun an ging es um innen- und 
außenpolitische Glaubwürdigkeit und Legitimität.  

Worin aber lag die Kraft der Menschenrechte? 
Jan Eckels überaus spannendes und faktenreiches 
Buch geht diesem Geheimnis ein stückweit auf die 
Spur. Am Ende war es nicht so sehr die Ambivalenz 
der Menschenrechtspolitik, welche die Zeit zwischen 
1945 und 1990 prägte, sondern das Zusammentref-
fen von taktischer Außenpolitik und innenpolitischem 
Druck durch Bürgerrechtsbewegungen und poten-
zielle Wähler.

Aktivisten-Berichte  
aus dem Ruhestand

Manfred Kulessa

Was machen die Pensionäre aus dem höheren Dienst 
der Vereinten Nationen? Viele von ihnen versuchen, 
in akademischen Sphären oder als Gutachter ihre 
Erkenntnisse und Erfahrungen an künftige Gene-
rationen weiterzugeben. Manche treffen sich gelegent-
lich zu Erinnerungstreffen an exotischen Orten wie 
Island, Kuba, Berlin oder Istanbul – jedenfalls fern 
von New York, Genf oder Wien. Sie pflegen ein ge-
mütliches Heim, und bei allen findet sich in der Nähe 
des Sofas, was der Dichter in der Ballade vom Jetset 
so beschreibt: »Sie reden auf dem Bild dezent mit dem 
damaligen Präsident.«

So sieht man es auch bei den beiden hier vorge-
stellten Autoren, wenn sie, einer erneuerten Tendenz 
in der alten Diplomatentradition folgend, ihre Me-
moiren veröffentlichen. Bei Kerstin Leitner ist nur 
der kleinere Teil der Bilder solchen VIP-Kontakten 
gewidmet, bei Roy Morey sind es 11 von 14. Aber im 
Übrigen steckt natürlich in beiden Büchern ein gutes 
Stück solider Arbeit. Wer diese Bücher liest, merkt 
bald, dass die Tätigkeit verantwortlicher UN-Beam-
ten sich nicht nur auf Staatsempfänge und Cock-
tailpartys beschränkt.

Kerstin Leitners Buch könnte man auch so beti-
teln: vom JPO zum ADG. Auf den ersten Blick scheint 
der Lebenslauf der Autorin ziemlich gradlinig. Von 
der Wiege bis zur Promotion braucht man bekannt-
lich hierzulande 30 Jahre, dann folgten drei Jahr-
zehnte beruflicher Tätigkeit im System der Verein-
ten Nationen (1975–2005). Mit Förderung der Bun- 
desregierung absolvierte sie zunächst eine Art in-
ternationale Referendarzeit als ›Junior Professional 
Officer‹ (JPO) beim UN-Entwicklungsprogramm 
(UNDP). Dort blieb sie in fester Anstellung, um am 
Ende die letzten Jahre ihrer Karriere als eine Stell-
vertreterin des WHO-Generaldirektors (Assistant 
Director-General – ADG) in Genf zu arbeiten.

Bei näherer Lektüre erkennt man die Konturen 
einer volatilen Achterbahn in der Laufbahn, die 
Leitner im Anschluss an ihre JPO-Zeit in Dahomey 
(heute Benin) nach Beijing als Assistentin des großen 
Vorbilds Nessim Shallon (dem ersten UN-Repräsen-
tanten in China) führte, dann in die Zentrale in 
New York zur Betreuung einer Reihe von arabischen 
Staaten und UNDP-Büros. Danach wechselte sie 
als UNDP-Chefin nach Malawi, ging wieder zurück 
in die Zentrale mit der Aufgabenstellung, die Kom-
munikationstechnik der Organisation zu reformieren, 
um schließlich als UN-Koordinatorin im Botschaf-
terrang nach China zurückzukehren. Neben diesen 

Kerstin Leitner

When only the Sky 
Is the Limit

Berlin: lulu.com 2014
316 S., 12,52 Euro

Roy D. Morey

The United Nations 
at Work in Asia:  
An Envoy’s Account 
of Development 
in China, Vietnam, 
Thailand and the 
South Pacific

Jefferson:  
McFarland 2014
290 S., 33,25 US-
Dollar
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Manfred Kulessa

weit gestreuten Versetzungsschleifen waren zahlrei-
che Dienstreisen in gut 120 Länder zu absolvieren.

Die Herausforderungen und Lehren aus 30 Jah-
ren hat Leitner in historischer Reihenfolge nüchtern 
und aufrichtig, präzise und eindrucksvoll dargestellt. 
Das macht ihr Erinnerungsbuch zu einem guten und 
anregenden Beispiel biografischer Literatur. Abschlie
ßend kommt sie zu einer positiven Bilanz ihrer Er-
fahrung in der internationalen Entwicklungs- und 
Friedensarbeit der Vereinten Nationen, wo man sich 
für andere nützlich und fast alles möglich machen 
kann, wenn man sich ernsthaft einsetzt und nach 
Kräften bemüht, und wo man sich fast immer in ei-
nem Umfeld aufgeschlossener und freundschaftlicher 
Kollegialität bewegt. Ihr englischsprachiges Buch, im 
Internet erhältlich, erschien im Selbstverlag mit eini-
gen Illustrationen von Sigrid Hacker und Dienst-
Fotos. Eine deutsche Fassung wäre wünschenswert.

Roy D. Moreys Memoiren spannen eher den Bo-
gen vom Weißen Haus zum Ho-Chi-Minh-Pfad. Sein 
Buch ist großformatiger und ehrgeiziger. Morey geht 
es darum, ausgehend von seiner Erfahrung als Mit-
arbeiter und Repräsentant von UNDP (1977–1999) 
ein wissenschaftliches Werk über Voraussetzungen 
und Errungenschaften der Entwicklung in einigen 
Ländern der Pazifik-Region vorzulegen. Dement-
sprechend enthält der Band nicht nur einen Index, 
sondern auch eine Einführung in die UN-Geschich-
te, ein ziemlich ausführliches Literaturverzeichnis 
und im Anschluss an das Schlusskapitel ›Lessons 
Learned‹ noch einen Epilog über den globalen Wett-
streit zwischen China und den Vereinigten Staaten – 
auch das in sich ein lesenswertes Essay.

Wer sich wundert, dass der Student und Dokto-
rand aus Arizona sich so stark in Asien engagierte, 
erfährt etwa, dass sein Vater bei der Navy anheuerte, 
um sich an der Expedition gegen den Boxeraufstand 
zu beteiligen. Ob das für Moreys Lebensweg ent-
scheidend war, bleibt freilich offen. Zunächst führ-
te der nämlich in die Politik. Während eines Prakti-
kantenjahrs im Kongress sammelte der junge Repu- 
blikaner Kontakte in Washington, die er auch später 
als Dozent zu pflegen wusste. Hier erwähnt er Na-
men wie Donald Rumsfeld und Dick Cheney. Jeden-
falls reichten sie in der Nixon-Zeit zu einer Anstellung 
im Weißen Haus in der Abteilung von John Ehrlich-
man. Als der in die Schusslinie des Watergate-Skan-
dals geriet, gelang Morey der Übergang in das Au-
ßenministerium, wo er die Unterabteilung für Kontakt 
und Förderung der internationalen Organisationen 
leitete. Das war damals in der Zeit, als die USA sich 
von wichtigen Institutionen wie UNESCO und ILO 
distanzierte, keine leichte Aufgabe. Der Wandel zur 
demokratischen Präsidentschaft hatte Folgen für den 
politischen Beamten: Er verlor seine Stellung. UNDP-
Administrator Brad Morse nahm ihn auf und ver-
schaffte ihm einen Beratervertrag und anschließend 
eine feste Anstellung in seiner Organisation.

Diese führte ihn zunächst als Stellvertreter des Re-
präsentanten nach Thailand, danach als Repräsen-
tant nach Samoa und, nach fünf Jahren im Asienbüro 
von UNDP in New York, als Repräsentant und UN-
Koordinator nach China (1988–1992) und anschlie-
ßend nach Vietnam. Sein Bericht geht dabei weit über 
die UNDP-Arbeit hinaus. Er beschreibt die politische 
Befindlichkeit von Staaten der Region und etwa die 
Problematik des Opiumanbaus oder der Mekong-
Zusammenarbeit. Natürlich war die Arbeit nicht im-
mer einfach und problemlos. In China ließ er die 
internationalen UN-Mitarbeiter in der Schlussphase 
des Aufstands am Platz des Himmlischen Friedens 
1989 evakuieren. Ausgerechnet dem Land mit der 
größten Bevölkerung wurde von den USA die Unter-
stützung für den Weltbevölkerungsfonds entzogen. 
Aber es gab auch manche gute und hoffnungsfrohe 
Erfahrung. Der Autor kann eine ganze Reihe von Bei-
spielen von nützlicher UN-Kooperation in Chinas 
Entwicklung nennen, von der Reform des öffentli-
chen Dienstes und des Rechtssystems bis hin zur völ-
ligen Überwindung der Jodmangelkrankheit.

Moreys Stärke liegt allerdings weniger in der Dar-
stellung von UN-unterstützten Entwicklungsprojek-
ten und auch nicht in den gelegentlich leicht selbst-
ironischen Berichten von Diskussionen mit den Chefs 
der Gastländer, sondern in seinen analytischen Ein-
blicken in die politischen Gegebenheiten. Das 
macht besonders bei seinem letzten Posten Vietnam 
(1992–1996) einen guten Eindruck. Es ist schon 
beachtlich und spricht für beide Seiten, dass ein 
Amerikaner hier akzeptiert werden konnte, und das 
in gleicher Weise von der jungen Elite wie den alten 
Generälen. Man kann ihm nicht verdenken, wenn 
er das an zwei Beispielen darstellt: Danach war er 
der erste Mann, der eine Auszeichnung des vietna-
mesischen Frauenverbands und der erste Amerika-
ner, der die Freundschaftsmedaille vom Präsiden-
ten Vietnams erhielt.
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Personalien

Nicholas Haysom
	                   UN-Foto: Mark Garten

Friedenssicherung

Neuer Sonderbeauftragter und 
Leiter der Hilfsmission der 
Vereinten Nationen in Afgha-
nistan (UNAMA) ist der 62- 
jährige Nicholas Haysom aus 
Südafrika. UN-Generalsekre-
tär Ban Ki-moon ernannte ihn 
am 25. September 2014 zum 
Nachfolger des Slowaken Jan 
Kubiš. Der international täti-
ge Jurist verfügt über weitrei-
chende Erfahrungen auf den 
Gebieten demokratische Re-
gierungsführung, Verfassungs- 
und Wahlreformen sowie Aus-
söhnungs- und Friedenspro- 
zesse. Haysom hatte verschie-
dene hochrangige UN-Posten 
inne. So war er unter anderem 
von 2007 bis 2012 Direktor 
für politische, friedenssichern-
de und humanitäre Angelegen-
heiten im Exekutivbüro des 
UN-Generalsekretärs und von 
2005 bis 2007 Leiter des Büros 
für Verfassungsberatung der 
Hilfsmission der Vereinten Na-
tionen für Irak (UNAMI). Von 
1994 bis 1999 war er Leiten-
der Rechts- und Verfassungs-
berater im Büro des südafri-
kanischen Präsidenten Nelson 
Mandela. Verstärkt wird die 
UNAMA seit Mitte 2014 
durch den Deutschen Kay 
Brinkmann als Oberstem Mi-
litärberater. Mit dem Brigade-
general besetzt Deutschland 
erstmals einen militärischen 
Dienstposten in der Leitungs-
ebene einer UN-Mission.

Der ehemalige Außenminister 
Tunesiens Mongi Hamdi wur-
de am 12. Dezember 2014 zum 
Sonderbeauftragten und Leiter 
der Mehrdimensionalen inte-
grierten Stabilisierungsmis-
sion der Vereinten Nationen in 
Mali (MINUSMA) ernannt. 
Er folgt Albert Gerard (Bert) 

Koenders aus den Niederlan-
den (vgl. Personalien, VN, 
4/2013, S. 184). Der 55-jäh-
rige Hamdi verfügt über Er-
fahrungen aus 25 Jahren Tä-
tigkeit im UN-System in den 
Bereichen Handel, Wirtschaft 
und soziale Entwicklung. So 
leitete er zwölf Jahre lang die 
Kommission für Wissenschaft 
und Technologie im Dienste 
der Entwicklung, einem Ne-
benorgan der UN-Handels- 
und Entwicklungskonferenz 
(UNCTAD). Vor Übernahme 
seines neuen Postens war der 
promovierte Ingenieur Chef 
des Exekutivbüros und Direk-
tor der Abteilung für Strate-
gische Planung und Koordinie-
rung im Büro des UNCTAD- 
Generalsekretärs.

Die Nahost-Expertin Sigrid 
Kaag übernahm am 17. Janu-
ar 2015 das Mandat als Son-
derkoordinatorin für Libanon. 
Zuvor hatte sie als Sonderko-
ordinatorin die Gemeinsame 
Mission der Organisation für 
das Verbot chemischer Waffen 
(OPCW) und der Vereinten 
Nationen zur Überwachung 
der Chemiewaffen-Vernich-
tung in Syrien geleitet (vgl. Per-

sonalien, VN, 1/2014, S. 32). 
Die Mission fand im Septem-
ber 2014 ihren Abschluss. Die 
1961 geborene Niederländerin 
mit einem M.A. in Nahost-
Studien löst den Briten Derek 
Plumbly ab.

Am 31. Oktober 2014 gab Ban 
Ki-moon die Einrichtung einer 
neuen Expertenkommission 
zur Überprüfung der Friedens-
missionen bekannt. Geleitet 
wird das 14 Personen umfas-
sende High-Level Independent 
Panel on Peace Operations 
vom ehemaligen Präsidenten 
Timor-Lestes José Ramos-
Horta. Horta ist Träger des 
Friedensnobelpreises und war 
unter anderem UN-Sonderbe-
auftragter für Guinea-Bissau. 
Die Sachverständigen sollen 
die Friedensmissionen und 
erstmals auch die politischen 
Missionen analysieren, den 
künftigen Bedarf herausarbei-
ten und der UN-Generalver-
sammlung im September 2015 
dazu einen Bericht vorlegen.

Sekretariat

Ban Ki-moon ernannte am 
12. September 2014 den Deut-
schen Franz Baumann zum 
›Umoja Senior Deployment 
Coordinator‹ in New York. 
›Umoja‹ ist Kisuaheli und be-
deutet ›einvernehmlich zusam-
menarbeiten‹. Es steht für ein 
organisationsweites Standard-
software-System, welches die 
hunderte von unabhängigen, 
nicht kommunizierenden Soft-
ware-Systeme, die in den UN-
Standorten, -Landesbüros und 
-Friedensmissionen verwendet 
werden, ersetzen und integrie-
ren soll. Der 62-jährige Bau-
mann ist damit betraut, die 
Einführung des Systems am 
Amtssitz New York zu koor-

dinieren und sicherzustellen, 
dass die Arbeitsweise und die 
Abläufe des Sekretariats sys-
tematisch reformiert sowie 
die angekündigten Einsparun-
gen erwirtschaftet werden. Der 
promovierte Politikwissen-
schaftler war von 2009 bis zu 
seinem Amtsantritt Beigeord-
neter Generalsekretär für An-
gelegenheiten der Generalver-
sammlung und Konferenz- 
dienste (DGACM) (vgl. Perso-
nalien, VN, 3/2009, S. 131). 
Seine Laufbahn bei den UN 
begann er im Jahr 1980.

Die Spanierin Cristina Gallach 
ist seit Dezember 2014 neue 
UN-Untergeneralsekretärin 
für Kommunikation und Öf-
fentlichkeitsarbeit. Sie löst 
Peter Launsky-Tieffenthal aus 
Österreich ab, der im Sommer 
nach nur zweijähriger Tätig-
keit ins Außenministerium 
nach Wien zurückberufen 
wurde. Die 1960 geborene, er-
fahrene Pressesprecherin leite-
te von 2010 bis zu ihrem Amts-
antritt die Abteilung Öffent- 
lichkeitsarbeit beim Europä
ischen Rat  in Brüssel. Von 
1999 bis 2009 begleitete sie 
als Pressesprecherin und Me-
dienberaterin den Hohen Ver-
treter für die Gemeinsame Au-
ßen- und Sicherheitspolitik 
Javier Solana. Ihre Karriere 
begann die Journalistin im 
Jahr 1983.

Nachrufe

Am 6. Dezember 2014 starb 
die langjährige Vorsitzende der 
Deutschen Gesellschaft für die 
Vereinten Nationen (DGVN) 
Helga Timm im Alter von 90 
Jahren in Darmstadt. Dem 
Vorstand der DGVN gehörte 
Timm seit dem Jahr 1976 an, 
war ab 1977 stellvertretende 
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Vorsitzende und saß anschlie-
ßend dem Gremium 15 Jahre 
lang, von 1979 bis 1993, vor. 
Nach ihrer Vorstandstätigkeit 
wurde sie 1994 in das DGVN-
Präsidium berufen. Schon die 
erste berufliche Station führte 
die 1924 geborene Hambur-
gerin zu den Vereinten Natio-

nen: Von 1953 bis 1965 arbei-
tete Timm als einzige deutsche 
wissenschaftliche Referentin 
am UNESCO-Institut der Ju-
gend in Gauting. Als DGVN-
Vorsitzende spielte Timm eine 
wichtige Rolle als Bindeglied 
zwischen Zivilgesellschaft und 
Parlament beziehungsweise 
Regierung und forderte nach 
Kräften mehr deutsches UN-
Engagement. Auch bei höchst 
kontroversen Fragen, wie dem 
Austritt der USA aus der 
UNESCO, besaß Timm den 
Mut, kritische Stellungnahmen 
von einzelnen Mitgliedern des 
Vorstands öffentlich zur Dis-
kussion zu stellen.

Im Alter von 94 Jahren ver-
starb am 31. Januar 2015 
Richard von Weizsäcker. Der 
studierte Jurist und Historiker 

war von 1981 bis 1984 Regie-
render Bürgermeister von Ber-
lin und von 1984 bis 1994 der 
sechste Bundespräsident der 
Bundesrepublik Deutschland. 
Als Bundespräsident erlangte 
er im In- und Ausland hohes 
Ansehen. Nach seinem Aus-

scheiden aus dem Amt war 
Weizsäcker Ko-Vorsitzender 
der Ende 1993 auf Vorschlag 
von UN-Generalsekretär Bou
tros Boutros-Ghali von der 
›Ford Foundation‹ einberufe-
nen ›Unabhängigen Arbeits-
gruppe über die Zukunft der 
Vereinten Nationen‹. Die Ar-
beitsgruppe legte im Juni 1995 
ihren Bericht mit Reformvor-
schlägen vor. Für die Zeit-
schrift Vereinte Nationen 
fasste er seine Erfahrungen aus 
der Reformkommission zu-
sammen. Die Deutsche Gesell-
schaft für die Vereinten Natio-
nen wählte ihn in ihr Präsi- 
dium, dem er von 1996 bis 
2011 angehörte.

Zusammengestellt von  
Monique Lehmann.

Helga Timm	      UN-Foto: DGVN

Dokumente der Vereinten Nationen
In der folgenden Übersicht sind Resolutionen und Erklärun-
gen des Präsidenten des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
mit einer kurzen Inhaltsangabe und den (etwaigen) Abstim-
mungsergebnissen von November bis Dezember 2014 aufge
führt. Die Dokumente sind alphabetisch nach Ländern, Regi-

onen oder Themen sortiert. In der jeweiligen Rubrik erfolgt die 
Auflistung chronologisch (das älteste Dokument zuerst). 

Im Volltext sind diese Dokumente über die Webseite des 
Deutschen Übersetzungsdienstes zu finden: www.un.org/Depts/
german

Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Afghanistan S/RES/2189(2014) 12.12.2014 Der Sicherheitsrat unterstreicht, wie wichtig eine anhaltende interna-
tionale Unterstützung für die Stabilisierung der Situation in Afghanis-
tan und der weitere Ausbau der Fähigkeiten der afghanischen natio-
nalen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte sind. Er begrüßt das Ab- 
kommen zwischen der NATO und  der Regierung Afghanistans über die 
Einrichtung der Mission ohne Kampfauftrag ›Resolute Support‹ für 
die Zeit nach dem Jahr 2014, die die afghanischen nationalen Verteidi-
gungs- und Sicherheitskräfte ausbilden, beraten und unterstützen wird.

Einstimmige 
Annahme

Friedenssicherung S/PRST/2014/27 16.12.2014 Der Sicherheitsrat betont, wie wichtig es ist, die Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und den regionalen und subregionalen 
Organisationen bei der Wahrung des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit  zu verstärken und eine wirksame Partnerschaft mit dem 
Friedens- und Sicherheitsrat der Afrikanischen Union (AU) aufzubauen. 
Er würdigt die Anstrengungen der AU zur weiteren Stärkung ihrer Ka-
pazitäten und begrüßt die fortgesetzte Zusammenarbeit zwischen 
den UN und der AU bei den verschiedenen Komponenten der Afrika-
nischen Friedens- und Sicherheitsarchitektur. Der Rat begrüßt zudem 
den Beschluss der AU, das Jahrzehnt 2014–2024 zur Madiba-Nelson-
Mandela-Dekade der Aussöhnung in Afrika zu erklären und geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Aussöhnung als Mittel zur Sicherung 
von Frieden, Stabilität und Entwicklung in Afrika zu fördern.

Richard von Weizsäcker	    
Foto: Bundesarchiv, Bild 146-1991-039-11/CC-BY-SA
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Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Friedenssicherungs-
einsätze

S/RES/2185(2014) 20.11.2014 Der Sicherheitsrat beschließt, Polizeiarbeit nach Bedarf als festen Be-
standteil in die Mandate der Friedenssicherungseinsätze und beson-
deren politischen Missionen der Vereinten Nationen aufzunehmen, 
ihnen klare, glaubwürdige und erfüllbare Mandate für Aktivitäten im 
polizeilichen Bereich zu erteilen und sie dafür mit entsprechenden 
Ressourcen auszustatten. Er fordert die polizeistellenden Länder nach-
drücklich auf, auch weiterhin professionelles Polizeipersonal zu stel-
len, das über die Kompetenz, die Ausrüstung und die Erfahrung ver-
fügt, die zur Durchführung der Missionsmandate erforderlich sind.

Einstimmige 
Annahme

Guinea-Bissau S/RES/2186(2014) 25.11.2014 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat des Integrierten Büros der 
Vereinten Nationen für die Friedenskonsolidierung in Guinea-Bissau 
(UNIOGBIS) bis zum 28. Februar 2015 zu verlängern, unter anderem 
mit folgenden Aufgaben: einen alle Seiten einschließenden politischen 
Dialog und einen Prozess der nationalen Aussöhnung zur Erleichte-
rung einer demokratischen Regierungsführung zu unterstützen, bei 
der Stärkung demokratischer Institutionen und beim Ausbau der Ka-
pazitäten staatlicher Organe behilflich zu sein sowie strategische und 
technische Beratung für die Einrichtung wirksamer und effizienter Straf-
verfolgungs-, Strafjustiz- und Strafvollzugssysteme bereitzustellen.

Einstimmige 
Annahme

Internationale 
Strafgerichte

S/RES/2193(2014) 18.12.2014 Der Sicherheitsrat beschließt, die Amtszeit des in dieser Resolution 
genannten ständigen Richters beim Internationalen Strafgerichtshof 
für das ehemalige Jugoslawien, der Mitglied der Berufungskammer 
ist, bis zum 31. Juli 2015, sowie der ständigen Richter und Ad-litem-
Richter beim Gerichtshof, die Mitglieder der Strafkammern und der 
Berufungskammer sind, bis zum 31. Dezember 2015 oder bis zum Ab-
schluss der ihnen zugewiesenen Fälle zu verlängern. Der Rat beschließt 
ferner, Serge Brammertz für eine am 31. Dezember 2015 endende Amts-
zeit erneut zum Ankläger des Gerichtshofs zu ernennen.

+14;  
–0;
=1 (Russland)

S/RES/2194(2014) 18.12.2014 Der Sicherheitsrat beschließt, die Amtszeit der in dieser Resolution 
genannten ständigen Richter beim Internationalen Strafgerichtshof 
für Ruanda, die Mitglieder der Berufungskammer sind, bis zum 31. 
Juli 2015 beziehungsweise bis zum 31. Dezember 2015 oder bis zum 
Abschluss der ihnen zugewiesenen Fälle zu verlängern. Der Rat be-
schließt ferner, Hassan Bubacar Jallow für eine am 31. Dezember 
2015 endende Amtszeit erneut zum Ankläger des Gerichtshofs zu 
ernennen.

Einstimmige 
Annahme

Liberia S/RES/2188(2014) 9.12.2014 Der Sicherheitsrat ist besorgt über den Ausbruch des Ebola-Virus und 
seine Auswirkungen in Westafrika, namentlich Liberia. Der Rat beschließt, 
das Mandat der nach Ziffer 9 der Resolution 1903(2009) ernannten 
Sachverständigengruppe bis zum 8. Oktober 2015 zu verlängern. Sie er-
hält den Auftrag, in enger Zusammenarbeit mit der Regierung Liberias 
und der Sachverständigengruppe für Côte d’Ivoire verschiedene Auf-
gaben wahrzunehmen.

Einstimmige 
Annahme

S/RES/2190(2014) 15.12.2014 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Mission der Vereinten 
Nationen in Liberia (UNMIL) bis zum 30. September 2015 zu verlän-
gern und die genehmigte Personalstärke der UNMIL von bis zu 4811 
Soldaten und 1795 Polizisten beizubehalten. 

Einstimmige 
Annahme

Nahost S/RES/2192(2014) 18.12.2014 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Beobachtertruppe der 
Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung (UNDOF) bis zum 
30. Juni 2015 zu verlängern. Er ersucht den Generalsekretär, zu ge-
währleisten, dass die UNDOF über die notwendigen Kapazitäten und 
Ressourcen zur sicheren Erfüllung des Mandats verfügt.

Einstimmige 
Annahme

S/2014/916 30.12.2014 Der Sicherheitsrat hat den jordanischen Resolutionsentwurf hinsicht-
lich einer Lösung des Konflikts zwischen Israel und Palästina mit zwei 
Vetos abgelehnt. Der Entwurf umfasste unter anderem die Bekräfti-
gung, dass es dringend notwendig ist, spätestens zwölf Monate nach 
der Verabschiedung dieser Resolution eine gerechte, dauerhafte und 
umfassende friedliche Lösung zu erreichen, welche die seit 1967 andau-
ernde israelische Besetzung beendet und die Vision zweier unabhängi-
ger und demokratischer Staaten, Israels und eines souveränen, zusam-
menhängenden und lebensfähigen Staates Palästina, verwirklicht. 
Zudem sah er die Aufnahme Palästinas als Vollmitglied der UN vor.

Veto
+8;
–2 (Australien, USA); 
=5 (Großbritannien, 
Litauen, Nigeria, 
Republik Korea, 
Ruanda )
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Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Somalia S/RES/2184(2014) 12.11.2014 Der Sicherheitsrat beschließt, die in vorangegangenen Resolutionen 
festgelegten und verlängerten Ermächtigungen, die den Staaten und 
Regionalorganisationen erteilt wurden, die im Kampf gegen die See-
räuberei und bewaffnete Raubüberfälle auf See vor der Küste Soma
lias mit den somalischen Behörden zusammenarbeiten, bis zum 11. No-
vember 2015 zu verlängern.

Einstimmige 
Annahme

Südsudan S/RES/2187(2014) 25.11.2014 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Mission der Vereinten 
Nationen in Südsudan (UNMISS) bis zum 30. Mai 2015 zu verlängern. Er 
ermächtigt die UNMISS, alle erforderlichen Mittel einzusetzen, um un-
ter anderem Zivilpersonen zu schützen und Bedingungen für die Bereit-
stellung humanitärer Hilfe zu schaffen. Der Rat beschließt ferner, dass 
die UNMISS aus bis zu 12 500 Soldaten und bis zu 1323 Polizisten beste-
hen und dass die Zivilkomponente weiter verkleinert werden wird.

Einstimmige 
Annahme

S/PRST/2014/26 15.12.2014 Der Sicherheitsrat verlangt dringend, dass Südsudans Präsident Salva 
Kiir Mayardit, der ehemalige Vizepräsident Riek Machar Teny und alle 
Parteien weitere Gewalt unterlassen, das am 9. Mai 2014 von der Repu-
blik Südsudan und der Sudanesischen Volksbefreiungsbewegung/-armee 
unterzeichnete Abkommen zur Beilegung der Krise in Südsudan durch-
führen, rückhaltlos an den laufenden Friedensgesprächen in Addis Abeba 
mitwirken und ihre Zusage zur Bildung einer Übergangsregierung der 
nationalen Einheit einhalten.  

Syrien S/RES/2191(2014) 17.12.2014 Der Sicherheitsrat verlangt, dass alle Parteien des innersyrischen Kon-
flikts, insbesondere die syrischen Behörden, ihren Verpflichtungen nach 
dem humanitären Völkerrecht und den internationalen Menschen-
rechtsnormen sofort nachkommen. Er erwartet mit Interesse weitere 
Ausführungen des Sondergesandten zu seinen Vorschlägen zur Verrin-
gerung der Gewalt durch Schutzzonen.

Einstimmige 
Annahme

Terrorismus S/PRST/2014/23 19.11.2014 Der Sicherheitsrat bekräftigt, dass die Staaten gemäß Resolution 
2161(2014) verpflichtet sind, sicherzustellen, dass ihre Staatsangehöri-
gen und Personen innerhalb ihres Hoheitsgebiets dem Islamischen 
Staat in Irak und der Levante (ISIL), der Al-Nusra-Front (ANF) und allen 
anderen mit Al-Qaida verbundenen Personen, Gruppen, Unternehmen 
und Einrichtungen weder direkt noch indirekt Vermögenswerte oder 
wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung stellen. Er weist darauf hin, 
dass diese Verpflichtung für den direkten und indirekten Handel mit 
Erdöl und Erdölprodukten gilt. Der Rat fordert die Mitgliedstaaten nach-
drücklich auf, durch verstärkte Überwachung des internationalen Fi-
nanzsystems und Zusammenarbeit mit ihren gemeinnützigen und wohl-
tätigen Organisationen unmittelbar dagegen vorzugehen, um sicher- 
zustellen, dass aus wohltätigen Spenden stammende Finanzmittel nicht 
an den ISIL, die ANF oder andere mit Al-Qaida verbundene Personen, 
Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen umgeleitet werden.

S/RES/2195(2014) 19.12.2014 Der Sicherheitsrat fordert die Mitgliedstaaten auf, ihr Grenzmanagement 
zu stärken, um Bewegungen von Terroristen und terroristischen Gruppen, 
einschließlich derjenigen, die von der grenzüberschreitenden organisier-
ten Kriminalität profitieren, wirksam zu verhindern. Der Rat fordert die 
zuständigen Institutionen der Vereinten Nationen und andere zuständi-
ge internationale und regionale Organisationen auf, nationale und regio-
nale Institutionen, insbesondere Strafverfolgungs- und Terrorismusbe-
kämpfungsbehörden, dabei zu unterstützen, Kapazitäten zur Bekämp- 
fung des von der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität profi-
tierenden Terrorismus auf- und auszubauen. Zudem verweist er auf die 
beratende Rolle der Kommission für Friedenskonsolidierung.

Einstimmige 
Annahme

Westafrika S/PRST/2014/24 21.11.2014 Der Sicherheitsrat bekundet erneut seine ernste Besorgnis über das 
beispiellose Ausmaß des Ebola-Ausbruchs in Afrika und über die Aus-
wirkungen des Virus auf Westafrika, insbesondere Liberia, Guinea 
und Sierra Leone. Er betont zudem, wie wichtig es ist, dass die Mission 
der Vereinten Nationen für Ebola-Nothilfemaßnahmen (UNMEER) 
die Koordinierung mit den jeweiligen Regierungen und mit allen na-
tionalen, regionalen und internationalen Akteuren, einschließlich der 
bilateralen Partner und der multinationalen Organisationen, weiter 
stärkt, um Defizite bei der Reaktion rascher zu erkennen und sämtli-
che Ebola-Hilfsmaßnahmen effizienter einzusetzen.
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Das UN-System auf einen Blick
Die Einrichtungen des Verbands der Vereinten Nationen jeweils in der Reihenfolge ihrer Einbeziehung*

Hauptorganisation 

UN United Nations | Vereinte Nationen  

Sonderorganisationen 
ILO International Labour Organisation | Inter-
nationale Arbeitsorganisation FAO Food and 
Agriculture Organization of the United Nations  
| Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen UNESCO United Na-
tions Educational, Scientific and Cultural Orga-
nization | Organisation der Vereinten Nationen 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur ICAO In-
ternational Civil Aviation Organization | Inter-
nationale Zivilluftfahrt-Organisation Welt-
bankgruppe: IBRD International Bank for 
Reconstruction and Development | Internatio-
nale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(Weltbank) IFC International Finance Corpora-
tion | Internationale Finanz-Corporation IDA 
International Development Association | Inter-
nationale Entwicklungsorganisation  IWF Inter-
national Monetary Fund | Internationaler Wäh-
rungsfonds UPU Universal Postal Union | 
Weltpostverein  WHO World Health Organiza-
tion | Weltgesundheitsorganisation  ITU Interna-
tional Telecommunication Union | Internationa-
le Fernmeldeunion  WMO World Meteorological 
Organization | Weltorganisation für Meteoro
logie IMO International Maritime Organization 
| Internationale Seeschifffahrts-Organisation 
WIPO World Intellectual Property Organization 
| Weltorganisation für geistiges Eigentum IFAD 
International Fund for Agricultural Develop-
ment | Internationaler Fonds für landwirtschaft-
liche Entwicklung UNIDO United Nations In-
dustrial Development Organization | Organi- 
sation der Vereinten Nationen für industrielle 
Entwicklung UNWTO World Tourism Organi-
zation | Weltorganisation für Tourismus   

Weitere in Beziehung zu den   
Vereinten Nationen stehende  
Organisationen 
IAEA International Atomic Energy Agency | In-
ternationale Atomenergie-Organisation WTO 
World Trade Organization | Welthandelsorgani-
sation CTBTO PrepCom Preparatory Commis-
sion for the Comprehensive Nuclear-Test-Ban 
Treaty Organization | Vorbereitungkommission 
für die Organisation des Vertrags über das um-
fassende Verbot von Nuklearversuchen OPCW 
Organization for the Prohibition of Chemical 
Weapons | Organisation für das Verbot chemi-
scher Waffen  

Spezialorgane  
mit direkter Berichterstattung an die 
Generalversammlung: 
UNRWA United Nations Relief and Works 
Agency for Palestine Refugees in the Near East | 
Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-
flüchtlinge im Nahen Osten UNITAR United 
Nations Institute for Training and Research | 

Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Ver-
einten Nationen  

mit Berichterstattung an die General-
versammlung über den Wirtschafts- 
und Sozialrat: 
UNICEF United Nations Children’s Fund | 
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen  
UNHCR United Nations High Commissioner 
for Refugees | Hoher Flüchtlingskommissar der 
Vereinten Nationen  WFP World Food Program-
me | Welternährungsprogram UNCTAD United 
Nations Conference on Trade and Development 
| Handels- und Entwicklungskonferenz der Ver-
einten Nationen UNDP United Nations Deve-
lopment Programme | Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen UNFPA United Nations 
Population Fund | Bevölkerungsfonds der Ver-
einten Nationen UNV United Nations Volun-
teers Programme |  Freiwilligenprogramm der 
Vereinten Nationen UNU United Nations Uni-
versity | Universität der Vereinten Nationen 
UNEP United Nations Environment Programme 
| Umweltprogramm der Vereinten Nationen 
UNHSP (UN-Habitat) United Nations Human 
Settlements Programme | Programm der Ver
einten Nationen für menschliche Siedlungen   
UN Women United Nations Entity for Gender 
Equality and the Empowerment of Women | Ein-
heit der Vereinten Nationen für Gleichstellung 
und Ermächtigung der Frauen – UN-Frauen  

Regionalkommissionen 
ECE Economic Commission for Europe | Wirt-
schaftskommission für Europa ESCAP Econo-
mic and Social Commission for Asia and the 
Pacific | Wirtschafts- und Sozialkommission für 
Asien und den Pazifik ECLAC Economic Com-
mission for Latin America and the Caribbean | 
Wirtschaftskommission für Lateinamerika und 
die Karibik ECA (Economic Commission for Af-
rica | Wirtschaftskommission für Afrika ESCWA 
Economic and Social Commission for Western 
Asia | Wirtschafts- und Sozialkommission für 
Westasien  

Menschenrechtsgremien 
(Vertragsorgane) 
CERD Committee on the Elimination of Racial 
Discrimination | Ausschuss für die Beseitigung 
der Rassendiskriminierung CCPR (Human 
Rights Committee (under the International Co-
venant on Civil and Political Rights | Menschen-
rechtsausschuss (unter dem Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte) CEDAW 
Committee on the Elimination of Discriminati-
on against Women | Ausschuss für die Beseiti-
gung der Diskriminierung der Frau CESCR 
Committee on Economic, Social and Cultural 
Rights | Ausschuss für wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte CAT Committee against 
Torture | Ausschuss gegen Folter  CRC Commit-
tee on the Rights of the Child | Ausschuss für die 
Rechte des Kindes CMW Committee on the Pro-
tection of the Rights of All Migrant Workers 
and Members of Their Families | Ausschuss zum 

Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer 
und ihrer Familienangehörigen SPT Subcommit-
tee on Prevention of Torture (under the Optio-
nal Protocol to the Convention against Torture 
– OPCAT) | Unterausschuss zur Verhütung von 
Folter (unter dem Fakultativprotokoll zum 
Übereinkommen gegen Folter) CRPD Commit-
tee on the Rights of Persons with Disabilities | 
Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen  CED Committee on Enforced Dis-
appearances | Ausschuss über das Verschwin-
denlassen

Friedensmissionen 
UNTSO United Nations Truce Supervision Or-
ganization | Organisation der Vereinten Natio-
nen zur Überwachung des Waffenstillstands in 
Palästina UNMOGIP United Nations Military 
Observer Group in India and Pakistan | Militär-
beobachtergruppe der Vereinten Nationen in 
Indien und Pakistan UNFICYP United Nations 
Peacekeeping Force in Cyprus | Friedenstruppe 
der Vereinten Nationen in Zypern UNDOF Uni-
ted Nations Disengagement Observer Force | 
Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für 
die Truppenentflechtung zwischen Israel und Sy-
rien UNIFIL United Nations Interim Force in 
Lebanon | Interimstruppe der Vereinten Natio-
nen in Libanon MINURSO Misión de las Naci-
ones Unidas para el Referéndum del Sáhara Oc-
cidental | Mission der Vereinten Nationen für 
das Referendum in Westsahara UNMIK United 
Nations Interim Administration Mission in Ko-
sovo | Übergangsverwaltungsmission der Ver-
einten Nationen im Kosovo UNMIL United Na-
tions Mission in Liberia | Mission der Vereinten 
Nationen in Liberia UNOCI United Nations 
Operation in Côte d’Ivoire | Operation der Ver-
einten Nationen in Côte d’Ivoire MINUSTAH 
Mission des Nations Unies pour la stabilisation 
en Haiti | Stabilisierungsmission der Vereinten 
Nationen in Haiti UNAMID African Union-
United Nations Hybrid Operation in Darfur | 
Hybrider Einsatz der Afrikanischen Union und 
der Vereinten Nationen in Darfur MONUSCO 
Mission de l’Organisation des Nations Unies 
pour la stabilisation en République démocra-
tique du Congo | Stabilisierungsmission der Or-
ganisation der Vereinten Nationen in der Demo-
kratischen Republik Kongo UNISFA United 
Nations Interim Security Force for Abyei | Inte-
rims-Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen 
für Abyei  UNMISS United Nations Mission in 
the Republic of South Sudan | Mission der Ver
einten Nationen in der Republik Südsudan  
MINUSMA United Nations Multidimensional In-
tegrated Stabilization Mission in Mali | Mehrdi-
mensionale integrierte Stabilisierungsmission 
der Vereinten Nationen in Mali  MINUSCA 
United Nations Multidimensional Integrated Sta
bilization Mission in the Central African Republic | 
Mehrdimensionale integrierte Stabilisierungs-
mission der Vereinten Nationen in der Zentral-
afrikanischen Republik

* Die Auflistung erhebt nicht den Anspruch auf  
   Vollständigkeit.	   	 Stand: Januar 2015
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Die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen
(Stand: Januar 2015)
Die Tabellen 1 und 2 zu den Mitgliedstaaten geben den Stand von Jahresbeginn 2014 wieder. Tabelle 1 führt die 193 Mitglieder in alphabe-
tischer Reihenfolge mit den Daten ihrer Aufnahme auf. Tabelle 2 gruppiert die Mitgliedstaaten nach Erdteilen. Tabelle 3 ordnet die Mitglied-
staaten nach Gebietsgröße. Die Zahlen sind der 62. Ausgabe des ›Demographic Yearbook 2011‹ der Vereinten Nationen entnommen. Die 
Angaben für Sudan und Südsudan stammen von den Internetseiten der jeweiligen Regierungen. Tabelle 4 ordnet die Mitgliedstaaten nach der 
Bevölkerungszahl. Die Angaben fußen auf der im Jahr 2012 veröffentlichten Übersicht ›World Population Prospects. The 2012 Revision‹ der 
Abteilung für Bevölkerungsfragen und der Statistikabteilung der Vereinten Nationen (DESA). Sie geben im Allgemeinen grobe Schätzungen für 
den Stand von 2014 wieder. In Tabelle 5 sind die Mitgliedstaaten entsprechend ihrer Wirtschaftsleistung im Jahr 2013 aufgeführt. Quelle ist 
die ›World Development Indicators Database‹ der Weltbank vom Dezember 2014.

Die Mitgliedstaaten in alphabetischer Ordnung mit Beitrittsdaten (Tabelle 1) 
  1.  Ägypten 	  24.10.1945     
  2.  Äquatorialguinea	 12.11.1968     
  3.  Äthiopien 		   13.11.1945     
  4.  Afghanistan 	  19.11.1946
  5.  Albanien 	  14.12.1955     
  6.  Algerien	 8.10.1962     
  7.  Andorra	 28.7.1993     
  8.  Angola	 1.12.1976     
  9.  Antigua und Barbuda	 11.11.1981   
  10.  Argentinien	 24.10.1945   
  11.  Armenien	 2.3.1992   
  12.  Aserbaidschan	 2.3.1992   
  13.  Australien	 1.11.1945   
  14.  Bahamas	 18.9.1973   
  15.  Bahrain	 21.9.1971   
  16.  Bangladesch		  17.9.1974
  17.  Barbados	 9.12.1966   
  18.  Belarus	 24.10.1945   
  19.  Belgien 	  27.12.1945   
  20.  Belize	 25.9.1981   
  21.  Benin	 20.9.1960   
  22.  Bhutan	 21.9.1971   
  23.  Bolivien	 14.11.1945   
  24.  Bosnien-Herzegowina	 22.5.1992   
  25.  Botswana	 17.10.1966   
  26.  Brasilien	 24.10.1945   
  27.  Brunei Darussalam	 21.9.1984   
  28.  Bulgarien	 14.12.1955   
  29.  Burkina Faso	 20.9.1960   
  30.  Burundi	 18.9.1962   
  31.  Chile	 24.10.1945   
  32.  China	 24.10.1945   
  33.  Costa Rica		  2.11.1945   
  34.  Côte d’Ivoire 	  20.9.1960   
  35.  Dänemark	 24.10.1945   
  36.  Deutschland	 18.9.1973   
  37.  Dominica 	  18.12.1978   
  38.  Dominikanische Republik	 24.10.1945   
  39.  Dschibuti	 20.9.1977   
  40.  Ecuador	 21.12.1945   
  41.  El Salvador	 24.10.1945   
  42.  Eritrea	 28.5.1993   
  43.  Estland	 17.9.1991   
  44.  Fidschi	 13.10.1970   
  45.  Finnland	 14.12.1955   
  46.  Frankreich	 24.10.1945   
  47.  Gabun	 20.9.1960   
  48.  Gambia	 21.9. 1965   
  49.  Georgien	 31.7.1992   
  50.  Ghana	 8.3.1957   
  51.  Grenada	 17.9.1974   
  52.  Griechenland	 25.10.1945   
  53.  Großbritannien	 24.10.1945   
  54.  Guatemala	 21.11.1945   
  55.  Guinea	 12.12.1958   
  56.  Guinea-Bissau	 17.9.1974   
  57.  Guyana	 20.9.1966   
  58.  Haiti	 24.10.1945   
  59.  Honduras	 17.12.1945   
  60.  Indien	 30.10.1945   
  61.  Indonesien	 28.9.1950   
  62.  Irak	 21.12.1945   
  63.  Iran	 24.10.1945   
  64.  Irland 	  14.12.1955   
  65.  Island 	  19.11.1946   
  66.  Israel	 11.5.1949   

  67.  Italien	 14.12.1955   
  68.  Jamaika	 18.9.1962   
  69.  Japan	 18.12.1956   
  70.  Jemen	 30.9.1947   
  71.  Jordanien	 14.12.1955   
  72.  Kambodscha	 14.12.1955   
  73.  Kamerun	 20.9.1960   
  74.  Kanada	 9.11.1945   
  75.  Kap Verde	 16.9.1975   
  76.  Kasachstan	 2.3.1992   
  77.  Katar	 21.9.1971   
  78.  Kenia	 16.12.1963   
  79.  Kirgisistan	 2.3.1992   
  80.  Kiribati	 14.9.1999   
  81.  Kolumbien   	 5.11.1945   
  82.  Komoren	 12.11.1975   
  83.  Kongo (Demokratische Rep.)        20.9.1960   
  84.  Kongo (Republik)	 20.9.1960    
  85.  Korea (Demokratische Volksrep.)   17.9.1991   
  86.  Korea (Republik)	 17.9.1991   
  87.  Kroatien	 22.5.1992   
  88.  Kuba  		  24.10.1945   
  89.  Kuwait	 14.5.1963   
  90.  Laos 	  14.12.1955   
  91.  Lesotho	 17.10.1966   
  92.  Lettland	 17.9.1991   
  93.  Libanon	 24.10.1945   
  94.  Liberia	 2.11.1945   
  95.  Libyen	 14.12.1955   
  96.  Liechtenstein	 18.9.1990   
  97.  Litauen	 17.9.1991   
  98.  Luxemburg	 24.10.1945   
  99.  Madagaskar	 20.9.1960 
100.  Malawi		  1.12.1964 
101.  Malaysia	 17.9.1957 
102.  Malediven	 21.9.1965 
103.  Mali	 28.9.1960 
104.  Malta	 1.12.1964 
105.  Marokko	 12.11.1956 
106.  Marshallinseln	 17.9.1991 
107.  Mauretanien	 27.10.1961 
108.  Mauritius	 24.4.1968 
109.  Mazedonien 	   8.4.1993 
110.  Mexiko	 7.11.1945 
111.  Mikronesien	 17.9.1991 
112.  Moldau	 2.3.1992 
113.  Monaco	 28.5.1993 
114.  Mongolei	 27.10.1961 
115.  Montenegro	 28.6.2006 
116.  Mosambik	 16.9.1975 
117.  Myanmar	 19.4.1948 
118.  Namibia	 23.4.1990 
119.  Nauru	 14.9.1999 
120.  Nepal	 14.12.1955 
121.  Neuseeland	 24.10.1945 
122.  Nicaragua	 24.10.1945 
123.  Niederlande	 10.12.1945 
124.  Niger	 20.9.1960 
125.  Nigeria	 7.10.1960 
126.  Norwegen	 27.11.1945 
127.  Österreich	 14.12.1955 
128.  Oman	 7.10.1971 
129.  Pakistan	 30.9.1947 
130.  Palau	 15.12.1994 
131.  Panama	 13.11.1945 
132.  Papua-Neuguinea	 10.10.1975 

133.  Paraguay 	  24.10.1945 
134.  Peru 	  31.10.1945 
135.  Philippinen 	  24.10.1945 
136.  Polen 	  24.10.1945 
137.  Portugal	   14.12.1955 
138.  Rumänien 	  14.12.1955 
139.  Russland 	  24.10.1945 
140.  Ruanda 	  18.9.1962 
141.  Salomonen	   19.9.1978 
142.  Sambia 	   1.12.1964 
143.  Samoa 	  15.12.1976 
144.  San Marino	    2.3.1992 
145.  São Tomé und Príncipe 	  16.9.1975 
146.  Saudi-Arabien 	  24.10.1945 
147.  Schweden 	  19.11.1946 
148.  Schweiz 	  10.9.2002 
149.  Senegal 	  28.9.1960 
150.  Serbien   	 1.11.2000 
151.  Seychellen 	  21.9.1976 
152.  Sierra Leone 	  27.9.1961 
153.  Simbabwe 	  25.8.1980 
154.  Singapur 	  21.9.1965 
155.  Slowakei 	  19.1.1993 
156.  Slowenien 	  22.5.1992 
157.  Somalia 	  20.9.1960 
158.  Spanien 	  14.12.1955 
159.  Sri Lanka 	  14.12.1955 
160.  St. Kitts und Nevis 	  23.9.1983 
161.  St. Lucia 	  18.9.1979 
162.  St. Vincent und die Grenadinen       16.9.1980 
163.  Sudan	 12.11.1956 
164.  Südafrika	 7.11.1945 
165.  Südsudan		  17.7.2011 
166.  Suriname	 4.12.1975 
167.  Swasiland	 24.9.1968 
168.  Syrien	 24.10.1945 
169.  Tadschikistan	 2.3.1992 
170.  Tansania	 14.12.1961 
171.  Thailand	 16.12.1946 
172.  Timor-Leste	 27.9.2002 
173.  Togo	 20.9.1960 
174.  Tonga	 14.9.1999 
175.  Trinidad und Tobago	 18.9.1962 
176.  Tschad	 20.9.1960 
177.  Tschechien	 19.1.1993 
178.  Türkei	 24.10.1945 
179.  Tunesien	 12.11.1956 
180.  Turkmenistan	 2.3.1992 
181.  Tuvalu	 5.9.2000 
182.  Uganda	 25.10.1962 
183.  Ukraine	 24.10.1945 
184.  Ungarn	 14.12.1955 
185.  Uruguay	 18.12.1945 
186.  Usbekistan	 2.3.1992 
187.  Vanuatu	 15.9.1981 
188.  Venezuela	 15.11.1945 
189.  Vereinigte Arabische Emirate       9.12.1971 
190.  Vereinigte Staaten	           24.10.1945 
191.  Vietnam	 20.9.1977 
192.  Zentralafrikanische Republik         20.9.1960 
193.  Zypern	 20.9.1960  

Sonstige Staaten 
Vatikanstadt
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  1.  Russland 	  17 098 242     
  2.  Kanada	 9 984 670     
  3.  Vereinigte Staaten 	  9 629 091     
  4.  China 	  9 596 961
  5.  Brasilien 	  8 514 877     
  6.  Australien	 7 692 024     
  7.  Indien	 3 287 263     
  8.  Argentinien	 2 780 400     
  9.  Kasachstan	 2 724 900   
  10.  Algerien	 2 381 741   
  11.  Kongo (Demokratische Rep.)         2 344 858   
  12.  Saudi-Arabien	 2 149 690   
  13.  Mexiko	 1 964 375   
  14.  Indonesien	 1 910 931   
  15.  Sudan	 1 882 000
  16.  Libyen		  1 759 540
  17.  Iran	 1 628 750   
  18.  Mongolei	 1 564 116   
  19.  Peru 	  1 285 216   
  20.  Tschad	 1 284 000   
  21.  Niger	 1 267 000   
  22.  Angola	 1 246 700   
  23.  Mali	 1 240 192   
  24.  Südafrika	 1 221 037   
  25.  Kolumbien	 1 141 748   
  26.  Äthiopien	 1 104 300   
  27.  Bolivien	 1 098 581   
  28.  Mauretanien	 1 030 700   
  29.  Ägypten	 1 002 000   

Die Mitgliedstaaten nach Gebietsgröße (Fläche in Quadratkilometern) (Tabelle 3) 
  30.  Tansania	 945 087   
  31.  Nigeria	 923 768   
  32.  Venezuela	 912 050   
  33.  Namibia		  824 268   
  34.  Mosambik 	  801 590   
  35.  Pakistan	 796 095   
  36.  Türkei	 783 562   
  37.  Chile 	  756 102   
  38.  Sambia	 752 612   
  39.  Myanmar	 676 578   
  40.  Afghanistan	 652 864   
  41.  Somalia	 637 657   
  42.  Zentralafrikanische Republik            622 984   
  43.  Südsudan	 619 745
  44.  Ukraine	 603 500   
  45.  Madagaskar	 587 295   
  46.  Botswana	 582 000   
  47.  Kenia	 581 313   
  48.  Frankreich	 551 500   
  49.  Jemen	 527 968   
  50.  Thailand	 513 120   
  51.  Spanien	 505 992   
  52.  Turkmenistan	 488 100   
  53.  Kamerun	 475 650   
  54.  Papua-Neuguinea	 462 840   
  55.  Schweden	 450 295   
  56.  Usbekistan	 447 400   
  57.  Marokko	 446 550   
  58.  Irak	 435 244   

  59.  Paraguay	 406 752   
  60.  Simbabwe	 390 757   
  61.  Japan	 377 930   
  62.  Deutschland	 357 121   
  63.  Kongo (Republik)	 342 000   
  64.  Finnland	 336 851   
  65.  Vietnam 	  330 957   
  66.  Malaysia 	  330 803   
  67.  Norwegen	 323 787   
  68.  Côte d’Ivoire	 322 463   
  69.  Polen	 311 888   
  70.  Oman	 309 500   
  71.  Italien	 301 336   
  72.  Philippinen	 300 000   
  73.  Burkina Faso	 272 967   
  74.  Neuseeland	 270 467   
  75.  Gabun	 267 668   
  76.  Ecuador	 256 369   
  77.  Guinea	 245 857   
  78.  Großbritannien	 242 495   
  79.  Uganda	 241 550   
  80.  Ghana	 238 533   
  81.  Rumänien	 238 391   
  82.  Laos   	 236 800   
  83.  Guyana	 214 969   
  84.  Belarus    	      207 600   
  85.  Kirgisistan	 199 951    
  86.  Senegal	            196 712   
  87.  Syrien	 185 180   

Die Mitgliedstaaten nach Erdteilen (Tabelle 2) 
Afrika  
  1.  Ägypten
  2.  Äquatorialguinea     
  3.  Äthiopien    
  4.  Algerien     
  5.  Angola     
  6.  Benin     
  7.  Botswana     
  8.  Burkina Faso     
  9.  Burundi   
10.  Côte d’Ivoire   
11.  Dschibuti   
12.  Eritrea   
13.  Gabun   
14.  Gambia   
15.  Ghana   
16.  Guinea   
17.  Guinea-Bissau   
18.  Kamerun   
19.  Kap Verde   
20.  Kenia   
21.  Komoren   
22.  Kongo (Demokratische Rep.)   
23.  Kongo (Republik)   
24.  Lesotho   
25.  Liberia   
26.  Libyen   
27.  Madagaskar   
28.  Malawi   
29.  Mali   
30.  Marokko   
31.  Mauretanien   
32.  Mauritius   
33.  Mosambik   
34.  Namibia   
35.  Niger   
36.  Nigeria   
37.  Ruanda   
38.  Sambia  
39.  São Tomé und Príncipe
40.  Senegal   
41.  Seychellen   
42.  Sierra Leone   
43.  Simbabwe   
44.  Somalia   
45.  Sudan  
46.  Südafrika
47.  Südsudan   
48.  Swasiland   
49.  Tansania   
50.  Togo   

51.  Tschad   
52.  Tunesien   
53.  Uganda   
54.  Zentralafrikanische Republik 

Amerika     
  1.  Antigua und Barbuda     
  2.  Argentinien     
  3.  Bahamas     
  4.  Barbados     
  5.  Belize     
  6.  Bolivien     
  7.  Brasilien     
  8.  Chile     
  9.  Costa Rica   
10.  Dominica   
11.  Dominikanische Republik   
12.  Ecuador   
13.  El Salvador   
14.  Grenada   
15.  Guatemala   
16.  Guyana   
17.  Haiti   
18.  Honduras   
19.  Jamaika
20.  Kanada   
21.  Kolumbien   
22.  Kuba   
23.  Mexiko   
24.  Nicaragua   
25.  Panama   
26.  Paraguay   
27.  Peru   
28.  St. Kitts und Nevis   
29.  St. Lucia   
30.  St. Vincent und die Grenadinen   
31.  Suriname   
32.  Trinidad und Tobago   
33.  Uruguay   
34.  Venezuela 
35.  Vereinigte Staaten

Asien
  1.  Afghanistan     
  2.  Armenien
  3.  Aserbaidschan
  4.  Bahrain
  5.  Bangladesch
  6.  Bhutan
  7.  Brunei Darussalam
  8.  China

  9.  Georgien    
10.  Indien
11.  Indonesien
12.  Irak
13.  Iran
14.  Israel
15.  Japan
16.  Jemen
17.  Jordanien
18.  Kambodscha
19.  Kasachstan
20.  Katar
21.  Kirgisistan
22.  Korea (Dem. Volksrepublik)
23.  Korea (Republik)
24.  Kuwait
25.  Laos
26.  Libanon
27.  Malaysia
28.  Malediven
29.  Mongolei
30.  Myanmar
31.  Nepal
32.  Oman
33.  Pakistan
34.  Philippinen
35.  Saudi-Arabien
36.  Singapur
37.  Sri Lanka
38.  Syrien
39.  Tadschikistan
40.  Thailand
41.  Timor-Leste
42.  Türkei
43.  Turkmenistan
44.  Usbekistan
45.  Vereinigte Arabische Emirate
46.  Vietnam
47.  Zypern 

Europa     
  1.  Albanien   
  2.  Andorra   
  3.  Belarus  
  4.  Belgien   
  5.  Bosnien-Herzegowina    
  6.  Bulgarien   
  7.  Dänemark   
  8.  Deutschland   
  9.  Estland   
10.  Finnland   

11.  Frankreich   
12.  Griechenland   
13.  Großbritannien   
14.  Irland   
15.  Island   
16.  Italien   
17.  Kroatien   
18.  Lettland   
19.  Liechtenstein   
20.  Litauen   
21.  Luxemburg   
22.  Malta   
23.  Mazedonien
24.  Moldau
25.  Monaco
26.  Montenegro
27.  Niederlande
28.  Norwegen
29.  Österreich
30.  Polen
31.  Portugal
32.  Rumänien
33.  Russland
34.  San Marino
35.  Schweden
36.  Schweiz
37.  Serbien
38.  Slowakei
39.  Slowenien
40.  Spanien
41.  Tschechien
42.  Ukraine
43.  Ungarn 

Ozeanien                 
  1.  Australien
  2.  Fidschi
  3.  Kiribati
  4.  Marshallinseln
  5.  Mikronesien
  6.  Nauru
  7.  Neuseeland
  8.  Palau
  9.  Papua-Neuguinea
10.  Salomonen
11.  Samoa
12.  Tonga
13.  Tuvalu
14.  Vanuatu 
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  88.  Kambodscha	 181 035   
  89.  Uruguay  		  176 215   
  90.  Suriname	 163 820   
  91.  Tunesien 	  163 610   
  92.  Bangladesch	 147 570
  93.  Nepal	 147 181      
  94.  Tadschikistan	 143 100   
  95.  Griechenland	 131 957   
  96.  Nicaragua	 130 373   
  97.  Korea (Demokratische Volksrep.)     120 538   
  98.  Malawi	 118 484   
  99.  Eritrea	 117 600   
100.  Benin	 114 763 
101.  Honduras		  112 492 
102.  Liberia	 111 369 
103.  Bulgarien	 110 879 
104.  Kuba	 109 884 
105.  Guatemala	 108 889 
106.  Island	 103 000 
107.  Korea (Republik)	 100 033 
108.  Ungarn	 93 027 
109.  Portugal	 92 212 
110.  Jordanien 	   89 328 
111.  Serbien	 88 361 
112.  Aserbaidschan	 86 600 
113.  Österreich	 83 871 
114.  Vereinigte Arabische Emirate             83 600 
115.  Tschechien	 78 865 
116.  Panama	 75 417 
117.  Sierra Leone	 72 300 
118.  Irland	 69 825 
119.  Georgien	 69 700 
120.  Sri Lanka	 65 610 
121.  Litauen	 65 300 
122.  Lettland	 64 562 
123.  Togo	 56 785 

124.  Kroatien	 56 594 
125.  Bosnien-Herzegowina	 51 209 
126.  Costa Rica	 51 100 
127.  Slowakei	 49 036 
128.  Dominikanische Republik	 48 671 
129.  Estland	 45 227 
130.  Dänemark	 43 094 
131.  Schweiz	 41 285 
132.  Bhutan	 38 394 
133.  Niederlande	 37 354 
134.  Guinea-Bissau 	  36 125 
135.  Moldau 	  33 846 
136.  Belgien 	  30 528 
137.  Lesotho 	  30 355 
138.  Armenien	   29 743 
139.  Salomonen 	  28 896 
140.  Albanien 	  28 748 
141.  Äquatorialguinea 	  28 051 
142.  Burundi	   27 834 
143.  Haiti 	   27 750 
144.  Ruanda 	  26 340 
145.  Mazedonien	    25 713 
146.  Dschibuti 	  23 200 
147.  Belize 	  22 966 
148.  Israel 	  22 072 
149.  El Salvador 	  21 041 
150.  Slowenien 	  20 273 
151.  Fidschi   	 18 272 
152.  Kuwait 	  17 818 
153.  Swasiland 	  17 363 
154.  Timor-Leste 	  14 919 
155.  Bahamas 	  13 943 
156.  Montenegro 	  13 812 
157.  Vanuatu 	  12 189 
158.  Katar 	  11 607 
159.  Gambia 	  11 295 

160.  Jamaika 	  10 991 
161.  Libanon 	  10 452 
162.  Zypern 	    9 251 
163.  Brunei Darussalam        	                             5 765 
164.  Trinidad und Tobago	 5 130 
165.  Kap Verde	 4 033 
166.  Samoa		  2 842 
167.  Luxemburg	 2 586 
168.  Komoren	 2 235 
169.  Mauritius	 1 969 
170.  São Tomé und Príncipe	 964 
171.  Bahrain	 758 
172.  Dominica	 751 
173.  Tonga	 747 
174.  Kiribati	 726 
175.  Singapur	 714 
176.  Mikronesien	 702 
177.  St. Lucia	 539 
178.  Andorra	 468 
179.  Palau	 459 
180.  Seychellen	 452 
181.  Antigua und Barbuda	 442 
182.  Barbados	 430 
183.  St. Vincent und die Grenadinen	 389 
184.  Grenada	 344 
185.  Malta	 316 
186.  Malediven	 300 
187.  St. Kitts und Nevis	 261 
188.  Marshallinseln	 181 
189.  Liechtenstein	 160 
190.  San Marino       			         61 
191.  Tuvalu	           		         26 
192.  Nauru	 21 
193.  Monaco         			             2 

  

Die Mitgliedstaaten nach Bevölkerungszahl (in Tausend) (Tabelle 4) 
  1.  China 	    1 392 866    
  2.  Indien	  1 272 379    
  3.  Vereinigte Staaten 	    318 744     
  4.  Indonesien 	      254 075
  5.  Brasilien 	    202 307     
  6.  Pakistan	     188 730     
  7.  Nigeria	     177 934
  8.  Bangladesch	   160 710     
  9.  Russland	   140 930   
  10.  Japan	   126 153   
  11.  Mexiko        		                     125 247   
  12.  Philippinen	     101 105   
  13.  Äthiopien	   97 388
  14.  Vietnam	     93 026     
  15.  Ägypten	     83 907
  16.  Deutschland		      81 862
  17.  Iran	     78 466
  18.  Türkei	     75 567     
  19.  Kongo (Demokratische Rep.)                  69 807
  20.  Thailand 	      67 188
  21.  Frankreich	     63 969   
  22.  Großbritannien	     62 616   
  23.  Italien	     60 044     
  24.  Myanmar	     53 911
  25.  Südafrika	     52 800
  26.  Tansania	     50 810
  27.  Kolumbien	     49 177
  28.  Korea (Republik)	     48 991
  29.  Spanien	     46 378   
  30.  Kenia	     45 637
  31.  Ukraine	     44 803
  32.  Argentinien		      41 903   
  33.  Algerien	     39 782
  34.  Sudan	   39 747   
  35.  Uganda 	      39 092
  36.  Polen 	      38 077
  37.  Irak	     34 574
  38.  Kanada	     34 548   
  39.  Marokko	     33 394   
  40.  Afghanistan		                         32 405
  41.  Peru	     31 111   
  42.  Venezuela	     30 914
  43.  Malaysia	     29 848   
  44.  Usbekistan	     29 648
  45.  Saudi-Arabien	     29 383
  46.  Nepal	     28 922
  47.  Ghana	     26 692

  48.  Mosambik	     26 576
  49.  Jemen	     25 494
  50.  Korea (Demokratische Volksrep.)       24 963
  51.  Madagaskar	     23 670
  52.  Syrien	     23 606
  53.  Australien	     22 990   
  54.  Kamerun	     22 979
  55.  Angola	     22 271
  56.  Sri Lanka	     21 652
  57.  Rumänien	     21 592
  58.  Côte d’Ivoire	     20 646
  59.  Niger	     18 454  
  60.  Chile	     17 751
  61.  Burkina Faso	     17 607
  62.  Malawi	     16 855
  63.  Niederlande	   16 719   
  64.  Kasachstan	     16 639   
  65.  Ecuador	     16 058   
  66.  Guatemala 	      16 032
  67.  Mali	     15 964
  68.  Kambodscha 	      15 579
  69.  Sambia	     14 879
  70.  Senegal	     14 636
  71.  Simbabwe	     14 070
  72.  Tschad	     13 389
  73.  Ruanda   	     12 202
  74.  Guinea	     12 123
  75.  Kuba	     11 365
  76.  Tunesien	     11 136
  77.  Griechenland	     11 041
  78.  Südsudan		                         11 026
  79.  Bolivien	     11 000
  80.  Somalia	     10 986
  81.  Belgien	     10 981
  82.  Benin  		      10 693
  83.  Dominikanische Republik	     10 686
  84.  Haiti	     10 668
  85.  Burundi 	      10 523
  86.  Tschechien	     10 512
  87.  Portugal	     10 506
  88.  Ungarn    	          9 826
  89.  Serbien	     9 542
  90.  Aserbaidschan	     9 522
  91.  Schweden	     9 444
  92.  Belarus	                9 282  
  93.  Vereinigte Arabische Emirate                   9 060
  94.  Tadschikistan		                        8 440

  95.  Österreich	     		   8 367
  96.  Honduras	     8 353   
  97.  Israel	     7 876
  98.  Schweiz	     7 866
  99.  Papua-Neuguinea	     7 521
100.  Bulgarien	     7 176
101.  Jordanien		      7 174
102.  Laos	     7 025
103.  Togo	     7 005
104.  Paraguay	     6 983
105.  El Salvador	     6 587
106.  Eritrea	     6 514
107.  Libyen	     6 504
108.  Nicaragua	     6 304
109.  Sierra Leone	     6 257
110.  Kirgisistan	     5 714 
111.  Dänemark	     5 564
112.  Slowakei	     5 421
113.  Finnland 	       5 387
114.  Turkmenistan	     5 351
115.  Singapur	                           5 178
116.  Norwegen	     4 959
117.  Costa Rica	                         4 894
118.  Zentralafrikanische Republik                    4 699
119.  Irland	     4 628
120.  Kongo (Republik)	     4 578
121.  Libanon	     4 494
122.  Neuseeland	     4 492
123.  Liberia	     4 434
124.  Georgien	     4 417
125.  Kroatien	     4 270
126.  Mauretanien	     4 019
127.  Panama	     3 914
128.  Bosnien-Herzegowina	     3 816 
129.  Moldau	     3 548
130.  Uruguay	     3 443
131.  Albanien	     3 220
132.  Kuwait	     3 220
133.  Oman 	      3 032
134.  Armenien	     3 021
135.  Litauen	     3 018
136.  Mongolei 	      2 882
137.  Jamaika 	      2 871
138.  Namibia	       2 356
139.  Mazedonien 	      2 111
140.  Lesotho 	      2 108
141.  Slowenien 	      2 049
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142.  Lettland 	      2 040
143.  Botswana	       2 031
144.  Gambia	        1 915
145.  Katar	        1 843
146.  Guinea-Bissau 	      1 763
147.  Gabun 	      1 708
148.  Trinidad und Tobago 	      1 356
149.  Bahrain 	      1 332
150.  Estland 	      1 283
151.  Swasiland 	      1 278
152.  Mauritius 	      1 250
153.  Timor-Leste   	     1 228
154.  Zypern 	      1 124
155.  Fidschi 	        914
156.  Dschibuti 	        903
157.  Guyana 	        835
158.  Äquatorialguinea 	        764
159.  Komoren 	        764 

160.  Bhutan 	        761
161.  Montenegro 	        624
162.  Salomonen 	        587 
163.  Suriname 	        549 
164.  Kap Verde	     	                           522
165.  Luxemburg	       514
166.  Malta	       426 
167.  Brunei Darussalam	       423
168.  Bahamas	       374
169.  Malediven	    351
170.  Belize	    335
171.  Island	    329 
172.  Barbados	    284
173.  Vanuatu	    259
174.  Samoa	    204
175.  São Tomé und Príncipe	    201
176.  St. Lucia	    184
177.  St. Vincent und die Grenadinen	    114

178.  Tonga	    114
179.  Mikronesien	    112
180.  Grenada	    110
181.  Kiribati	    105
182.  Seychellen	    95
183.  Antigua und Barbuda	    91 
184.  Andorra	    78
185.  Dominica	    73
186.  Marshallinseln	    58
187.  St. Kitts und Nevis	    55
188.  Liechtenstein	 36
189.  Monaco	    36
190.  San Marino	 31
191.  Palau       			          21 
192.  Nauru	 10
193.  Tuvalu	           		         10 

Die Mitgliedstaaten nach Wirtschaftsleistung (Bruttoinlandsprodukt in Millionen US-Dollar) (Tabelle 5) 
  1.  Vereinigte Staaten 	  16 768 100     
  2.  China	 9 240 270     
  3.  Japan 	  4 919 563     
  4.  Deutschland 	  3 730 261
  5.  Frankreich 	  2 806 428     
  6.  Großbritannien	 2 678 455     
  7.  Brasilien	 2 245 673
  8.  Italien	 2 149 485     
  9.  Russland	 2 096 777   
  10.  Indien	 1 876 797   
  11.  Kanada        		                  1 826 769   
  12.  Australien	 1 560 372   
  13.  Spanien	 1 393 040   
  14.  Korea (Republik)	 1 304 554   
  15.  Mexiko	 1 260 915
  16.  Indonesien		  868 346
  17.  Niederlande	 853 539
  18.  Türkei	 822 135   
  19.  Saudi-Arabien 	  748 450   
  20.  Schweiz		                     685 434
  21.  Argentinien	 609 889   
  22.  Schweden	 579 680   
  23.  Polen	 525 866   
  24.  Belgien	 524 806   
  25.  Nigeria	 521 803   
  26.  Norwegen	 512 580
  27.  Venezuela	 438 284   
  28.  Österreich          	  428 322   
  29.  Vereinigte Arabische Emirate           402 340   
  30.  Thailand	 387 252
  31.  Kolumbien	 378 415   
  32.  Iran			                     368 904   
  33.  Südafrika		  350 630   
  34.  Dänemark 	  335 878   
  35.  Malaysia	 313 159   
  36.  Singapur		                   297 941
  37.  Israel	 290 551   
  38.  Chile	 277 199   
  39.  Philippinen		                     272 067
  40.  Ägypten	 271 973   
  41.  Finnland	 267 329   
  42.  Griechenland	 242 230
  43.  Pakistan	 232 287   
  44.  Irland	 232 077   
  45.  Kasachstan	 231 876
  46.  Irak	 229 327   
  47.  Portugal	 227 324   
  48.  Algerien	 210 183   
  49.  Tschechien		                     208 796   
  50.  Katar	 203 235  
  51.  Peru	 202 350   
  52.  Rumänien	 189 638
  53.  Neuseeland	 185 788   
  54.  Ukraine	 177 431
  55.  Kuwait	 175 831   
  56.  Vietnam	 171 390   
  57.  Bangladesch	 149 990   
  58.  Ungarn	 133 424   
  59.  Angola	 124 178   
  60.  Marokko	 103 836   
  61.  Slowakei	 97 707
  62.  Ecuador	 94 473   
  63.  Oman	 79 656   
  64.  Libyen	 74 200
  65.  Aserbaidschan	 73 560

  66.  Belarus	 71 710   
  67.  Kuba 	  68 234   
  68.  Sri Lanka	 67 182   
  69.  Sudan 	  66 566
  70.  Dominikanische Republik	 61 164   
  71.  Luxemburg	 60 131   
  72.  Kroatien	 57 869   
  73.  Usbekistan	 56 796   
  74.  Uruguay	 55 708
  75.  Kenia	 55 243   
  76.  Bulgarien   	 54 480
  77.  Guatemala	 53 797   
  78.  Costa Rica	 49 621   
  79.  Ghana	 48 137
  80.  Slowenien	 47 987   
  81.  Äthiopien	 47 525   
  82.  Tunesien	 46 994
  83.  Litauen	 45 932
  84.  Serbien	 45 520   
  85.  Libanon    	      44 352   
  86.  Panama	 42 648    
  87.  Turkmenistan	            41 851
  88.  Jemen	 35 955
  89.  Jordanien	 33 679   
  90.  Tansania	 33 225
  91.  Bahrain  		  32 890   
  92.  Kongo (Demokratische Republik)      32 691   
  93.  Côte d’Ivoire	 31 062
  94.  Lettland	        	                       30 957  
  95.  Bolivien	 30 601   
  96.  Kamerun	 29 568   
  97.  Paraguay	 29 009
  98.  Sambia	 26 821   
  99.  Estland	 24 880   
100.  Trinidad und Tobago      	                    24 641   
101.  El Salvador	 24 259
102.  Zypern	 21 911 
103.  Uganda		  21 494   
104.  Afghanistan	 20 310 
105.  Gabun	 19 344
106.  Nepal	 19 294   
107.  Honduras	 18 550 
108.  Bosnien-Herzegowina	 17 851 
109.  Georgien		                     16 140 
110.  Brunei Darussalam	 16 111 
111.  Mosambik	 15 630
112.  Äquatorialguinea	                    15 581
113.  Island	 15 330
114.  Papua-Neuguinea 	   15 289 
115.  Kambodscha      	               15 239 
116.  Senegal	 14 792 
117.  Botswana	 14 785 
118.  Jamaika		                     14 362 
119.  Kongo (Republik)	 14 086 
120.  Tschad		                        13 514 
121.  Simbabwe	 13 490
122.  Namibia	 13 113
123.  Albanien	 12 923 
124.  Mauritius	 11 929 
125.  Südsudan	 11 804 
126.  Burkina Faso	 11 583 
127.  Mongolei	 11 516
128.  Nicaragua	 11 256 
129.  Laos	 11 243
130.  Mali	 10 943 

131.  Madagaskar	 10 613 
132.  Armenien	 10 432 
133.  Mazedonien	 10 195 
134.  Malta 	  9 642
135.  Tadschikistan	 8 508 
136.  Haiti 	  8 459 
137.  Bahamas 	  8 420 
138.  Benin	   8 307 
139.  Moldau 	  7 970 
140.  Ruanda 	  7 521 
141.  Niger 	  7 407 
142.  Kirgisistan	    7 226
143.  Guinea 	  6 144 
144.  Monaco 	  6 075 
145.  Suriname 	  5 299 
146.  Montenegro 	  4 416
147.  Togo 	  4 339 
148.  Barbados 	  4 225 
149.  Mauretanien   	 4 158 
150.  Sierra Leone 	  4 136 
151.  Fidschi 	  3 855 
152.  Swasiland 	  3 791 
153.  Malawi 	  3 705 
154.  Eritrea 	  3 444
155.  Guyana 	  2 990 
156.  Burundi 	  2 715 
157.  Lesotho 	  2 335
158.  Malediven 	  2 300 
159.  Liberia 	  1 951 
160.  Kap Verde 	  1 879 
161.  Bhutan	 1 781
162.  Belize        		                        1 624 
163.  Zentralafrikanische Republik	 1 538 
164.  Dschibuti		  1 456 
165.  Seychellen	 1 443 
166.  St. Lucia	 1 336 
167.  Timor-Leste	 1 270 
168.  Antigua und Barbuda	 1 201 
169.  Salomonen	 1 096 
170.  Guinea-Bissau	 961 
171.  Gambia	 903 
172.  Grenada	 836 
173.  Vanuatu	 828 
174.  Samoa	 802 
175.  St. Kitts und Nevis	 766 
176.  St. Vincent und die Grenadinen	 709 
177.  Komoren	 599 
178.  Dominica	 517 
179.  Tonga	 466 
180.  Mikronesien	 316
181.  São Tomé und Principe	 311 
182.  Palau	 247 
183.  Marshallinseln	 191
184.  Kiribati	 169 
185.  Tuvalu	 38

Für folgende Staaten liegen keine Daten vor: 
Andorra
Korea (Demokratische Republik)
Liechtenstein
Myanmar
Nauru
San Marino
Somalia
Syrien	
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Füsun Türkmen	 pp. 3–9
From Libya to Syria:  
The Rise and Fall of Humanitarian Intervention?

Humanitarian intervention has long been held hostage to 
the concept of national sovereignty. Throughout the Cold 
War, the principle of non-interference in internal affairs 
has prevailed over the protection of civilians. The post-Cold 
War genocides perpetrated in Africa and the Balkans have led 
to the emergence of the ›responsibility to protect‹ (R2P). In 
the wake of the Arab Spring, the international intervention in 
Libya appeared to be a turning point, as it was explicitly meant 
›to protect civilians‹. When Syria was set afire shortly after 
that, the regime engaged in mass killings and atrocities, in-
cluding the use of chemical weapons against the civilian 
population. But this time, the international community re-
frained from military action. While attempting to identify the 
reasons for this contradiction, this article will seek an answer 
to the question: Is this already the end of humanitarian in-
tervention?

Thorsten Benner	 pp. 10–14
UN Crisis Diplomacy:  
Increasingly Helpless and Irrelevant?

Syria, Iraq, Ukraine – these are just a few of the crisis 
hotspots that challenge the United Nations. In none of 
these cases can the United Nations claim anything close to 
success. This article puts the problems of UN crisis diplo-
macy into perspective. Increasing geopolitical fissures have 
buried the liberal dream of a UN-centric order and contri
bute to the limits of action, especially in cases where the 
core geopolitical interests of key powers are at stake (like 
in Syria, Ukraine). But even where there is very limited geo-
political rivalry (e.g. South Sudan), crisis diplomacy is chal-
lenged by rising expectations of protection combined with 
insufficient means, the often underrated veto power of lo-
cal elites as well as weaknesses of political mobilization. 
Despite its systemic weaknesses, the United Nations is un-
likely to be challenged in its role as ›provider of last resort‹ 
in political and humanitarian crises.

Devin Joshi · Roni Kay O’Dell	 pp. 15–20
How UNDP Human Development Reports  
Changed the World

For twenty-five years, Human Development Reports (HDRs) 
produced by the United Nations Development Programme 
(UNDP) have promoted ›human development‹ based on the 
imperative of expanding people’s capabilities to lead mean-
ingful lives of their own choosing. Supporting this perspec-
tive, HDRs compare countries on the composite Human 
Development Index (HDI) as a way of measuring develop-
ment as an alternative to measures of economic growth and 
per capita income. Assessing whether Human Development 
Reports have changed how people around the world think 
about development, the authors conducted qualitative and 
quantitative content analysis of their global academic and 
mass media coverage. They found that the media frequently 
covers HDR publications in all world regions and that cover-
age is largely favorable. 

Ingvild Bode		  pp. 21–26 
Agents of the Status Quo or Agents of Change?  
How UN Officials Can Influence Processes of Policy 
Change in the United Nations

UN officials are more easily associated with the status quo 
than with change. Apart from the UN Secretary-General 
and his Special Representatives, their work has therefore 
been subject to limited attention. However, the development 
of major ideas such as human development or sovereignty as 
responsibility can be associated with the actions and perso
nalities of specific, temporary UN officials. This article ar-
gues that temporary civil servants can become agents of 
change if three factors are combined: first, they occupy in-
sider-outsider positions at the border between the ›second‹ 
and the ›third‹ United Nations; second, they have the ›right‹ 
personal qualities; and third, they are able to frame their 
ideas effectively at an opportune moment in time. These ar-
guments are illustrated with two cases: Mahbub ul Haq and 
human development and Francis Deng and the international 
concern for internally displaced persons. 
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